
Schatten des Faschismus
Taubers Forderung nach Grundrechtsentzug: Ein Blick in den Abgrund

Der CDU-Politiker Peter Tauber
will Rechtsgerichteten Grund-
rechte entziehen lassen. Die Berli-
ner Reaktionen lassen tief blicken.

Keine Absetzung vom Amt des
Parlamentarischen Staatssekretärs
im Verteidigungsministerium, kein
Parteiausschlussverfahren, nicht
einmal eine Rüge von höherer
Stelle − nichts: Der frühere CDU-
Generalsekretär Peter Tauber
konnte die öffentliche Forderung
aufstellen, rechtsgerichteten An-
dersdenkenden Grundrechte wie
das Recht auf Meinungsfreiheit,
auf Eigentum oder auf Versamm-
lung zu entziehen, ohne dass dies
für ihn auch nur die geringsten
Folgen nach sich gezogen hätte.

Danach erübrigt sich die Frage,
ob Tauber mit seiner erschüttern-
den Entgleisung allein stand oder
ob er nur aussprach, was in den
Hirnen einflussreicher Kreise an

der Spitze des Staates längst
Kreise zieht.

Wie zum Beleg für Letzteres
schob Bundesinnenminister Horst
Seehofer (CSU) nach, sein Mi-
nisterium wolle solche Grund-
rechtseingriffe „prüfen“. Und
Kanzlerin Angela Merkel kündigte
auf dem Evangeli-
schen Kirchentag
an, künftig „ohne
Tabu“ zu bekämp-
fen, was sie für
„Rechtsextremis-
mus“ hält.

Der Begriff
„Rechtsextremismus“ ist längst so-
weit gedehnt worden, dass bald
alles hineinzupassen scheint, was
nicht links ist. Wie weit das gehen
kann, hat die SED einst vorge-
macht. Sie nannte ihre mörderische
Grenze „antifaschistischer Schutz-
wall“. Alle, die unter dem brutalen
kommunistischen Regime nicht

mehr leben wollten und auf eigene
Faust die Freiheit im Westen such-
ten, waren in dieser Logik „Fa-
schisten“ − und wurden gnadenlos
niedergeschossen, ermordet.

Dass sich der neue Faschismus
als „Antifaschismus“ tarnen
würde, fürchteten wahre Antifa-

schisten schon
seit Ende des
Zweiten Welt-
kriegs. Dass offen
totalitäre Gedan-
ken nun aber aus
den Reihen der
deutschen Christ-

demokraten hervorquellen, muss
selbst die finstersten Geschichts-
Pessimisten überraschen. Eher
hatte man dies von jenen erwartet,
welche SPD-Nachkriegschef Kurt
Schumacher als „rotlackierte
Nazis“ charakterisiert hat, welche
später den blutigen „Schutzwall“
errichten sollten.

Anlass für die Raserei von Tauber
und Co. war die Ermordung des
Kasseler Regierungspräsidenten
Walter Lübcke. Dass der mutmaß-
liche Täter Stephan E. in Neonazi-
Kreisen verkehrt hat, gilt als
unumstritten. AfD-Politikern und
anderen Unbeteiligten wird nun
wahllos eine geistige Mitschuld an
der Tat angehängt. Kritiker solcher
Attacken fragen sich, wer in dieser
Logik alles mitschuldig gewesen
sein müsste an den RAF-Morden.
Alle 68er? Gar jeder, der seinerzeit
irgendwie „links“ war?

Allein diese Fragen zeigen die
Abwegigkeit der Anwürfe gegen
die heute Verleumdeten auf. Diese
Abwegigkeit aber lässt erahnen,
wie skrupellos Tauber und die Sei-
nen vorgehen, um die politische
Konkurrenz niederzustampfen.
Wer dies aus der Distanz betrach-
tet, erblickt die Schatten eines
neuen Faschismus.  Hans Heckel
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Wiedergänger aus finsterster Zeit: Ex-CDU-Generalsekretär Peter Tauber Bild: pa

Putin überzeugt nicht mehr
Armut nimmt in Russland stark zu – Protestbereitschaft wächst 

Tradition spielt keine Rolle
VDA vor Aus: Kulturinstitutionen hängen am Wohl der Tagespolitik

Viele Jahre galt Wladimir
Putin seinen Landsleuten
als Garant für Stabilität, der

für Ordnung im Land sorgt und
der die traditionellen Werte vertei-
digt. Sein Volk nahm ihm nur zu
gerne das Image des starken Man-
nes ab, der Russland im Inneren 
festigt und dem Land auch in der
Außenpolitik wieder zu Macht und
Ansehen verhilft.

Doch dieses Image bekommt in
letzter Zeit Risse, die kaum noch
zu verdecken sind: Laut dem staat-
lichen Meinungsforschungsinstitut
„Wziom“ hat der Popularitätswert
des Präsidenten mit 31,7 Prozent
einen historischen Tiefstand er-
langt. Das unabhängige „Lewada-
Zentrum“ konstatiert, dass mit 

30 Prozent fast doppelt so viele
Russen bereit sind, an Protestaktio-
nen teilzunehmen, wie im Vorjahr.

Grund für die Unzufriedenheit
der Bevölkerung ist nicht nur die
anhaltende Korruption, sondern
auch die zunehmende Armut.

Während die mit dem Kreml ver-
bandelte Geschäftswelt den Sank-
tionen des Westens trotzen kann,
bekommt Otto Normalverbraucher
deren Auswirkungen mit aller
Wucht zu spüren: Lebensmittel
werden knapp, die Ladenregale

leeren sich, die Inflation galoppiert
und die Arbeitslosenquote steigt.
19 Millionen Russen leben laut
Alexej Kudrin, dem Chef des russi-
schen Rechnungshofs, bereits un-
terhalb der Armutsgrenze. 

Putin bekam den Frust der Men-
schen bei seiner jährlichen TV-
Sendung „Direkter Draht“ zu
spüren, in der er seinen Bürgern
Rede und Antwort steht. Die zuvor
ausgewählten Teilnehmer trugen
ihre Klagen, Sorgen und Nöte mit
mehr Nachdruck und Forderungen
vor als in den zurückliegenden
Jahren. Putin versprach, dass alles
besser werde – wie er seine Ver-
sprechen umsetzen will, sagte er
nicht. Manuela Rosenthal-Kappi

(siehe auch Seite 6)

An Vereinen und Instituten,
welche um die Förderung
deutscher Sprache und Kul-

tur im Ausland bemüht sind, man-
gelt es nicht. Platzhirsch ist hier
das Goethe-Institut, das mit fast
160 Standorten in 98 Ländern ver-
treten ist. Daneben führen andere
Organisationen ein eher stiefmüt-
terliches Dasein. Dazu zählt das In-
stitut für Auslandsbeziehungen
(ifa), das 1951 aus dem 1917 ge-
gründeten Deutschen Ausland-In-
stitut hervorgegangen ist und das
heute allenfalls durch die Vergabe
des mit 10000 Euro dotierten
Theodor-Wanner-Preis an Perso-
nen, die für den Dialog der Kultu-
ren eintreten, auf sich aufmerk-
sam macht.

Die älteste Kulturorganisation für
das Ausland ist aber der Verein für
Deutsche Kulturbeziehungen im
Ausland (VDA), der schon 1881 als
„Allgemeiner Deutscher Schulver-
ein“ gegründet wurde und dem
Persönlichkeiten wie die Historiker
Theodor Mommsen und Heinrich
von Treitschke angehörten. In den
Spitzenjahren nach dem Ersten
Weltkrieg, als es darum ging, die
deutsche Kultur in den durch den
Versailler Vertrag verlorengegange-
nen deutschen Gebieten zu be-
wahren, zählte der Verein über 
2,5 Millionen Mitglieder.

Jetzt hat er bald keine mehr, denn
der VDA hat Insolvenz beantragt
und befindet sich in Auflösung. Der
Verein, der sich die Förderung des

Schulunterrichts im Ausland auf
die Fahnen geschrieben hat, ist
auch ein Opfer der Politik. Bis zur
rot-grünen Regierung im Jahr 1998
erhielt er noch Millionenzuwen-
dungen vom Auswärtigen Amt.
Doch während das Goethe-Institut
jährlich mit gut 240 Millionen Euro
gepäppelt wird, findet der VDA
keine Sympathien mehr bei der jet-
zigen Bundesregierung. Zwei Dinge
mögen dafür ausschlaggebend sein:
Späte Rache für die Rolle des Ver-
eins während der NS-Zeit und die
Tatsache, dass heutzutage Auslän-
der in Deutschland wichtiger
scheinen als Deutsche im Ausland.
Also meuchelt man lieber eine
lange Tradition. Harald Tews

(siehe auch Seite 9)
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Das Ostpreußenblatt

Das Volk hat das Vertrauen
der Regierung verscherzt.

Wäre es da nicht doch einfa-
cher, die Regierung löste das
Volk auf und wählte ein ande-
res?“ Wer kennt ihn nicht, die-
sen geistreichen Vorschlag von
Bertold Brecht? Hintergrund
war der Aufstand vom 17. Juni
1953. Nach der Volkserhebung
hatte es seitens der SED weni-
ger Selbstkritik gegeben als
vielmehr Kritik am Volk. Ganz
nach dem Motto: Wenn zwi-
schen Partei und Volk das Ver-
trauen fehlt, dann ist natürlich
das Volk schuld und nicht etwa
die Partei. 

Hieran erinnert unfreiwillig
die jüngste Kritik des Bundes-
innenministers und der Bun-
desverteidigungsministerin an
Friedrich Merz’ zutreffender
Feststellung, dass die Union das
Vertrauen vieler Mitarbeiter
von Bundespolizei und Bundes-
wehr verloren habe. Statt
Merz’ Feststellung als Kritik an
der Union zu interpretieren,
dass diese nur noch in sinken-
dem Maße in der Lage ist, Bür-
ger, die sich der Verteidigung
der inneren und äußeren Si-
cherheit verschrieben haben,
an sich zu binden, tun die bei-
den Unions-Regierungsmitglie-
der so, als müssten sie sich nun
schützend vor ihre Mitarbeiter
stellen. Sie setzen damit als
selbstverständlich voraus, dass
Merz’ Feststellung eines Ver-
trauensschwundes nicht etwa
eine Kritik an ihrer Union dar-
stellt, sondern an den in ihren
Zu stän dig keitsbereich fallen-
den Staatsbediensteten. Ganz
nach dem Motto: Wenn zwi-
schen der Union sowie den für
die innere und äußere Sicher-
heit zuständigen Staatsdienern
ein Vertrauensschwund konsta-
tiert wird, dann ist das natür-
lich ein Vorwurf an die
Staatsdiener und nicht etwa an
die Union.

MANUEL RUOFF:

Wie bei Brecht



Nach Jahren des politisch korrek-
ten Wegsehens und Marginalisie-
rens beim Thema Clankriminalität
liefern einzelne Bundesländer sich
nun sogar einen Wettlauf, wer
schneller, härter und erfolgreicher
gegen die Mafias Deutschlands
vorgeht.

Jahrzehntelange wurde fast
nichts getan, jetzt überbieten sich
einige Bundesländer im Kampf ge-
gen die Clankriminalität. Niemand
weiß genau, zu welcher Dimen-
sion das Problem Clankriminalität
in Deutschland bereits angewach-
sen ist. Die kriminellen Machen-
schaften der Clans durchziehen
Deutschland schon seit Jahrzehn-
ten, mit allerdings immer spekta-
kulärer und frecher werdenden
Verbrechen, wie der Mord eines
Clanmitglieds auf offener Straße
oder ein Pokerraub während lau-
fenden Spielbetriebs. Clanmitglie-
der stellen ihre Arroganz und
Macht beispielsweise bei Hochzei-
ten immer mehr öffentlich aus.
Dazu gehört auch das Vorzeigen
extrem teurer Autos oder Uhren
durch Hartz-IV-Bezieher. Wissen-
schaftlichen Forschungen von
Clanspezialisten, die selbst aus
dem Nahen Osten stammen, wie
Ralf Ghadban oder Ahmed Man-
sour, bescheinigen, dass es fünf
nach zwölf ist. Sie legten dar, dass
die Clanbildung eine Folge einer
verfehlten Asylpolitik ist. Eine sol-
che Kritik galt jedoch während der
Asylkrise, als es hieß, „Wir schaf-
fen das“, als nicht opportun.

Irgendwann war es jedenfalls zu
viel. Politik, Polizei und Justiz ha-
ben der Clankriminalität den
Kampf angesagt. Viel häufiger als
früher gibt es Razzien. Gesetze
wurden verschärft, Vermögen von
Verdächtigen beschlagnahmt. Mit-
glieder dieser Verbrecherclans sä-
hen Deutschland als Beute, erklär-
te Bundesinnenminister Horst
Seehofer (CSU). Es stellt sich die
Frage, ob man mit den derzeitigen
Mitteln und Möglichkeiten den
Siegeszug der Clans überhaupt
noch stoppen kann, denn täglich
kommen via Asyl neue Clankandi-
daten ungebremst in ein Land, das
schon lange mit ihnen nicht mehr
fertig wird.

Zum ersten Mal war das Thema
Clankriminalität nun weit oben
auf der Prioritätenliste einer
Innenministerkonferenz. In Kiel
berieten die Ressortchefs aus
Bund und Ländern, wie man sich
aus dem Griff der Großfamilien lö-
sen könne. Nordrhein-Westfalen,
wo seit 2017 Herbert Reul als
Innenminister für die innere Si-
cherheit zuständig ist, hat vor Kur-

zem, weil das bevölkerungsreich-
ste deutsche Bundesland be-
sonders betroffen ist, ein Lagebild
erstellt. Das Ergebnis verschlug
wegen der Ausmaße manchem
Innenexperten die Sprache. Allein
in NRW zählt die Polizei 104 kri-
minelle Clans. Zwischen 2016 und
2018 sollen Clanmitglieder für
mehr als 14000 Straftaten verant-
wortlich gewesen sein. Dazu gehö-

ren Raub, Prostitution, Drogen-
handel und Körperverletzung. In
nur wenigen Jahren haben Clan-
kriminelle große Vermögen ange-
häuft und beziehen weiterhin
Hartz IV. Heute verbinden sich
ganze Clans miteinander und wer-
den so noch stärker. So gelingt es
ihnen besser, große Teile ihrer
Beute in den normalen Geldkreis-
lauf zurückzubringen.

Viele kriminelle Mitglieder von
kurdisch- oder arabischstämmigen
Großfamilien sind bereits in den
1980er Jahren via Asyl nach
Deutschland gekommen. Die er-
sten waren die Mhallamiye-Kur-
den, die als Staatenlose aus dem
Libanon via DDR durch das „Ber-
liner Loch“ in die Bundesrepublik
kamen und im Asylverfahren ge-
duldet werden mussten, weil sie

nicht abgeschoben werden konn-
ten, da sie ja Staatenlose waren.
Anstatt Abschiebung folgte auch
nach dem Ende der DDR und des
„Berliner Lochs“ eine weitere
Massenzuwanderung von staaten-
losen Clanmitgliedern aus dem Li-
banon, darunter jetzt vor allem Pa-
lästinenser, die wiederum nicht
abgeschoben werden konnten.
Während jahrzehntelangen Dul-

dungsphasen, in denen eine Ar-
beitsaufnahme nicht gestattet war,
begannen einige dann, auf illegale
Weise ihr Einkommen aufzubes-
sern, und machten daraus ihr Ge-
schäftsmodell.

Berlin zog vor einem Jahr 77 Im-
mobilien einer Clanfamilie, die
mit kriminellen Vermögen gekauft
worden waren, vorläufig ein.
Künftig soll sich bei der Staatsan-

waltschaft eine eigene Spezialab-
teilung mit dem Abschöpfen von
kriminellem Vermögen  beschäfti-
gen. Vorgesehen sind künftig auch
verstärkte Kontrollen gegen Fir-
men im Kfz-Handel, Shisha-Bars,
Spielhallen und Wettbüros. Trotz
jahrzehntelanger Erfolglosigkeit
sollen Möglichkeiten von „aufent-
haltsbeendenden Maßnahmen,
Rückführungen und Überstellun-

gen“ wieder ins Auge gefasst wer-
den. Die Minister stellten zudem
fest, dass ein „wichtiger Einfluss-
faktor“ für die Begehung der Straf-
taten ein in der Heimat vorherr-
schendes Wertesystem sei, das mit
der Rechtsordnung hierzulande
nicht vereinbar sei. Der Begriff Is-
lam fiel hier zwar nicht, aber jeder
wusste, dass dies damit gemeint
war. Bodo Bost
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Däne wird OB
in Rostock

Rostock – Ein in Dänemark gebore-
ner Unternehmer hat in Rostock
die Stichwahl zum Oberbürgermei-
ster gewonnen. Damit wurde erst-
mals ein EU-Ausländer Oberhaupt
einer deutschen Stadt. Claus Ruhe
Madsen kam im Alter von 20 Jah-
ren als Mitarbeiter eines dänischen
Möbelhauses nach Deutschland.
Eigentlich wollte er nur ein Jahr
bleiben, aber fünf Jahre später
gründete er in Rostock mit Partnern
die Möbel Wikinger GmbH und
wurde deren Geschäftsführer. Von
2013 bis 2019 war er ehrenamt-
licher Präsident der Industrie- und
Handelskammer zu Rostock und
kam als Parteiloser in die Politik.
Seine Kandidatur wurde zunächst
nur von der FDP und später auch
von der CDU unterstützt. Immerhin
war sein Gegenüber in der Stich-
wahl der Sozialsenator von der
Linkspartei. Nun ist Rostock die er-
ste deutsche Großstadt, die von ei-
nem Dänen regiert wird, sonst wä-
re es die erste Großstadt geworden,
die von einem Politiker der Links-
partei regiert worden wäre. Die Dä-
nen bilden im Nachbarbundesland
Schleswig Holstein eine nationale
Minderheit in Deutschland. Es gibt
dort sogar mit dem südschleswig-
schen Wählerverband (SSW) eine
eigene dänische Partei, die als Min-
derheitenpartei von der Fünf-Pro-
zent-Klausel ausgenommen ist. So
konnte sie bereits zweimal Mehr-
heitschbeschafferin einer linken
Landesregierung in Kiel sein, aber
noch nie eine Großstadt erobern,
lediglich einige kleinere Orte im
deutsch-dänischen Grenzgebiet.
Auf das Dänische in seiner Biogra-
fie hat Claus Ruhe Madsen, denn
auch weniger Wert gelegt, obwohl
er seinen dänischen Pass bis heute
behalten hat. B.B.

Flucht nach vorn
Erstmals wurde Clankriminalität auf einer Innenministerkonferenz nicht ignoriert, sondern thematisiert

Kirchenerneuerung statt Zeitgeistanpassung
19. Kongress »Freude am Glauben« – Resolution gegen Verlust der Meinungsfreiheit beschlossen

Ziel des Forums Deutscher
Katholiken ist die Förde-
rung der Verkündigung des

katholischen Glaubens nach der
Lehre der Kirche, gemäß dem Ka-
techismus der katholischen Kir-
che“, sagt Hubert Gindert, Grün-
der und Sprecher des Forums
Deutscher Katholiken, das Mitte
Juni den dreitägigen Kongreß
„Freude am Glauben“ unter dem
Motto „Ohne Gott – keine Zu-
kunft“ veranstaltet hat. 

Der Vertreter des Papstes in
Deutschland, der Apostolische
Nuntius (Botschafter) Erzbischof
Nikola Eterovic, der Vorsitzende
der Deutschen Bischofskonferenz,
Reinhard Kardinal Marx, und der
Bayerische Ministerpräsident,
Markus Söder, wünschten den
Teilnehmern in schriftlichen
Grußworten einen gesegneten
und erfolgreichen Verlauf.

Der Regensburger Oberhirte
Rudolf Voderholzer eröffnete den
Kongress im Beisein seines eme-
ritierten Amtsbruders Bischof
Walter Mixa mit einem Pontifikal-
amt im vollbesetzten Liebfrauen-
münster. Voderholzer sprach sich
gegen die Weihe von Frauen aus,
begrüßte zugleich das jüngste Do-
kument des Vatikan zum Thema
Gender. „Dass es die Bildungs-

kongregation ist, die das erste der
angekündigten Dokumente zu
dieser Frage veröffentlicht, hängt
mit der von Papst Franziskus
schon oft kritisierten „ideologi-
schen Kolonisierung“ zusammen,
durch die gerade über den Weg
der Erziehung der Kinder und Ju-
gendlichen die Schöpfungswirk-
lichkeit untergraben wird“, sagte
der Regensburger Bischof.

In seiner Einführung in das
Programm des Kongresses dankte
Gindert Bischof Vorderholzer da-
für, dass er immer wieder in kla-
ren und unmissverständlichen
Worten die Lehre der Kirche be-
tone, wenn wieder einmal „ein
Tsunami durch die kirchliche
Landschaft“ ziehe. Bezogen auf
den Veranstaltungsort betonte
Gindert die kirchengeschichtliche
Bedeutung Ingolstadts. Für die
Selbstreform der Kirche im 16.
Jahrhundert sei diese Stadt von
großer Bedeutung – denn mit Jo-
hann Eck, Petrus Canisius und Ja-
kob Rem wirkten hier Geistliche,
die uns an die Aufgabe der Neu-
evangelisierung von heute erin-
nern.

Höhepunkt des ersten Kon -
gress tages war für die meisten der
rund 1300 Teilnehmer die Rede
des Schirmherrn des Kongresses,

des ehemaligen (und schon lange
aus der CDU ausgetretenen) Mi-
nisterpräsidenten Werner Münch
zum Thema „Rechtsstaatlichkeit
und Meinungsfreiheit“. Seine Ge-
danken spiegeln sich wider in ei-
ner Resolution der Teilnehmer, in
der sich diese gegen einen Verlust
an Rechtsstaatlichkeit und Frei-
heit, vor allem der Meinungsfrei-
heit, zur Wehr setzen. Die zentra-
len Defizite in Bezug auf diese
beiden Säulen in einer Demokra-
tie wurden unter anderem an den
Punkten Ehe und Familie, „politi-
cal correctness“, „gender main-
streaming“, Lebensschutz und
Einwanderung verdeutlicht und
kritisiert. Wer das alles kritisiere,
werde als „Fundamentalist,
Rechtsradikaler oder Faschist“
diffamiert.

Den zweiten Kongresstag prägte
– nach einem feierlichen Hoch-
amt in der außerordentlichen
Form des römischen Ritus in der
Moritzkirche – eine hochkarätige
Podiumsdiskussion zum Thema
„Mensch bleiben in der Arbeits-
welt des 21. Jahrhunderts“ sowie
ein Vortrag des ehemaligen Präsi-
denten des Deutschen Lehrerver-
bandes Josef Kraus, der sich mit
der Verantwortung der Medien in
der digitalen Welt beschäftigte.

Würdiger Abschluss des Tages
war eine eindrucksvolle abendli-
che Marienprozession vieler
Hundert Teilnehmer mit Marien-
weihe von der Franziskanerbasili-
ka durch die barocke Altstadt zur
Moritzkirche.

Der viel beachtete und theolo-
gisch bestechende Abschlussvor-
trag des Trierer Kirchenrechtlers
Christoph Ohly beschäftigte sich
mit dem Thema „Eucharistie und
Priestertum“. Im Gegensatz zu
vielen seiner „modernen“ Profes-
sorenkollegen betrachtet Ohly,
der auch Vorsitzender des „Rat-
zinger-Schülerkreises“ ist, beides
„als unersetzbares Geschenk des
Herrn an seine Kirche, welches
zu Dankbarkeit auffordert und zu
Gehorsam und Verantwortung
gegenüber dem darin erkennba-
ren Willen Gottes“.

In einer weiteren Resolution
forderten die Teilnehmer, „das
Evangelium wieder zum Leuch-
ten zu bringen“. Die Situation der
deutschen Ortskirche sei durch
Verwirrung, Frustration und Spal-
tung gekennzeichnet. Daher
unterstützte die Kongressgemein-
de den Weg Bischof Voderholzers,
der eine Erneuerung der Kirche
nicht von einer Anpassung an
den Zeitgeist erwartet: „Die Ge-

schichte zeigt, dass wahre Erneu-
erung immer aus einem tiefen Ge-
horsam gegenüber der Botschaft
des Evangeliums, aus einer ver-
stärkten Bemühung um Katechese
und Verkündigung sowie aus ei-
ner radikalen Christusnachfolge
erwachsen sind“.

Feierlicher Abschluss des Kon-
gresses war schließlich das Ponti-
fikalamt des Eichstätter Ortsbi-
schofs Gregor Maria Hanke, der
den Teilnehmern dankte und sie
bestärkte, nicht mutlos zu wer-
den, sondern mit dem „Kraftwerk
Freude am Glauben“ nach der
Wahrheit zu suchen und für sie
einzustehen. Im Mittelpunkt der
Predigt des Benediktiners stand
am Dreifaltigkeitssonntag eben-
diese; sie sei zwar ein „schweres
Geheimnis“, offenbare sich aber
in den Wegweisungen Christi.

Der nächste Kongress „Freude
am Glauben“ wird vom 12. bis
14. Juni 2020 in Ingolstadt statt-
finden. Roger Zörb

Der Autor ist Vorsitzender des
Bundes Katholischer Rechtsan-
wälte und der Gesellschaft zur
Förderung christlicher Verant-
wortung sowie Herausgeber
dreier Festschriften für Bene-
dikt XVI.

Fünf Jahre 
Gedenktag

Berlin – Die Vertreibung von rund
15 Millionen Deutschen aus ihrer
angestammten Heimat in Schle-
sien, Pommern, Ostbrandenburg,
Ost- und Westpreußen, Danzig, im
Weichsel-Warthe-Raum, im Balti-
kum, im Sudetenland, im Karpa-
ten- und Donauraum sowie in den
deutsch besiedelten Gebieten Russ-
lands und der Ukraine stellt bis
heute die größte Zwangsumsied-
lung weltweit dar. Seit 2014 wird
am 20. Juni in Berlin der bundes-
weite Gedenktag an die Opfer von
Flucht und Vertreibung begangen.
In seiner Festrede betonte Bernd
Fabritius, Präsident des Bundes der
Vertriebenen (BdV), wie notwendig
und sinnstiftend das Gedenken
und Erinnern an Flucht und Ver-
treibung für unsere Gesellschaft
seien. Fabritius bemängelte, dass es
„noch nicht einmal in unserem ver-
einten Europa eine klar normierte
Festlegung und Ahndung ethni-
scher Säuberungen gibt“. Eine sol-
che fordere der BdV schon lange.
Die Unionsparteien haben diese
Forderung in das gemeinsame
Wahlprogramm zur Europawahl
aufgenommen. Die Umsetzung
lässt allerdings auf sich warten. Die
niedersächsische Landesbeauftrag-
te für Heimatvertriebene und Spät-
aussiedler Editha Westmann sieht
den Gedenktag als Grundlage einer
Auseinandersetzung junger Men-
schen mit der Geschichte. Die
Schrecken von Flucht und Vertrei-
bung sowie die schwierige Zeit
nach der Ankunft im Westen dürf-
ten nicht in Vergessenheit geraten.
Am 20. Juni wird auch der interna-
tionale Weltflüchtlingstag der UN
begangen. Das Flüchtlingshilfswerk
der UN beziffert die Zahl der Men-
schen, die auf der Flucht sind oder
vertrieben wurden, akutell mit 
70 Millionen weltweit. MRK

MELDUNGEN

AKT U E L L

Unter den Landesinnenministern ist insbesondere der nordrheinwestfälische durch eine medienwirksame Enttabuisierung des Pro-
blems Clankriminalität hervorgetreten: Herbert Reul bei einer Polizeirazzia im Bochumer Bermudadreieck Bild: action press
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Ein Orden für
fast jeden

Berlin – Irgendwo in einem Kel-
ler im Bereich des Bundesvertei-
digungsministeriums lagern
10 000 Veteranenabzeichen der
Bundeswehr. Beschafft wurden
sie unter dem früheren Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizi-
ère. Ausgegeben wurden sie
allerdings nicht, weil sich Mini-
sterium, Truppe und Soldaten-
verbände nicht auf eine Defini-
tion des Veteranenbegriffs ver-
ständigen konnten. In einem Ta-
gesbefehl legte Verteidigungsmi-
nisterin Ursula von der Leyen im
November vergangenen Jahres
kurzerhand fest: „Veteranin oder
Veteran der Bundeswehr ist, wer
als Soldatin oder Soldat der
Bundeswehr im aktiven Dienst
steht oder aus diesem Dienstver-
hältnis ehrenhaft ausgeschieden
ist, also den Dienstgrad nicht ver-
loren hat.“ Also so ziemlich jeder,
der irgendwann einmal für wie
lange auch immer Soldat der
Bundeswehr war. Außerdem hat-
te die Ministerin „angewiesen,
Vorschläge zu erarbeiten, wie die
Würdigung der Veteranen weiter
ausgestaltet werden kann“. Her-
ausgekommen ist das vergessene
Veteranenabzeichen aus der Erb-
masse de Maizières. Aus Anlass
des Tages der Bundeswehr hat
von der Leyen am vorvergange-
nen Sonntag die ersten Abzei-
chen verliehen. Jeder, der unter
die Veteranen-Kategorie fällt,
kann das Abzeichen beim Perso-
nalamt (Bundesamt für das Per-
sonalmanagement der Bundes-
wehr, VI 1.1, Luisenstraße 109,
53721 Siegburg, BAPersBWVIVe-
teranenabzeichen@bundes-
wehr.org) beantragen. Es wird
dann auf dem Postweg zugestellt.
Aktive Soldaten können das Ab-
zeichen zentral über ihren Trup-
penteil beantragen und erhalten
es auch dort ausgehändigt. Mit
der Verleihung dürfte es aller-
dings etwas länger dauern. Denn
erst einmal müssen Millionen
der Anstecker in Form eines Ei-
sernen Kreuzes mit Bundesadler
beschafft werden. J.H.

Im November 2018 musste Hans-
Georg Maaßen seinen Posten als
Präsident des Bundesamtes für
Verfassungsschutz räumen. Nun
werden auch gegen den Chef des
sächsischen Verfassungsschutzes
Rücktrittsforderungen laut.

Abermals stehen die Rücktritts-
forderungen im Zusammenhang
mit der Bewertung von Ereignissen
in der Stadt Chemnitz. Hans-Georg
Maaßen hatte vergangenes Jahr
Zweifel geäußert, dass es bei Prote-
sten in der sächsischen Stadt zu
Hetzjagden auf Ausländer gekom-
men sei. Gordian Meyer-Plath, der
Leiter des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz Sachsen, steht nun
unter scharfer Kritik, weil seine
Behörde das Konzert „wirsind-
mehr“ im Verfassungsschutzbe-
richt 2018 erwähnt. Das Konzert
hatte am 3. September 2018 in
Chemnitz stattgefunden und war
als Gegenveranstaltung zu Prote-
sten konzipiert, zu denen es nach
einer tödlichen Messerattacke auf
einen Deutsch-Kubaner am Rande
des Stadtfestes gekommen war.
Derzeit verhandelt das Landge-
richt Chemnitz den Fall. Angeklagt
ist ein Syrer wegen gemeinschaft-
lichen Totschlags. Ein weiterer Tat-
verdächtiger aus dem Irak ist noch
immer auf der Flucht. Die Gewalt-
tat hatte in Chemnitz im vergange-
nen Jahr zu Protesten gegen die
Immigrationspolitik geführt. Linke
Gruppen mobilisierten wiederum
zu Gegenveranstaltungen wie etwa
„wirsindmehr“.

Bereits im vergangenen Jahr war
vereinzelt Kritik an Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier laut
geworden. Er hatte auf seiner Face-
book-Seite einen Hinweis auf das
Konzert in Chemnitz „wirsind-
mehr“ geteilt.

Die sächsischen Verfassungs-
schützer schreiben in ihrem Jah-
resbericht 2018 zu dem Konzert
„wirsindmehr“ nun: „Bei der Kon-
zertveranstaltung unter dem Motto
„#WIRSINDMEHR“ mit ca.
65 000 Besuchern trat auch die
linksextremistische Band Feine
Sahne Fischfilet aus Mecklenburg-
Vorpommern auf. Im Publikum

wurden Fahnen der Antifaschisti-
schen Aktion und Banner der YPG
gezeigt. Im Verlauf der Veranstal-
tung wurden u. a. die Parolen ,Na-
zis raus!‘ und ,Alerta, alerta, Antifa-
schista!‘ skandiert.“ 

Bereits in der Vergangenheit hat-
te sich der Verfassungsschutz in
Mecklenburg-Vorpommern mit der
Musikgruppe Feine Sahne Fischfi-
let beschäftigt und sie mehrfach in
Jahresberichten erwähnt. Ins Visier

geraten ist die Punkband wegen
Textzeilen wie, „Die nächste Bul-
lenwache ist nur ein Steinwurf ent-
fernt“. 

Scharfe Kritik an der Einstufung
des Konzerts „wirsindmehr“ als
teilweise linksextrem, äußerte
Sachsens SPD-Chef und Stellver-
treter des Ministerpräsidenten
Martin Dulig. Dulig sagte, das Kon-
zert sei eine eindrucksvolle Stel-
lungnahme für ein weltoffenes
Chemnitz gewesen. 

Auch der sächsische Innenmini-
ster Roland Wöller (CDU) distan-
ziert sich inzwischen von der Ein-
schätzung des Verfassungsschut-
zes. Über Twitter bezeichnete Wöl-
ler das Konzert als ein „klares
Zeichen gegen Rechtsextre-
mismus“. Ministerpräsident Mi-
chael Kretschmer (CDU) teilte
ebenfalls über Twitter mit, er habe
das Konzert als „eine ganz großar-
tige Sache empfunden“. „Die fünf

Zeilen im Verfassungsschutzbe-
richt bewerten weder Veranstal-
tung noch Veranstalter“, so der
CDU-Politiker.

Zusätzlicher Druck auf Sachsens
Verfassungsschutzchef kommt aus
dem benachbarten Brandenburg.
Dort wirft ihm der „Die Linke“-Po-
litiker Volkmar Schöneburg
Falschaussagen vor einem parla-
mentarischen Untersuchungsaus-
schuss vor. Meyer-Plath war be-
reits im vergangenen Jahr als Zeu-

ge nach Potsdam geladen worden.
Der dort eingerichtete NSU-Unter-
suchungsausschuss hat sich insbe-
sondere mit den Aktivitäten des V-
Manns Carsten Szczepanski, alias
„Piatto“, beschäftigt. Dieser hatte
im Jahr 1998 dem brandenburgi-
schen Verfassungsschutz mehr-
mals Hinweise auf das flüchtige
Trio gegeben, das später als NSU
bekannt wurde. Meyer-Plath war
bis zum Jahr 2013 Mitarbeiter des

brandenburgischen Verfassungs-
schutzes. Ende der 90er Jahre war
Meyer-Plath auch ganz direkt mit
der Führung der Quelle „Piatto“
betraut. 

Aus Sicht von Volkmar Schöne-
burg, Obmann von „Die Linke“ im
Untersuchungsausschuss, hat Sach-
sens Verfassungsschutzchef im
Potsdamer Landtag widersprüchli-
che Aussagen zu Postlieferungen an
den damals inhaftierten V-Mann
„Piatto“ gemacht. Laut Medienbe-

richten prüft die Potsdamer Staats-
anwaltschaft nun, ob der Anfangs-
verdacht einer Straftat besteht. 

Teile der „Die Linke“-Parteibasis
und der Anhängerschaft dürften
die Kritik am sächsischen Verfas-
sungsschutzchef durchaus auch als
willkommenes Signal verstehen.
Gerade in Brandenburg hat die
Linkspartei in Sachen Verfassungs-
schutz nämlich einen erstaunlichen
Spagat vorgeführt. In dem Ab-

schlussbericht des NSU-Untersu-
chungsausschusses hat die „Die
Linke“-Fraktion die Empfehlung
nach Abschaffung des Verfassungs-
schutzes hineingeschrieben. Als
Teil der Regierungskoalition stimm-
te die „Die Linke“-Fraktion aber vor
Kurzem im Landtag wiederum ei-
nem neuen Verfassungsschutzge-
setz samt neuen Befugnissen zu
und nickte auch eine deutliche Per-
sonalaufstockung beim Verfas-
sungsschutz ab. Norman Hanert

Hans-Georg Maaßen auf Sächsisch?
Nach dem Verfassungsschutzchef des Bundes wird nun der des Freistaates in Sachen Chemnitz attackiert

Nach Ansicht Joschka Fi-
schers hat Bundeskanzle-
rin Angela Merkel den

richtigen Zeitpunkt für ihren
Rück zug verpasst. Der grüne ehe-
malige Vizekanzler und Außenmi-
nister verglich Merkel in diesem
Zusammenhang mit dem ersten
Bundeskanzler Konrad Adenauer,
der nicht aufhören konnte und so
den richtigen Zeitpunkt für den
Abtritt verpasste. Fischer sprach in
dieser Hinsicht sogar von einem
„Fluch über dem deutschen Kanz-
leramt“. 

Anlass zu dieser Kritik gab ihm
ein Aufenthalt in Österreich, wo
der 71-Jährige in seiner Eigen-
schaft als Berater und Lobbyist
unterwegs war. Dort stellte er sich
Fragen von Schülern eines Gymna-
siums und der Lokalzeitung in
Vorarlberg. 

Bei der Gelegenheit äußerte er
sich auch kritisch gegenüber grü-
nen Forderungen nach Verzicht zu-
gunsten des Klimaschutzes. An-
ders als weite Teile seiner Partei
setzt der Realo-Grüne in der Kli-
mapolitik erklärtermaßen statt auf
Verzicht auf technischen Fort-
schritt und die Wirtschaft. Die
Grünen könnten nicht das
erreichen, was 2000 Jahre Chri-
stentum nicht erreicht hätten,
nämlich aus Verzicht eine Geistes-
haltung eines ganzen Volkes zu

machen. Auf Mobilität könne nicht
verzichtet und sie könne auch
nicht ersetzt werden, die Grünen
seien nicht naiv. Positiv äußerte
sich Fischer über die von Greta
Thunberg angeführten „Fridays for
Future“-Jugendproteste. Die Ju-
gend müsse sich Gedanken über
ihre Zukunft machen, da es ja um
sie gehe. Frühvergreiste 16-Jährige
gäbe es bereits zur Genüge.

Zur Außenpolitik meinte der
Ex-Außenminister, Europa drohe
im Duell bei technologischen In-

novationen zwischen den USA
und China wirtschaftlich unterzu-
gehen. Er nannte als Beispiel die
aktuelle Situation um Huawei und
die deutsche Autoindustrie. Wenn
die EU nicht umsteuere, werde sie
im Wettkampf mit China endgültig
ins Hintertreffen geraten. China
habe bereits vier vergleichbare
Plattformen wie Silicon Valley,
während es in Europa keine einzi-
ge gebe. Während China bereits
Entscheidungen treffe, werde in
Europa erst diskutiert, beklagte Fi-
scher. Die EU habe sich immer

von Krisen treiben lassen, Strate-
gien für die Zukunft seien dabei
zu kurz gekommen, erklärte er
und interpretierte hingegen die
hohe Wahlbeteiligung bei den
jüngsten Europawahlen als ein
Hoffnungszeichen. Sein Instinkt
sage ihm, dass sich Europa „an der
Schwelle eines Aufbruchs befin-
det“. Die Parteien seien nun her-
ausgefordert, etwas aus dem Ver-
trauensvorschuss der Wähler zu
machen.

Zu seiner eigenen Partei befragt,
erklärte Fischer, dass Deutsch-
lands Grüne wegen der SPD-
Schwäche jetzt eine „gewaltige
Verantwortung“ hätten. Den Grü-
nen spiele „das Drama der deut-
schen Sozialdemokratie“ in die
Karten. Fischer, der Architekt der
ersten rot-grünen Bundesregie-
rung, sieht Deutschland in einer
„Übergangsphase“, ohne zu sagen,
wohin die Reise seines Erachtens
geht. 

Die SPD sieht Fischer noch nicht
am Ende. Die SPD sei immer mehr
als nur eine parlamentarische Par-
tei gewesen, nämlich die Garantin
für die deutsche Demokratie. Dar-
aus erwachse ihr auch heute eine
gewaltige Verantwortung, auch
gegenüber den Grünen, sagte Fi-
scher in Anspielung auf Umfragen,
nach denen die Grünen doppelt so
stark sind wie die SPD. Bodo Bost

Kritik an Forderung
nach Verzicht für den

Klimaschutz

Fischer kritisiert Merkel
Ex-Vizekanzler sprach vom »Fluch über dem deutschen Kanzleramt«

DE U TS C H L A N D

Mit der Vorabfas-
sung des von links
kritisierten Sächsi-
schen Verfas-
sungsschutzbe-
richts 2018: 
Günther Schnei-
der, Staatssekre-
tär im Sächsischen
Staatsministerium
des Innern, und
Gordian Meyer-
Plath, Präsident
des Landesamtes
für Verfassungs-
schutz (v.l.)

Bild: pa
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EMP-Waffen erzeugen starke
elektromagnetische Impulse. Die-
se können elektronische Bauteile
zerstören und so die gesamte tech-
nische Infrastruktur des Gegners
lähmen. Deshalb geht von solchen
Waffen eine enorme Gefahr für die
westlichen Industriestaaten aus,
die derzeit aber nicht ausreichend
ernst genommen wird.

Als die Atommächte USA und
Russland ihre Kernwaffen noch in
den oberen Schichten der Atmo-
sphäre testeten, stellte sich heraus,
dass nukleare Explosionen in gro-
ßer Höhe über der Erdoberfläche
zu einer massiven Stoßionisation
führen. Dabei rasen unzählige,
durch die radioaktive Strahlung
freigesetzte Elektronen in Rich-
tung der unteren Luftschichten,
wo sie in Metallen und Halbleitern
kurzzeitig extrem starke und zu-
gleich schwankende Ströme indu-
zieren. Dieser hochenergetische
elektromagnetische Impuls (elec-
tromagnetic pulse, EMP) hätte ver-
heerende Folgen, wenn er ein
hochtechnisiertes Land träfe. In

nicht ausreichend abgeschirmten
Geräten, die elektronische Bautei-
le enthalten, wie beispielsweise
Computern, käme es zu deren
Ausfall oder gar deren Zerstörung.
Und das wiederum könnte unter
anderem zur Lahmlegung der
Strom-, Wasser- und Nahrungsmit-
telversorgung, der digitalen Kom-
munikation, des Zahlungsver-
kehrs, der Trans-
portsysteme so-
wie anderer Be-
reiche der Wirt-
schaft und des öf-
fentlichen Lebens
führen. Darüber
hinaus würden
vermutlich die Reaktorblöcke in
den Kernkraftwerken außer Kon-
trolle geraten – mit unabsehbaren
Konsequenzen. Allein in den USA
beträfe dies knapp 100 Atommei-
ler. Und natürlich droht zugleich
der Ausfall eines Großteils der Mi-
litärtechnik, wenn diese nicht ent-
sprechend „gehärtet“ ist. 

Waffen, die EMP auszulösen ver-
mögen, befinden sich sowohl im
Besitz der Vereinigten Staaten als

auch Russlands und Chinas. In-
zwischen kommen manche davon
sogar ohne nukleare Sprengsätze
aus und können in Bodennähe ge-
zündet werden. Das schränkt den
Wirkungskreis ein und erlaubt
sehr präzise Schläge. Beispiele
hierfür sind der von Boeing und
Raytheon entwickelte CHAMP-
Flugkörper und das russische

„A labuga“ -Sy -
stem. 

Solche takti-
schen EMP-Waf-
fen könnten rela-
tiv leicht in die
Hände von isla-
mischen Terrori-

sten geraten. Dann wären Szena-
rien wie ein EMP-Angriff auf Rom
oder Tel Aviv nicht auszuschlie-
ßen. Raketen mit einem Impulser-
zeuger könnten von Frachtern im
Mittelmeer starten oder Strato-
sphärenballons, an denen ein Im-
pulserzeuger hängt, könnten zum
Einsatz kommen. Ansonsten bie-
ten sich EMP- wie atomare, biolo-
gische oder chemische Waffen als
Mittel der Abschreckung für mili-

tärisch Unterlegene in asymmetri-
schen Konflikten an, wie sie der-
zeit unter anderem zwischen der
Supermacht USA und dem Iran
oder Nordkorea im Bereich des
Möglichen liegen. 

Warnungen vor den Folgen des
Einsatzes von EMP-Waffen durch
Gegner aller Art kamen in der
Vergangenheit vor allem von der
2001 vom Kongress in Washington
eingesetzten Commission to As-
sess the Threat to the United Sta-
tes from Electromagnetic Pulse At-
tack (Kommission zur Bewertung
der Bedrohung der Vereinigten
Staaten durch elektromagnetische
Impulse). Die Zündung einer nu-
klearen EMP-Waffe in rund
400 Kilometern Höhe über dem
US-Bundesstaat Nebraska würde
im Umkreis von 4400 Kilometern
die digitale Infrastruktur und das
Stromnetz zerstören oder zumin-
dest schwer beschädigen. Die
Kommission existierte bis zum
September des Jahres 2017, dann
wurde sie von der Trump-Admini-
stration aufgelöst.

Wolfgang Kaufmann

Erste konkrete Vorstellun-
gen von den Auswirkun-
gen eines elektromagneti-

schen Impulses (EMP) auf die In-
frastruktur ihres Landes beka-
men die US-Militärs am 9. Juli
1962 anlässlich des Kernwaffen-
tests „Starfish Prime“ kurz vor
dem Höhepunkt des Kalten Krie-
ges. Hierbei handelte es sich um
die Wiederholung des Tests
„Starfish“, der im Monat zuvor
gescheitert war, weil die ballisti-
sche Mittelstreckenrakete vom
Typ „Thor“ mit dem thermonu-
klearen Sprengkopf W-49 bereits
in neun Kilometern Höhe explo-
dierte, ohne dass die Kernwaffe
dabei zündete. Diesmal ging alles
glatt und die Detonation mit ei-
ner Stärke entsprechend
1,45 Megatonnen TNT erfolgte
um 23 Uhr nach Honolulu-Zeit
knapp 400 Kilometer über dem
Johnston-Atoll, das rund 1450 Ki-

lometer westsüdwestlich von Ha-
waii liegt.

Die Explosion erzeugte polar-
lichtähnliche Erscheinungen über
Hawaii und dem fast 4000 Kilo-
meter entfernten Atoll Kwajalein,
die etwa sieben Minuten anhiel-
ten. Darüber hinaus entstand ein

elektromagnetischer Impuls, der
deutlich stärker ausfiel als erwar-
tet. Seine Auswirkungen waren
auch noch auf den dicht besiedel-
ten Hawaii-Inseln zu spüren. So
fielen dort hunderte Straßenlater-
nen und eine Richtfunkantenne
für den Telefonverkehr aus, wäh-
rend überall die Alarmanlagen

schrillten und tote Leitungen
plötzlich wieder unter Strom
standen. Außerdem führte die
freigesetzte Strahlung in der Fol-
gezeit dazu, dass sieben künstli-
che Erdtrabanten ihren Dienst
aufgaben, darunter der erste zivi-
le US-Kommunikationssatellit
„Telstar“ und der erste britische
Satellit „Ariel 1“.

Heute, im Digitalzeitalter, wür-
den die Schäden an der Infra-
struktur am Boden ungleich grö-
ßer ausfallen. Aber auch damals
schon versetzten die Auswirkun-
gen von „Starfish Prime“ das Mili-
tär der Vereinigten Staaten in er-
hebliche Unruhe. Eine weitere Er-
forschung des EMP-Phänomens
unterblieb jedoch wegen des Ab-
schlusses des Vertrages über das
Verbot von Kernwaffenversuchen
in der Atmosphäre, im Weltraum
und unter Wasser im August 1963.

W.K.

Die einzige Möglichkeit, Schä-
den durch einen elektromag-

netischen Impuls (EMP) zu ver-
meiden, besteht darin, die ent-
sprechenden elektronischen Sy-
steme zu „härten.“ Das kann bei-
spielsweise durch die Verwen-
dung von Glasfaserkabeln ge-
schehen, die gegen eine Induk-
tion infolge Stoßionisation im-
mun sind. Ansonsten bieten sich
Abschirmungen nach dem Prin-
zip des Faradayschen Käfigs und
spezielle Schutzschaltungen an.
Ebenso ist die Verlegung von un-
verzichtbaren Einrichtungen un-
ter die Erde ein probates Mittel.

Die USA haben bisher rund
400 Kriegsschiffe und die mei-
sten Maschinen ihrer strategi-
schen Atombomberflotte gegen
Angriffe mit EMP-Waffen gehär-
tet. Das Gleiche gilt für rund 150
der 600 wichtigsten Radio- und
Fernsehstationen der Vereinigten
Staaten. Gleichzeitig ist aber
nicht einmal die Supermacht
USA in der Lage, all ihre sensi-
blen Infrastruktureinrichtungen
zu schützen. So sehen sich die
US-Energiekonzerne angesichts
zu erwartender „astronomischer

Kosten“ außerstande, das gesam-
te Stromnetz des Landes abzusi-
chern. Dies könnte dann im Falle
eines EMP-Angriffs zum Ausfall
unzähliger Umspannwerke füh-
ren, was insofern fatal wäre, als
deren Wiederinstandsetzung
Jahre dauern würde.

Allerdings gibt es auch Institu-
tionen, die meinen, die Gefahr
werde übertrieben. Beispiels-
weise behauptete das Electric Po-
wer Research Institute (EPRI) in
Palo Alto (Kalifornien), bei einem
EMP-Angriff auf die USA dürfte
maximal die Energieversorgung
in einzelnen Bundesstaaten zu-
sammenbrechen.

Mittlerweile scheint der Trend
in den besonders verletzlichen
westlichen Industrieländern da-
hin zu gehen, die Wirksamkeit
von EMP-Waffen herunterzuspie-
len, um die Bevölkerung nicht zu
beunruhigen. Außerdem kann die
Politik so auch besser vermeiden,
erklären zu müssen, wieso sie in
den vergangenen Jahrzehnten
keine größeren Anstrengungen
unternommen hat, die Gesell-
schaft vor einer derart massiven
Bedrohung zu schützen. W.K.

Glenn T. Seaborg – Der US-Chemi-
ker und Kernphysiker war an der
Entdeckung der Elemente Pluto-
nium, Americium, Curium, Berke-
lium, Californium, Einsteinium,
Fermium, Mendelevium, Nobelium
und Seaborgium beteiligt – letzte-
res wurde dann auch nach ihm be-
nannt. Von 1961 bis 1971 fungierte
der Nobelpreisträger als Vorsitzen-
der der United States Atomic Ener-
gy Commission (AEC), unter deren
Aufsicht 1962 der erste EMP-Waf-
fentest über dem Pazifik erfolgte.

Peter Vincent Pry – In seiner Eigen-
schaft als wissenschaftlicher Bera-
ter der Commission to Assess the
Threat to the United States from
Electromagnetic Pulse Attack be-
schwor der Mitarbeiter des US-Ge-
heimdienstes CIA im Juli 2017 das
Szenario einer gleichzeitigen EMP-
Attacke Chinas, Russlands, Nordko-
reas und des Iran gegen die Verei -
nigten Staaten herauf: „Wie beim
Krieg des antiken militaristischen
Sparta gegen das demokratische
Athen, als sich Sparta gegen Athen
mit allen anderen, von Tyrannen re-
gierten Stadtstaaten verbündet hat,
sind die Eliten von Moskau, Peking,
Pjöngjang und Teheran durch ihre
Furcht vor der Freiheit und ihren
Hass auf sie vereint.“

Kim Jong-un – Nach Meinung von
Experten wie Pry und Graham
könnte der nordkoreanische Dik-
tator über EMP-Waffen verfügen,
die in den „Erdbeobachtungssatel-
liten“ Kwangmyongsong-2, -3
oder 4 auf ihren Einsatz gegen die
USA warten.

Arthur Holly Compton – Bereits
1923 entdeckte der US-amerikani-
sche Physiker und Nobelpreisträger
des Jahres 1927, dass radioaktive
Strahlung einen Elektronenstrom
freisetzt, wenn sie auf Luftmoleküle
in den oberen Schichten der Atmo-
sphäre trifft. Hieraus resultiert
dann der elektromagnetische Im-
puls (EMP) bei der Zündung von
Kernwaffen in großer Höhe.

William R. Graham – Für den frü-
heren Vorsitzenden der Commis-
sion to Assess the Threat to the
United States from Electromagnetic
Pulse Attack steht fest, dass ein
EMP-Angriff auf die USA „das
Stromnetz auf unbestimmte Zeit
stilllegen und innerhalb eines Jah-
res zum Tod von bis zu 90 Prozent
aller Amerikaner führen könnte“ –
verursacht durch Hunger, Krank-
heiten und Gewalt.

Unterschätztes Phänomen
Ein Kernwaffentest zeitigte 1962 unerwartete Folgen

Kämpfen mit Impulsen
Elektromagnetische Strahlung kann strategisch wie taktisch genutzt werden

Wie kann 
man sich 
schützen?

Die USA, Russland
und China haben 

bereits EMP-Waffen

Zeigte erstmals die Schlagkraft elektromagnetischer Impulse: Starfish Prime Bild: U.S. Navy

Ein Vertrag beendete
im Folgejahr 1963 die 
weitere Erforschung

»Astronomische 
Kosten«
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Neue Grenzen
Von VERA LENGSFELD

Die Bernauer Straße in Berlin ist welt-
berühmt. Dort befinden sich zwischen
dem S-Bahnhof Nordbahnhof und

dem U-Bahnhof Bernauer Straße die Gedenk-
stätte Berliner Mauer, Reste der Mauer, ein
alter Wachturm im Osten, eine Beobachtungs-
plattform im Westen und freigelegte Flucht-
tunnel.

Die Bernauer Straße erlangte 1961 ihre
traurige Berühmtheit, da die Häuser im Osten
Berlins standen, der Bürgersteig zum Haus-
eingang aber zum Westen zählte. So seilten
sich nach dem Mauerbau viele Ost-Berliner
in den Westen ab, bis man die Fenster
zumauerte und später die Häuser abriss.

Wir feiern den 30. Jahrestag des Mauerfalls
und übersehen, dass auf dieser Straße noch
heute eine Demarkationslinie verläuft. Die
Linie trennt heute Leser von Nicht-Lesern.

2001 wurde der Ost-Bezirk Mitte neu
gegründet und mit den Bezirken Tiergarten
und Wedding (beide Westen) vereint. Bei den
Bezirksregionen im Bezirk Mitte gibt es die
Profile Brunnenstraße Nord und Brunnen-
straße Süd. Nord und Süd werden durch die
Bernauer Straße getrennt. Endet die Region
Brunnenstraße Süd am U-Bahnhof Rosen -
thaler Platz, kurz vor dem Alexanderplatz,
so endet die Region Brunnenstraße Nord am
U-Bahnhof Gesundbrunnen.

Die unsichtbare Grenze spiegelt sich in den
Profilen, die kürzlich vom Bezirksamt Mitte
herausgegeben wurden.

Nord: „Über 85 Prozent der Kinder und
Jugendlichen unter 18 Jahren haben einen
Migrationshintergrund, das ist der höchste
Wert im Bezirk. Der Migrationshintergrund
besteht jedoch nur im statistischen Sinne, die
meisten Kinder und Jugendlichen haben
keine eigene Migrationserfahrung.“ 

Süd: „Jeder vierte Einwohner/-in hat einen
ausländischen Pass. Dieser Wert liegt unter
dem bezirklichen Durchschnitt. Es handelt
sich hierbei um keine homogene Gruppe, sie
unterscheiden sich nach Dauer des Aufent-
halts, Herkunftsland, ethnischer Zugehörig-
keit, Geschlecht, Lebensläufen und vor allem
ihrer sozialen Lage.“

Das heißt, Berlin-Mitte ist reich und
gebildet, der angrenzende Wedding ist arm
und bildungsfern. Das zeigt sich besonders an
der Anzahl der Buchhandlungen. Für den
Wedding (Brunnenstraße Nord) werden ledig-
lich zwei und für Alt-Mitte (Brunnenstraße
Süd) 32 Buchhandlungen angegeben.

Natürlich muss man seine Bücher nicht im
eigenen Viertel kaufen und der größte
Buchhändler, Amazon, hat 24 Stunden am
Tag geöffnet. Aber nach den hier aufgeführten
Fakten dürfte sich das Bild der auseinander-
driftenden sozialen Schichten in der
Hauptstadt Berlin bestätigen. Die Frage, wo
gibt es Buchhandlungen und wo nicht, hilft,
das Wohnumfeld einzuschätzen.

Berlins rot-rot-grüner Senat will die
Höhe der Mieten in der deutschen
Hauptstadt einfrieren. Ähnliche Rege-
lungen hat es auch schon im Ausland
gegeben. Die dort gemachten Erfahrun-
gen sprechen dafür, dass eine starke
Deckelung der Mieten die Lage auf
dem Wohnungsmarkt nur weiter ver-
schlimmert.

Nachdem einige deutsche Städte be-
reits im Jahr 2015 eine Mietpreis-
bremse eingeführt haben, will der
Berliner Senat nun noch einen Schritt
weiter gehen. Spätestens ab Anfang
des kommenden Jahres soll die Höhe
der Miete für 1,5 Millionen Wohnun-
gen in Berlin eingefroren werden. Da-
bei geht es um Wohnungen, die nicht
preisgebunden sind. Ein entsprechen-
des Landesmietengesetz will die rot-
rot-grüne Koalition im Herbst be-
schließen.

Gelten soll die Mietendeckelung
für einen Zeitraum von fünf Jahren.
Eck punkte, die Berlins Bausenato-
rin Katrin Lompscher (Linkspartei)
vorgelegt hat, sehen vor, dass Ver-
mieter zumindest einige Moderni-
sierungskosten auch in den kom-
menden Jahren noch auf die Miete
aufschlagen dürfen. Diese Regelung
soll einen Sanierungsstau verhin-
dern. Eine Ausnahme plant der Se-
nat auch für Neubauten. Dadurch

soll der Bau neuer Wohnungen attrak-
tiv bleiben. 

Die Ratingagentur Moody’s warnt
mit Blick auf die Pläne des rot-rot-grü-
nen Senats dennoch vor einer sozialen
Spaltung. Die Agentur sieht die Gefahr,
dass sich Investoren vom Markt zu -
rückziehen und sich die Zahl der Woh-
nungsneubauten verringert. Folge
könnte ein steigender sozialer Druck
sein. Für solche Befürchtungen spre-
chen tatsächlich die bisher gemachten
Erfahrungen mit staatlichen Versu-
chen, auf dem Wohnungsmarkt die
Mietpreise einzufrie-
ren. 

Im 20. Jahrhundert
haben mehrmals Re-
gierungen Verbote
von Mieterhöhungen
verhängt. In Deutsch-
land gab es gleich
mehrere entsprechende Regelungen.
Bereits 1922 wurde ein Reichsmieten-
gesetz eingeführt, mit dem die Mieten
durch einseitige Erklärung auf die so-
genannte „Friedensmiete“ mit Stichtag
vom 1. Juli 1914 gesenkt werden konn-
ten. 

Die Nationalsozialisten verhängten
1936 einen Mietpreisstopp, der in der
DDR bis zur deutschen Vereinigung
galt. Auch im Westteil Berlins war bis
zum Jahr 1988 eine Mietpreisbindung
gültig. Andere Länder griffen ebenfalls

auf entsprechende Regelungen zurück.
In Spanien wurden die Mietpreise
nach dem Zweiten Weltkrieg über
Jahrzehnte gedeckelt. Im Nachbarland
Portugal verfügte der Staatsführer An-
tónio de Oliveira Salazar im Jahr 1947
das Einfrieren der Mietpreise für Lis-
sabon und Porto. In beiden Großstäd-
ten blieb bis zum Jahr 2006 eine reale
Mietpreiserhöhung verboten. 

Auch in den USA und in Großbritan-
nien übten sich Verantwortliche in er-
heblichen staatlichen Eingriffen ins
Mietrecht. Einzelne Städte in den USA,

wie etwa New York,
haben über Jahrzehn-
te an entsprechenden
Regelungen festgehal-
ten. Auch in Großbri-
tannien hat der Staat
bis in die 1970er Jahre
versucht, die Mieten

zu deckeln. Die Erfahrungen, die dabei
gesammelt wurden, gleichen sich. Ge-
nerell war zu beobachten, dass langfri-
stig das Angebot an Mietwohnungen
gesunken ist. Dabei spielen mehrere
Umstände eine Rolle: Die fehlende
Aussicht auf Renditen führt dazu, dass
Investoren auf Neubauten verzichten
und sich lieber nach anderen Anlage-
formen umsehen. 

Zusätzlich trocknet der Wohnungs-
markt noch durch einen Fehlanreiz
aus. Die niedrig gehaltenen Mieten för-

dern nämlich auch die Verschwendung
von Wohnraum. Ziehen beispielsweise
die Kinder aus, besteht für Eltern
kaum noch die Notwendigkeit, sich
nach einer preiswerteren Wohnung
umzusehen. Insbesondere in Großbri-
tannien waren zudem auch starke Ver-
meidungsstrategien von Wohnungsei-
gentümern zu beobachten. Anstatt sich
mit gedeckelten Mieten zufrieden zu
geben, gingen Eigentümer dazu über,
Wohnungsbestände zu verkaufen. Die-
se Entwicklung ließ zwar die soge-
nannte Eigentumsquote bei Wohnei-
gentum steigen, sie ging aber auch zu-
lasten von sozial Schwachen und von
jugendlichen Berufseinsteigern, die
sich keine Eigentumswohnung leisten
konnten. Speziell in Spanien und Por-
tugal sahen sich Mieter nach der Auf-
hebung der Deckelungen zum Teil
auch mit horrenden Mieterhöhungen
konfrontiert. 

Über einen langen Zeitraum führt
das Einfrieren der Mieten nach histori-
schen Erfahrungen auch zur Etablie-
rung von Schattenmärkten für Miet-
wohnungen und zu einer starken Ver-
nachlässigung der Bausubstanz. Der
schwedische Ökonom und Wohnungs-
marktexperte Assar Lindbeck bezeich-
nete die Mietpreisbindung sogar als ef-
fizienteste Methode, „eine Stadt zu
zerstören − mit der Ausnahme von de-
ren Bombardierung“. Norman Hanert

Werden die
eigentlichen
Opfer staatlicher 
Gängelung von
Vermietern sein:
Mieter protestie-
ren in Berlin 

Bild: Imago images/Seeli-
ger

Anfang der 80er Jahre stand
West-Berlin am Abgrund.
Die Stadt war ein Paradies

der Hausbesetzer und linksextre-
men Szene. Verstärkung erhielt
dieses Milieu ständig von soge-
nannten „Totalverweigerern“, die
weder Wehr- noch Ersatzdienst
leisten wollten. Die Militärpolizei
der alliierten Schutzmächte ließ
diese Leute gewähren. 

Im Mai 1981 hatten die Berliner
genug und wählten den SPD-Se-
nat ab. Die CDU formierte einen
Minderheitssenat, dem Heinrich
Lummer als Innensenator ange-
hörte. Seine Aufgabe war es, die
Stadt wieder „aufzuräumen“. Ab
1983 arbeitete er mit dem neuen
Justizsenator Hermann Oxfort
von der FDP zusammen. Beide
verstanden sich prächtig. Der Na-
tionalliberale hatte wie der kon-
servative CDU-Mann innerpartei-
liche Feinde. 1985 räumte der
„Schlaumeierkreis“ Oxfort als Ju-
stizsenator weg. Ende desselben
Jahres diente eine Bestechungsaf-

färe um einen kommunalen Bau-
stadtrat dazu, auch Lummer als
Innensenator abzusägen. Immer-
hin gab es zu diesem Zeitpunkt
kaum noch besetzte Häuser und
keine rechtsfreien Räume in Ber-
lin. Nicht dem sich in staatsmän-
nischer Sonne wohlfühlenden Ri-
chard von Weizsäcker als Regie-
rendem Bürgermeister, sondern
den beiden Senatoren kam das
Verdienst zu, Recht und Ordnung
in der Stadt wieder hergestellt zu
haben. Für die Linken wurde
Lummer zum Feindbild Nummer
eins, was ihn bei vielen West-Ber-
linern umso beliebter machte. 

Heinrich Lummer war ein Auf-
steiger. Der am 21. November
1932 in Essen geborene Sohn
„kleiner Leute“ absolvierte nach
der Volksschule eine Handwerks-
ausbildung, schaffte dann auf
dem zweiten Bildungsweg das
Abitur. Danach zog es ihn in die
„Frontstadt“ Berlin, wo er das Stu-
dium der politischen Wissen-
schaft, der Philosophie und der

Rechtswissenschaft aufnahm und
dabei seinen Weg zur CDU fand.
Ab 1965 wurde er Geschäftsfüh-
rer der CDU-Fraktion im Abge-
ordnetenhaus. Und 1967 errang
er selbst ein Parlamentsmandat.
Zwei Jahre später war er bereits
Fraktionsvorsitzender. In Wahl-
kampfzeiten war
Lummer stets an
den umlagerten
Infoständen der
CDU zu finden.

Zu Beginn der
70er Jahre began-
nen zwei neue
Gruppierungen die Partei aufzu-
mischen. Die angeblich linke von
der „Reformgruppe“ und die an-
geblich rechte „Betonfraktion“, zu
der Eberhard Diepgen und Klaus
Landowski zählten. Lummer ge-
hörte keiner dieser Gruppen an.
Beim Kampf um die Mehrheit im
Kreisverband geriet er zwischen
die Fronten, überlebte als Parla-
mentarier aber, weil er zu diesem
Zeitpunkt schon eine ungeheure

Popularität besaß. Als Opposi-
tionsführer hatte er großen Anteil
am Aufstieg seiner Partei. 

Zugleich ließ er es sich nicht
nehmen, in der Kneipe regelmä-
ßig Skat zu spielen und mit dem
„kleinen Mann“ am Tresen zu de-
battieren. Stadtbekannt waren

seine Besuche in
der Bahnhofs-
kneipe am Bahn-
hof Wannsee.
Diese Volkstüm-
lichkeit war es
wohl, die die lin-
ke „Taz“ dazu ver-

anlasste, anlässlich seines Todes
„Nicht unsympathisches Arsch-
loch“ zu titeln. 

Das war treffender als die trost-
losen Nachrufe des linksliberalen
Mainstream, in denen versucht
wurde, Lummer posthum als eine
Art „Neonazi light“ darzustellen.
Lummer machte sich schon früh
Sorgen darüber, ob die CDU noch
die politische Heimat der Konser-
vativen sei, und war bereits 1979

an Überlegungen für die Formie-
rung einer „Vierten Partei“ als
Sammlung der demokratischen
Rechten beteiligt. 

Lummer hatte auch seine
menschlichen Schwächen. Bei Be-
suchen in Ost-Berlin ergab sich eine
erotische Affäre. Die Dame schöpf-
te ihn zeitweise für die Stasi ab.

Die CDU-Strategen wollten mit
der Lagertheorie die Partei immer
weiter nach links verschieben, um
die SPD klein zu machen. Gleich-
zeitig bauten sie darauf, dass
rechts von ihnen eben nichts Neu-
es entstehen würde. Das sah Lum-
mer anders, und erwies sich so als
Visionär. Die „Republikaner“ hoff-
ten nach 1989 auf ihn. Er miss -
traute ihnen und blieb trotz allem
CDU-Mitglied. 1992 war Lummer
am „Christlich-Konservativen
Deutschland-Forum“ beteiligt, das
vergeblich versuchte, den Links-
trend der CDU zu stoppen.

1998 schied er aus dem
Bundestag aus. Jüngere drängten
nach, denen die Schuhe Lummers

zu groß waren. Es war das Jahr, in
dem Kanzler Kohl abgewählt wur-
de. Lummer wurde kritisiert, weil
er für das Ostpreußenblatt (heute
PAZ) und die „Junge Freiheit“ ge-
legentlich zur Feder griff. Er
warnte früh vor Überfremdung
durch Zuwanderung. Dazu er-
schien sein Buch: „Deutschland
soll deutsch bleiben. Kein Ein-
wanderungsland, kein Doppel-
pass, kein Bodenrecht.“ 

Wenn die CDU heute über das
Aufkommen einer bürgerlichen
Konkurrenz rechts von ihr jam-
mert, hätte sie besser früher auf
Lummer hören sollen. Dessen
Forderungen in Sachen Immigra-
tion waren weit konsequenter als
das, was alle AfD-Politiker zusam-
men gefordert haben. 

2003 erlitt Heinrich Lummer ei-
nen Schlaganfall, von dem er sich
nur teilweise erholte. Er konnte
nicht mehr sprechen und musste
später im Rollstuhl sitzen. Am
15. Juni 2019 hörte sein Herz auf
zu schlagen. Frank Bücker

Lummer hat Berlin aufgeräumt
Früh erkannte der am 15. Juni verstorbene Ex-Innensenator, wo die Linksverschiebung seiner CDU enden könnte

Effizient wie eine Bombardierung
Staatliche Mietenkontrolle: Wie Rot-Rot-Grün Berlins Wohnungsmarkt ruiniert

Der gute Draht zum
»kleinen Mann« war
sein Markenzeichen

Ähnliche Versuche 
im Ausland endeten

durchweg negativ
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»Kirche und 
Staat trennen«

Warschau – Nach einer Meinungs-
umfrage des Ariadne-Instituts se-
hen 53 Prozent der Menschen in
Polen die Trennung von Staat und
Kirche als die wichtigste innenpoli-
tische Aufgabe an, wobei diese
gleichauf mit einer Verbesserung
des Gesundheitssystems als zentra-
les Anliegen an die Politik genannt
wird. 71 Prozent der Wähler der –
bürgerlichen – Bürgerplattform äu-
ßerten sich in diesem Sinne, was ei-
nen sogar noch etwas höheren An-
teil als bei der linken Partei Wiosna
mit 66 Prozent ausmacht. Selbst 28
Prozent der Anhänger der traditio-
nell kirchennahen PiS unterstütz-
ten diese Ansicht. Als drittwichtig-
ste Aufgabe sehen 32 Prozent eine
Beendigung des Religionsunter-
richts an den Schulen. T.W.W.

Kurz vor Wladimir Putins jähr-
licher TV-Sendung „Direkter
Draht“ wuchs die Unzufriedenheit
der Bürger, die sich in Wut über
die Behördenwillkür steigerte und
die sich auf den Straßen in De-
monstrationen entlud. Erstmals
reagiert der Kreml auf die Bürger-
proteste.

In Jekaterinburg protestierten
die Stadtbewohner gegen einen
Kirchenbau, im nordrussischen
Archangelsk gingen Menschen ge-
gen Müllhalden auf die Straße,
und in Moskau demonstrierten sie
gegen die Inhaftierung von Jour-
nalisten und organisierten Mär-
sche für die Medienfreiheit. Auch
in Sibirien und in Südrussland
protestierten Russen. Bei jeder un-
genehmigten Demonstration rea-
gierte die Staatsmacht zunächst
mit hunderten Verhaftungen. Das
scheint die Teilnehmer – in Mos-
kau befand sich auch wieder Op-
positionsführer Alexej Nawalny
unter ihnen – immer weniger zu
beeindrucken.

Innerhalb eines Jahres hat sich
offenbar etwas Grundlegendes
verändert in Russland: Die Bürger
bitten nicht mehr, sie fordern. Sie
fordern ihre Grundrechte ein, die
ihnen gesetzlich zustehen, die von
der Polizei und korrupten Beam-
ten in den Behörden aber nicht
befolgt, sondern willkürlich aus-
gelegt werden. Die Periode, in der
Russen still in die innere Emigra-
tion abgetaucht sind in der Hoff-
nung, so die schlechten Zeiten zu
überstehen, dürfte vorbei sein. Die
Russen haben die Propagandalü-
gen ihrer Politiker und der staat-
lichen Presseorgane satt. Sie se-
hen nicht mehr ein, dass immer
mehr Geld in die Rüstung ge-
pumpt wird, während es ihnen am
Notwendigsten fehlt. Sie sähen es
lieber, wenn ihr Staat in Kranken-
häuser und Schulen investierte
anstatt in die nächste Wunderwaf-
fe. So wächst die Bereitschaft, den
Unmut öffentlich kundzutun. Die
zunehmende Behördenwillkür
steuert das ihre dazu bei: Die
Menschen spüren, dass es jeder-

zeit jeden von ihnen treffen kann.
Bisher wurden alle verfolgt, die die
Missstände öffentlich machten.
Wie auch Alexandra Korolewa, die
Leiterin der Umweltschutzorgani-
sation „Ekosaschita“, die gegen
Atomkraft, den Bau von Atom-
kraftwerken und die Lagerung von
Atommüll kämpft. Weil sie sich
weigerte, ihre Nichtregierungsor-
ganisation als „ausländischer
Agent“ registrieren zu lassen, wur-
de sie jahrelang drangsaliert und
zuletzt mit einer Haftstrafe be-
droht. Sie floh nach Deutschland
und beantragte politisches Asyl.

Neben Enthüllungsjournalisten
wie die jüngst freigelassenen Iwan
Golunow und Igor Rudnikow (sie-
he PAZ 25 vom 21. Juni), deren
Fälle zu einer breiten Solidaritäts-
bewegung geführt hatten, haben
sich inzwischen auch Wissen-
schaftler der renommierten Aka-
demie der Wissenschaften in ei-
nem offenen Brief an den Präsi-
denten zu Wort gemeldet, in dem
sie ihn auffordern, den Missbrauch
der Strafverfolgungsbehörden zu
unterbinden. 14 Akademiemitglie-

der, 21 korrespondierende Mitglie-
der und sechs Professoren haben
den Brief unterzeichnet.

Jeder dritte Russe sei von Armut
bedroht, stellte Alexej Kudrin, Ex-
Finanzminister und Leiter der
Wirtschaftsprüferkammer der Rus-
sischen Föderation, fest. Er warnte
gar vor einer „sozialen Explosion“,
wenn die Regierung sich nicht um
die Bedürftigen kümmere. Die Ar-

mut in Russland bezeichnete er als
Schande. Die Realeinkommen der
russischen Bevölkerung würden
auch 2019 sinken. Kudrin übt Kri-
tik an den Behörden, die keine
Pläne für eine finanzielle Unter-
stützung der Bürger hätten, ja
nicht einmal Interesse daran zeig-
ten. Dabei könne sich das der
Haushalt des Landes durchaus lei-
sten. 

Die umstrittene Rentenreform
im vergangenen Jahr, eine Mehr-

wertsteuererhöhung von 18 auf 20
Prozent, ein schwacher Rubelkurs
und sinkende Einnahmen haben
dazu geführt, dass viele Russen ih-
re Schulden nicht mehr beglei-
chen können. Das alles hat das
Fass fast zum Überlaufen gebracht. 

Die Botschaft scheint angekom-
men zu sein. Diesmal reagierte der
Kreml, anders als bei den Massen-
protesten von 2011, als die Regie-
rung diese mit allen Mitteln zu
unterdrücken versuchte und Tau-
sende verhaften ließ, recht schnell.
Das Konstitutionsgericht hat die
Behörden inzwischen angewiesen,
Demonstrationen, bei denen deren
Organisatoren die Wahrung der öf-
fentlichen Ordnung zusichern,
nicht mehr zu verbieten. Putin
persönlich entließ zwei Polizei-
generäle, die in den Fall Golunow
verwickelt waren.  

Beim diesjährigen „Direkten
Draht“ versprach Putin, sich für
die Lösung aller Probleme einzu-
setzen. Er versprach eine Renten-
und Kindergelderhöhung und dass
das Internet unzensiert und frei
zugänglich bleibe. Über eine mög-

liche Zensur des Internets sorgen
sich viele Russen. 

Deutet sich eine Perestrojka 2.0
in Russland an? Eines hat der Fall
Golunow zumindest gezeigt: In
Russland findet gerade eine Verän-
derung Richtung Re-Demokratisie-
rung statt. Das macht sich unter
anderem in einer veränderten Be-
richterstattung in den Medien be-
merkbar. Plötzlich diskutieren Hi-
storiker im Online-Portal „Lenta“
über Stalins Deportationen und
Vertreibungsverbrechen, und das,
obwohl Stalin bis vor Kurzem wie
Lenin nur positiv erwähnt wurde.
Überraschend findet auch eine Be-
schäftigung mit dem Schicksal der
Kriegsrückkehrer statt, von denen
Unzählige in Stalins Lagern ver-
schwanden, abgestempelt als Va-
terlandsverräter. Ihre Angehörigen
haben jetzt die Möglichkeit, in frei-
gegebenen Archiven nach dem
Verbleib und dem Schicksal ihrer
Verwandten zu forschen. Eine
Betroffene sagte: „Wir wollen nicht
mehr glauben, was ihr in euren
Geschichtsbüchern schreibt.“

Manuela Rosenthal-Kappi

Kommt eine neue Perestrojka?
Anhaltende Bürgerproteste in Russland gegen Behördenwillkür und Armut – Kreml lenkt erstmals ein

Starlinger zieht 
die Notbremse

Wien – Während die deutsche Ver-
teidigungsministerin Ursula von
der Leyen trotz der desolaten Lage
der Truppe immer weitere Ver-
pflichtungen für die Bundeswehr
eingeht, zieht ihr österreichischer
Amtskollege Thomas Starlinger die
Notbremse. „Unter der derzeitigen
Ressourcenlage werden wir nicht
mehr in der Lage sein, das in die-
sem Ausmaß aufrechterhalten zu
können“, eröffnete er dem EU-Ver-
teidigungsministerrat in Luxem-
burg. Österreich leitet derzeit zwei
der vier Militärmissionen der EU,
eine in Bosnien-Herzegowina und
seit Kurzem auch die in Mali. Soll-
te das Heer nicht mit ausreichen-
den Mitteln ausgestattet werden, sei
man gezwungen, sich wenigstens
aus dem Kosovo, in dem derzeit
400 österreichische Soldaten im
Einsatz sind, „Schritt für Schritt“
zurückzuziehen. Das werde aber
nicht „von heute auf morgen“ pas-
sieren, weshalb die endgültige Ent-
scheidung bei der kommenden Re-
gierung liege. Er werde nur „die
Grundlagenarbeit leisten“. J.H.

Ein Video, das Angehörige
der Iranischen Revolutions-
garde zeigen soll, die von

einem kleinen iranischen Schnell-
boot des Typs „Gaschti“ aus vom
Öltanker „Kokuka Courageous“
einen runden topfgroßen Gegen-
stand entfernen, ist das Hauptar-
gument der US-Amerikaner für
ihren Vorwurf, der Iran sei für die
jüngsten völkerrechtswidrigen
Angriffe auf zwei Öltanker im Per-
sischen Golf verantwortlich. Dem
US-Militär zufolge handelt es sich
bei dem entfernten Gegenstand
um eine zuvor von den Iranern
dort angebrachte Haftmine, die
vielleicht aufgrund eines Fehlers
nicht explodierte und deshalb ei-
lig entfernt werden musste. 

Der lange befürchtete Ölkrieg
am Golf, auf den sich der Iran seit
vielen Jahren vorbereitet hat,
scheint, wenn die Vorwürfe stim-
men, bereits als hybrider Angriff
begonnen zu haben. Als Reaktion
auf US-Sanktionen setzen irani-
sche Falken, so eine verbreitete
Befürchtung, offenbar auf eine be-
grenzte militärische Eskalation in
einer der strategisch bedeutend-
sten Meerengen der Erde. Die Ge-
fahren für den Weltfrieden und
die Weltwirtschaft scheinen groß.

Seit Beginn der neuen US-
Sanktionen sind die iranischen
Ölexporte eingebrochen, wobei
die Inflation galoppiert. Ohne die

Öl-Einnahmen kann der Iran sein
weltweites Einflussprogramm
nicht mehr finanzieren und da-
durch auch keine effektive Außen-
politik mehr betreiben. Der Iran
musste bereits seine finanzielle

Unterstützung an verbündete Mi-
lizen in der Region bedeutend
kürzen. Familien von Selbstmord-
attentätern bekommen seit einiger
Zeit nur noch die Hälfte ihrer
Renten vom Iran. Auch steigt der

Unmut der eigenen Bevölkerung,
die bereits vor den Sanktionen
groß war, weiter. 

Teheran scheint die Hoffnung
verloren zu haben, dass andere
Staaten und die EU mit diplomati-

schen Mitteln helfen können, die
US-Sanktionen zu umgehen. Das
zeigten am besten der jüngste Be-
such des deutschen Außenmini-
sters Heiko Maas und die an-
schließenden Karikaturen in ira-

nischen Staatszeitungen, die Maas
mit Hitler-Bärtchen lächerlich
machen wollten. Dabei verbietet
der strenge Islam, wie er im Iran
praktiziert wird, eigentlich Kari-
katuren.

Die Drohung Teherans, die Stra-
ße von Hormus im Falle einer US-
Aggression zu sperren, ist nicht
neu. Sie diente bereits der Irani-
schen Revolutionsgarde im ersten
Golfkrieg in den 1980er Jahren

gegen den Irak. Damals begannen
die USA Öltanker durch den Per-
sischen Golf zu eskortieren. Nach-
dem im Jahr 1988 ein US-Kriegs-
schiff von einer iranischen Mine
schwer beschädigt worden war,
zerstörten die USA zahlreiche
Marinestützpunkte der Revolu-
tionsgarde im Iran. Dies brachte
die iranische Führung im Juli
1988 dazu, einem Waffenstillstand
mit dem Irak zuzustimmen.

Während die Revolutionsgarde
gegen den Irak noch offen agier-
ten, soll nun im Sinne einer hybri-
den Kriegsführung alles verdeckt
geschehen. Die Eskalation soll be-
reits vor Wochen begonnen ha-
ben, als vor dem Hafen von Fud-
schaira, der Hauptstadt eines der
sieben Vereinigten Arabischen
Emirate (VAE), einige rätselhafte
Bomben explodierten und vier
Öltanker beschädigten. Eine inter-
nationale Untersuchung kam zu
dem Schluss, dass die Angriffe
von Tauchern verübt worden
seien, die von kleinen „Schnell-
booten“ aus operiert und Minen
an den Rümpfen der Schiffe befe-
stigt hätten. Von den Staaten der
Region soll nur der Iran über sol-
che Fähigkeiten von Kampftau-
chern verfügen. Auch sollen die
vom Iran unterstützten schiiti-
schen Huthi-Rebellen im Jemen in
den letzten Monaten in Abspra-
che mit dem Iran ihre Angriffe auf

Ölanlagen in Saudi-Arabien mit
Hilfe von Drohnen ausgeweitet
haben. 

Der Iran streitet alle Anschuldi-
gungen der USA und anderer
westlicher Staaten ab. Die Rettung
der Seeleute der beschossenen
Schiffe wird seitens der USA und
deren Partnern weniger als Akt
humanitärer Hilfe interpretiert,
denn als ein Mittel der Ein-
schüchterung und Kontrolle über
eventuelle unliebsame Zeugen
interpretiert. Dass sich Teheran zu
einem solch riskanten Konfronta-
tionskurs entschlossen habe, zei-
ge, dass im Iran mehr und mehr
die Falken die Oberhand gewon-
nen hätten, nachdem die Wochen
zuvor es diesbezüglich noch wi -
dersprüchliche Zeichen gegeben
habe. All diese militärischen Akti-
vitäten sollen signalisieren, dass
Teherans Gegner nirgends sicher
sein könnten. 

Dass die Angriffe während des
Staatsbesuches des japanischen
Ministerpräsidenten Shinzo Abe
stattfanden, wird als Wink der
Mullahs an Präsident Hassan Ro-
hani gewertet, dass die Zeit für
seine „Kuscheldiplomatie“ zu En-
de gehe. Der Iran wolle mit diesen
Angriffen zeigen, dass unter den
Sanktionen auch andere Staaten
der Region leiden würden. Eines
der angegriffenen Schiffe hatte
Fracht für Japan. Bodo Bost

Im Iran streben die Falken nach der Macht
Teheran wird unterstellt, mit Angriffen auf die zivile Seefahrt andere Staaten in den Konflikt mit Washington hineinziehen zu wollen

AU S L A N D

Dieses angeblich
von einem Hub-
schrauber der US-
Marine aus aufge-
nommene Foto
veröffentlichte
das US-Verteidi-
gungsministerium
vorletzten Mon-
tag:
Zu sehen sind an-
geblich Angehöri-
ge der Iranischen
Revolutionsgarde
beim Entfernen
einer nicht explo-
dierten Mine vom
Öltanker „Kokuka
Courageous“

Bild: pa

Nach Bekanntwerden
der Freilassung 
des Journalisten 
Iwan Golunow: 
Die aufgebrachten
Bürger sind noch
nicht zufrieden. 
Bei einer 
Demonstration am 
16. Juni in Moskau
fordern die 
Teilnehmer „Recht
und Gerechtigkeit“
für alle

Bild: pa

Kudrin warnt vor 
sozialer Explosion
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Runet-Gesetz
verabschiedet

Bahn plädiert für
Steuersenkung

Moskau – Die russische Staatsdu-
ma hat ein Gesetz über die Autono-
mie des russischen Internets verab-
schiedet. Danach soll der innerrus-
sische Datenverkehr künftig über
russische Netzknoten und die Ver-
gabe sowie die Anwahl von Netz-
seiten-Adressen vom Ausland un-
abhängig in Russland erfolgen. An-
bieter müssen zudem sicherstellen,
dass sie im Falle von Datenangriffen
ihre Leitungen sperren können. Die
russischen Politiker wollen so einer
Sperre beziehungsweise Sabotage
des für einen Großteil ihrer Lands-
leute überlebenswichtigen Netzes
durch die USA vorbeugen. T.W.W.

Berlin – Eine Reduzierung des
Mehrwertsteuersatzes von 19 Pro-
zent auf Fahrkarten im Fernverkehr
auf den für den Nahverkehr üb-
lichen Satz von sieben Prozent wür-
de nach Einschätzung der Bundes-
regierung zu jährlichen Umsatz-
steuer-Mindereinnahmen von 500
Millionen Euro führen. Anderer-
seits sieht die Regierung in der Er-
höhung der Attraktivität des Bahn-
fahrens einen „geeigneten Hebel für
die Verlagerung von Verkehr auf die
Schiene“. Die Deutsche Bahn geht
davon aus, dass eine Steuersenkung
fünf Millionen zusätzliche Fahrgäste
pro Jahr bringen würde. J.H.

Seit gut sechs Jahren mischt die
AfD im politischen Geschäft mit.
Zu vielen Themen hat sie sich po-
sitioniert, eine große Frage ist aber
noch unbeantwortet: Wie steht die
Partei zur Rente?

Eine Antwort sollte eigentlich
ein sogenannter Sozialparteitag
liefern, der für Mitte September
vorgesehen war. Doch mittlerweile
haben sich der Konvent, eine Art
kleiner Parteitag, sowie der
Bundesvorstand darauf verstän-
digt, den Termin um ein weiteres
halbes Jahr nach hinten zu verle-
gen. Als offizielle Gründe werden
organisatorische und finanzielle
Erwägungen genannt. Doch ist das
wohl nur die halbe Wahrheit. Eine
nicht unwesentliche Rolle dürften
daneben die diesjährigen Land-
tagswahlen in den drei mitteldeut-
schen Bundesländern Branden-
burg, Sachsen und Thrüringen am
1. September und 27. Oktober
spielen, in deren Vorfeld die Partei
bemüht sein dürfte, ein möglichst
geschlossenes Bild zu vermitteln.
Dies dürfte angesichts der bisher
vorliegenden Rentenkonzepte
auch ohne Sozialparteitag schon
schwer genug sein. 

Viele Medien haben die Debatte
als Kraftprobe zwischen den
marktliberalen Kräften der West-
verbände und den Sozialpatrioten
in Mitteldeutschland bezeichnet.
Als Wortführer stehen sich der
Bundesvorsitzende Jörg Meuthen
sowie der Bundestagsabgeordnete
Jürgen Pohl, ein Vertrauter des
thüringischen Landesvorsitzen-
den Björn Höcke, gegenüber. Ver-
einfacht formuliert: In Meuthens
Konzept steckt viel FDP, in dem
von Pohl viel Linkspartei, beide
garniert mit nationalem Anstrich. 

Meuthen plädiert für eine Ab-
schaffung der gesetzlichen Rente,
die durch Beiträge von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern finan-
ziert wird. Stattdessen solle das
System auf eine steuerfinanzierte
Mindestrente umgestellt werden,
die knapp über der Existenzsiche-
rung liegt. Deutschland brauche
„eine Abkehr vom zwangsfinan-
zierten Umlagesystem der gesetz-

lichen Rentenversicherung, hin zu
einer regelhaften privaten Vorsor-
ge“, sagt Meuthen. Größtmögliche
Eigenverantwortung müsse mit ei-
nem Umbruch im Steuersystem
einhergehen. „Luxuskonsum“ sol-
le deutlich höher besteuert wer-
den – dafür sollten Menschen
Schritt für Schritt in eine selbstge-
wählte freie Form der Altersvor-
sorge entlassen werden. „Vorsor-
gen können die Einzelnen in der
Regel besser als der Staat“, sagt
der AfD-Vorsitzende. Am Ende
stünde bei diesem Konzept eine
sehr niedrige aus Steuern finan-
zierte Grundrente für jene, die
sich keine Privatvorsorge leisten

können. Auch die gesetzliche Un-
fall- und Pflegeversicherung wäre
damit in Frage gestellt. Den „Lö-
wenanteil“ sollen die Menschen
über eine private Vorsorge selbst
beisteuern können und dafür steu-
erliche Vorteile eingeräumt be-
kommen. Bezugsberechtigt wären
demnach auch ausländische Mit-

bürger, wenn diese seit minde-
stens 20 Jahren einen „gesell-
schaftlichen Beitrag“ geleistet hät-
ten. Politiker sollen nach dem
Willen Meuthens dieselbe Min-
destsicherung erhalten, besondere
Rentensysteme sollen abgeschafft
werden. Gestrichen werden sollen
zudem bisherige staatlich geför-
derte Modelle wie Rürup- und
Riesterrente sowie die Arbeit-
nehmersparzulage.

Das Konzept der Gruppe um
Höcke und Pohl sieht dagegen
einzig den Staat in der Verantwor-
tung, für die Altersversorgung sei-
ner Bürger zu sorgen. Das gesetzli-
che Umlagesystem der Rente soll

zementiert, am besten sogar aus-
gebaut werden. Bestimmte Mehr-
leistungen der Rentenkasse sollen
künftig allerdings ausschließlich
deutschen Staatsbürgern zugute-
kommen. Die sogenannte Produk-
tivitätsrente soll mit einer Staats-
bürgerrente verbunden werden,
das Rentenniveau dauerhaft bei

50 Prozent gehalten werden. El-
tern mit vielen Kindern sollen zu-
dem mehr Altersgeld erhalten.
„Das heißt nicht, dass Ausländer
im Rentensystem diskriminiert
werden, sondern dass Staatsbür-
ger positiv unterstützt werden“,
erklärte Höcke zu seinem Kon-
zept, das parteiintern durchaus
umstritten ist. Die große Befürch-
tung lautet, es könnte verfassungs-
widrig sein und Beitragszahler mit
ausländischen Wurzeln benachtei-
ligen. Höcke und seine Mitstreiter
sehen diese Problematik nicht. Sie
fordern eine Entlastung für
„Staatsangehörige, die ihr Leben
lang“ gearbeitet haben: „Wir reden

von einer echten Entlastung der
Rentner, indem wir alle Renten
von der Steuerpflicht und von So-
zialabgaben befreien wollen. Die
Bruttorente muss auch die Netto-
rente sein. Außerdem müssen wir
Rentnern sämtliche Zuzahlungen
für Arzneimittel erlassen“, fordert
der thüringische Bundestagsabge-

ordnete Pohl. Die AfD werde „in
den mitteldeutschen Ländern die
Frage der sozialen Gerechtigkeit
bei den nächsten Landtagswahlen
in den Mittelpunkt stellen“, fügt
er hinzu. Viele Menschen in der
Region treibe die Angst vor der
Altersarmut um.

Parteichef und Senior Alexan-
der Gauland, der im Spätherbst
den Bundesvorsitz wohl abgeben
wird, um sich auf die Arbeit an
der Fraktionsspitze zu konzen-
trieren, räumt ein, „dass es sehr
unterschiedliche Sichtweisen
gibt“, fordert aber auch Kompro-
missbereitschaft und Flexibilität.
„Es steht außer Frage, dass die

Lebenssituationen in manchen
Gebieten des Ostens sich stark
von jenen im wohlhabenden
Westen unterscheiden. Folglich
ist auch die Interessenlage eine
andere. Ich sehe aber nicht, dass
sich die AfD an diesem Punkt
nicht einigen könnte.“

Peter Entinger

AfD ringt um ihr Rentenkonzept
Jörg Meuthen aus dem Westen will mehr Markt, Jürgen Pohl aus dem Osten mehr Staat

Nachdem die Pläne zu einer
Fusion mit der Commerz-
bank gescheitert sind, steht

bei der Deutschen Bank nun ein
Umbau des Geldinstitutes an. Be-
reits im Mai hatte der Deutsche-
Bank-Vorstandsvorsitzende Christi-
an Sewing auf der Hauptversamm-
lung den Aktionären „harte Ein-
schnitte“ angekündigt. Die größte
deutsche Privatbank ist nur noch
ein Schatten ihrer selbst. Die Aktie
der Deutschen Bank rutscht schon
seit längerer Zeit von einem Re-
kordtief zum nächsten. Allein seit
Jahresbeginn hat die Aktie des
Geldhauses mehr als zehn Prozent
an Wert eingebüßt.

Insgesamt ist der Marktwert der
Deutschen Bank an der Börse auf
nur noch zwölf Milliarden Euro
gefallen. Zum Vergleich: Der fran-
zösische Konkurrent BNP Paribas
hat derzeit eine Marktkapitalisie-
rung von rund 50 Milliarden Euro.
Amerikanische Wettbewerber
wie etwa J.P. Morgan mit einer
Marktkapitalisierung von über 
300 Milliarden Euro spielen mitt-
lerweile in einer ganz anderen
Liga. Die Deutsche Bank musste in
den vergangenen Jahren wegen
Verwicklungen in Finanzskandale
mehrmals hohe Geldstrafen zah-
len. Seit der Finanzkrise von
2008/2009 läuft das Geschäft im
risikoreichen Investmentbanking

nicht mehr sonderlich erfolgreich.
Erschwert wird die Lage durch die
anhaltende Niedrigzinsphase und
die gestiegenen Regulierungsko-
sten für den Banksektor. 

Beobachter erwarten die Präsen-
tation von konkreten Umbauplänen
für die Deutsche Bank zum Ende
des Monats Juli, wenn Sewing die
neuen Halbjahreszahlen für das
Unternehmen vorlegt. Bereits jetzt
tauchen in den Medien Berichte
auf, in denen es um eine mögliche
Umstrukturierung der Bank geht.

Sewing hatte auf der Hauptver-
sammlung bereits Einschnitte im
Aktienhandel und im Handel mit
Staatsanleihen angedeutet. Wie der
Wirtschaftsinformationsdienst
Bloomberg berichtet, könnte das Fi-
nanzinstitut außerhalb Europas sei-
ne Aktienhandels- und Zinshan-
delsgeschäfte deutlich zusammen-
streichen, wenn nicht gar komplett
aufgeben. 

Deutlich zurückgefahren wer-
den könnte insbesondere das Ak-
tienhandelsgeschäft in den Ver-
einigten Staaten. Möglicherweise

werden auf diesem Feld in den
USA künftig nur noch Geschäfts-
kunden und sehr vermögende Pri-
vatkunden bedient. 

Die „Financial Times“ berichtet
über Pläne für eine Abwicklungs-
einheit, eine sogenannte Bad Bank.
Demzufolge könnte die Deutsche
Bank in eine Auffangbank Papiere
mit einem Marktwert von bis zu
50 Milliarden Euro auslagern oder
verkaufen. Dabei soll es sich um
langlaufende Derivate handeln.
Zum Ende des Monats März hatte
die Deutsche Bank in ihrer Bilanz
den Marktwert ihrer Derivate mit
331 Milliarden Euro angegeben.
Anleger und auch Aufsichtsbehör-
den haben das große Engagement
der Deutschen Bank bei Finanzde-
rivaten in den letzten Jahren immer
wieder mit Skepsis betrachtet. 

Mit der Auslagerung von Papie-
ren könnte die Bank die Risiken
minimieren und durch das
Schrumpfen der Bilanz auch die
Eigenkapitalrendite etwas aufbes-
sern. Die Deutsche Bank hatte ih-
ren Investoren bislang eine Rendi-
te von vier Prozent auf das mate-
rielle Eigenkapital in Aussicht ge-
stellt. Laut einem Bericht des
„Handelsblattes“ ist die Bank aller-
dings dabei, sich wegen den Um-
bauplänen für den Konzern von
ihrem Renditeziel in diesem Jahr
zu verabschieden. Norman Hanert

Die Devisenreserven der
Russischen Föderation ha-
ben Anfang Juni mit um-

gerechnet über 500 Milliarden
US-Dollar erstmals wieder einen
Stand wie vor Beginn der Ukrai-
ne-Krise erreicht. In der
Zwischenzeit hatte die Russische
Nationalbank erhebliche Absto-
ßungen vorgenommen, um die
Mindereinnahmen durch einen
am Boden liegenden Ölpreis und
die Folgen des fast ungehemmten
westlichen Wirtschaftskrieges ge-
gen ihr Land auszugleichen. Nach
einem Tiefststand von 350 Milli-
arden Dollar im April 2015 ging
es mit den Reserven langsam
bergauf. Im April 2017 und damit
genau zwei Jahre später waren be-
reits wieder 400 Milliarden zu-
sammen, Anfang des laufenden
Jahres dann fast 470. Mit dieser
Entwicklung dürfte Russland
gegenwärtig weltweit nach China,
Japan und der Schweiz an vierter
Stelle der staatlichen Ersparnisse
stehen – etwa zehn Plätze vor der
Bundesrepublik.

Ein zunehmender Anteil dieser
Werte besteht dabei nicht mehr
aus Papier, sondern aus werthalti-
gerem Gold. Im vergangenen Jahr
hat die Zentralbank die Rekord-
menge von knapp neun Millionen
Feinunzen erworben und damit
ihren Bestand um rund 15 Pro-

zent erhöht, sodass das Edelme-
tall inzwischen über 18 Prozent
ihrer Devisenreserven ausmacht.
Besonders einem Papier gegen-
über zeigten die Russen aus gu-
tem Grund die kalte Schulter. Von
ihren zu Beginn des Vorjahrs
200 Milliarden US-Dollar in Devi-
sen haben sie eine imposante
Hälfte noch im selben Jahr abge-
stoßen. Der Dollar ist nämlich
nicht nur volatil gedeckt, sondern
wird vor allem auch als Waffe im
internationalen Wirtschaftskrieg

eingesetzt, indem die USA Ab-
rechnungen in US-Dollar und
/oder über ihre Banken dem US-
Rechtssystem unterstellen und
damit ausländische Unternehmen
und Staaten durch hanebüchene
Gerichtsurteile und gezielte poli-
tische Verfügungen gnadenlos
ausplündern beziehungsweise an-
derweitig in ihrer Handlungsfä-
higkeit untergraben.

Neben einem Umtausch in
Gold erfolgte eine Neuanlage der
veräußerten Dollar vor allem in
Euro sowie in chinesischen Ren-

minbi. Staatsanleihen der Bun-
desrepublik und Frankreichs
kommen zurzeit jeweils auf einen
Zielwert von 14 Prozent, solche
der USA auf zehn Prozent, jene
aus Japan auf 7,5 Prozent und bri-
tische auf 6,6 Prozent. Kurz vor
der offiziellen Bekanntgabe dieser
Zahlen empfahl der Internationa-
le Währungsfonds der russischen
Regierung, stärker auf Papiere
westlicher Staaten zurückzugrei-
fen, da dies „das Vertrauen in die
Währungsreserve erhöhen“ und
„das Wohl der kommenden Gene-
rationen sichern“ würde. Mit sol-
cherlei billigen Belehrungen las-
sen sich die Moskauer Schatz-
wahrer allerdings nicht hinters
Licht führen.

Ihre gestiegenen Devisenreser-
ven dürften sich in Kürze übri-
gens noch in ganz anderer Weise
für die Russen auszahlen. Ab ei-
nem Wert von sieben Prozent des
Bruttoinlandsproduktes kann die
Zentralbank nach russischem
Recht auch in die Infrastruktur
des eigenen Staates investieren
und dessen Wirtschaft durch ver-
schiedene weitere Maßnahmen
unterstützen. Es ist daher nach
Lage der Dinge mit einem baldi-
gen Investitionsschub zu rechnen,
der dem Land nachhaltig zugute-
kommen dürfte.

Thomas W. Wyrwoll

Die Reserve übersteigt
wieder umgerechnet
500 Millionen Dollar

Ukraine-Krise überwunden
Zumindest sind Russlands Devisenreserven wieder so hoch wie einst

Umbau statt Fusion
Deutsche Bank: Konkrete Pläne für Ende Juli erwartet

Vorstandschef hat
»harte Einschnitte«

angekündigt
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Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Bei AfD-Politikern
aus dem „wohl-
habenden We -
sten“ der Bundes-
republik und der
ehemaligen DDR
gibt es „sehr
unterschiedliche
Sichtweisen“ zur
Rolle des Staates
in der Wirtschaft:
Bundessprecher
Jörg Meuthen (l.)
mit Thüringens
Björn Höcke im
Café Einstein in
Berlin

Bild: pa
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Wollte man dem Eindruck
folgen, der allenthalben
verbreitet wird, dann hätte

sich das Phänomen Greta Thunberg
mehr oder minder von alleine, getra-
gen nur durch die Kraft von Über-
zeugung und Hingabe, über die Welt
verbreitet. Doch damit käme man in
Widerspruch zu einer Einsicht des
früheren US-Präsi denten Franklin D.
Roosevelt, der sagte: „Nichts in der
Politik geschieht zufällig, und wenn
etwas geschieht, dann war es so ge -
plant.“ Und dass Greta ein Instru-
ment der Politik darstellt, dürfte außer Frage
stehen.

Der Irrtum beginnt schon früher. Diskus-
sionsgrundlage ist ja, die „Friday for Future“-
Bewegung sei von der jun gen Schwedin ins
Leben gerufen wor den. Das ist falsch, der
Plan ist ein paar Jahre
älter. Während der
Greta-Rummel im Jahr
2018 losbrach, veran -
staltete die „Plant for
the Planet Foun dation“
drei Jahre zuvor in
Bonn einen globalen
Jugend-Gipfel. Ein Ergebnis dieses Treffens
ist auf der Internetseite climastrike.net zu
finden, wo es heißt: „Auf dem Global Youth
Summit im Mai 2015 haben wir uns die Idee
eines globa len Schulstreikes für Klima-
schutz ausge dacht.“ Es dauerte drei geschla-
gene Jahre, bis die Leute im Hintergrund
Greta als ihre geeignete Repräsentantin ge-
funden und ihr die Mutterschaft für die Idee
des Schulstreiks übertragen hatten. Um wen
es sich dabei handeln könnte, wird klar,
wenn man nachforscht, wer die „Plant for
the Planet Foundation“ organi siert und mit
den nötigen Mitteln aus gestattet hat, und
hier wird das Bild et was klarer: Es sind dies
der „Club of Ro me“ und die „German Mar-
shall Plan Foundation“.

Fällt der Name „Club of Rome“, so tut ein
kleines Ausholen not. Er wurde von David
Rockefeller gegründet und erlangte schlag -
artig Weltruhm, als er 1972 im Auftrag sei-
nes Gründers das Buch „Grenzen des

Wachstums“ ver öf fent lichte. In Erinnerung
daran blieben zwei zentrale Voraussagen. Da
war ein mal das sogenannte Waldsterben,
won ach es zur Jahrtausendwende jeden falls
in Europa keinen Baum mehr geben wer de.
Das zweite war die Prognose, dass zehn Jah-

re später die Erdölvor-
räte des Pla neten er-
schöpft wären. Tatsäch-
lich nah men in
Deutschland die Wäl-
der zu und weltweit
wurde jährlich mehr
Petro leum gefunden als

verbraucht.
Diese blamablen Fehlprognosen tun dem

Renommee des „Club of Rome“ keinen Ab-
bruch. Weithin gilt er als eine Einrichtung,
die in Sachen Umweltschutz globale Maß-
stäbe setzt. Er ist die Öko-Außenstelle der
Vereinten Nationen und beansprucht wider-
spruchsloses Gehör. Die Gründung der
„Ger man Marshall Plan Foundation“ wird
zwar offiziell dem früheren Bun deskanz ler
Willy Brandt zugeschrieben, doch stößt man
auch hier sofort wieder auf Rocke feller, der
Vorsitzender des German Mar shall Fund ge-
wesen ist. Neben Rocke fellers Chase Man-
hattan Bank tau chen noch andere Adressen
von Schwer ge wichten der US-Hochfinanz
auf, wie das Aspen-In stitut und die Carne-
gie-Stiftung. Willy Brandt in allen Ehren –
aber neben solchen Na men war sein Ein-
fluss doch eher gering.

Während man für die „Ger man Marshall
Plan Foundation“ Willy Brandt als Aushän-

geschild genom men hatte, benutzte man  für
die „Plant for the Planet Foundation“ bereits
das System wie später bei Greta und stellte
ein Kind in die erste Reihe: Felix Finkbeiner,
der nach offizi eller Lesart mit dem unschul-
digen Alter von zehn Jahren anno 2007 die
Stiftung gegründet hat. Es gibt noch weitere
Ähn lichkeiten mit Greta. Gleich ihr ist er auf
du und du mit Weltgrößen wie dem Für sten
Albert von Monaco oder dem Holly -
woodstar Harrison Ford. Und wenn Greta
mit dem Papst plaudert, hält Felix eine Rede
vor den Vereinten Nationen. Irgendwie muss
es aber mit der Stiftungs-Gründung doch ein
wenig anders gelau fen sein, denn mit zehn
Jahren war nicht einmal Jung-Felix ge-
schäftsfähig, doch dabei dürfte ihm sein Va-
ter Frithjof ge holfen haben. Väterchen ist –
wie ein glück licher Zufall so spielt – Mitbe -
gründer des „Ger man Marshall Plan“.

Dass Gretas „Friday for Future“-Bewe gung
(FFF) eng mit der „Plant for the Planet Foun-
dation“ verbunden ist, bezeugt eine Selbst -
aus kunft auf ihrer Internetseite. Die beiden
Organisationen seien aufs Engste mitein -
ander verbunden, wobei die „Plant for the
Planet Foundation“ eine „als gemein nützig
anerkannte Stiftung des deutschen Club of
Rome-Präsidenten“ sei. Bei der Antwort auf
die Frage, wer denn Präsi dent des deutschen
„Club of Rome“ sei, stoßen wir auf einen al-
ten Bekannten: Mojib Latif, einer der rührig-
sten Klima-Propheten der Nation.

Schaut man sich das Impressum der Web-
site von FFF an, so kann man lesen: den Na-
men Ronja Thein, eine An schrift in Kiel und

die E-Mail-Adresse von FFF. Doch Frau
Thein scheint es nicht zu geben, auf Nach-
frage werden Sicherheitsbedenken vorge-
schützt. Die Kieler Adresse aber ist diejenige
eines linksalternativen „Kulturzentrums“
mit dem Namen „Alte Mu“. Dort scheinen
zahlreiche linke Vereine zu domizilieren,
aber keine Privatpersonen. Auf die Fra ge
nach einem Konto von FFF gibt es die Aus-
kunft: „Als Bewegung wollen wir be wusst so
wenig Strukturen wie mög lich aufbauen, um
jederzeit flexibel auf die Gegebenheiten rea-
gieren zu können. Daher wird das Konto von
einer befreun deten Organisation, der Plant
for the Planet Foundation, betreut. So kön -
nen wir sicherstellen, dass alle finanziellen
Dinge vollkommen professionell erledigt
werden. Dazu gehört,
dass Geld nur ge gen
ordnungsgemäße Ab-
rechnung ausge zahlt
wird.“ Mit der an geb -
lichen Selb stständig-
keit der Friday-Bewe -
gung scheint es also
nicht allzu weit her zu sein, nicht einmal in
finanzieller Hinsicht. 

Kurzum – über den „Club of Rome“ und
die „Plant fort the Planet Foundation“ be -
teiligt sich der Rockefeller-Clan an der Fi-
nanzierung der Veranstaltung Greta Thun -
berg. Maßgeblich, darf man unter stellen,
denn mit Klein igkeiten haben sich die Rok-
kefellers nie abgegeben. Doch wo Rockefel-
ler klotzt, mag George Soros nicht kleckern.
Der notori sche Spekulant und Kriegstreiber

hat seine Finger auch im Klima-Ge-
schäft. Er setzt im selben Sinne wie
Rockefeller, doch an einem anderen
Ende an. Und das sieht so aus.

Jedes Mal, wenn Greta in
Deutschland auftritt, wird sie be-
gleitet von einer Stu dentin namens
Luisa-Marie Neubauer, nicht nur
optisch der Kontrapunkt zur klei-
nen Schwedin. Neubauer ist fit, taff
und selbstbewusst, Mitglied der
Grünen und erhält ein Stipendium
der Heinrich-Böll-Stif tung. Außer-
dem ist Neubauer Ju gend bot-

schafterin der US-amerikani schen Lobby-
organisation „ONE“, die poli ti sche Kam-
pagnen durchführt. Fin anziert wird „ONE“
unter anderem von der Bank of America,
Coca-Cola, SAP, Google und eben von Ge-
orge So ros, dem Allgegenwärtigen, der sei-
ne ganze „Open Society Foundation“ ein -
setzt. 

Michael Krüger bilanziert auf der Inter -
net-Seite „Science sceptical“ diese Zu sam -
menhänge: „Letztendlich handelt es sich
um eine groß angelegte Klima-PR-Kam-
pagne der Ökolobby und von grü nen
NGOs, wie dem Club of Rome, We don’t
have Time, Plant for the Planet, Green-
peace, dem BUND, der Interventi -
onistischen Linken (IL), Extinction Re -

bellion (XR) und an-
derer Nutznießer, da-
zu gehören letztend-
lich auch die Me dien.
Aus diesem Grund ist
auch nicht zu erwar-
ten, dass in den Me-
dien über diese

Hintergründe kritisch be richtet werden
wird. Greta ist dabei letztendlich ein Spiel -
ball der NGOs und Medien, um Geschäfte
zu machen, Aufmerksamkeit zu erreichen
und politische Ziele durch zusetzen.“

Demgegenüber dürften alle Freunde
Gre tas Genugtuung über die Nachricht
empfinden, dass ihr eine belgische Univer-
sität den Ehrendoktor verleihen will. Oft
ist derlei mit finanziellem Aufwand ver-
bun den, aber in Gretas Fall wohl kaum.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Kürzlich hat Joachim Gauck
dem „Spiegel“ ein Interview

gegeben. Sichtlich hat der Alt-
bundespräsident nicht ganz ver-
standen, dass „Demokratie“ nicht
zwangsläufig deckungsgleich mit
seinem Standpunkt sein muss.
Dennoch gab es die arg verspäte-
te Einsicht, eine „erweiterte Tole-
ranz in Richtung rechts“ sei nötig.
Wenig später meldete sich 
Gaucks Amtsvorgänger zu Wort.
Christian Wulff erklärte in einer
Rede, die Chancen seien groß,
„dass der Flüchtlingszuzug zu ei-
nem Glücksfall der deutschen
Geschichte wird“. 

Von Bundespräsident Wulff ist
kaum etwas geblieben. Die Öf-
fentlichkeit erinnert sich, abgese-
hen von den Querelen um seinen
Rücktritt und privaten Peinlich-
keiten, allerdings noch an seine
Stellungnahme
zum 20. Jahres-
tag der deut-
schen Vereini-
gung am 3. Okt-
ober 2010. Hier
hatte er geäu-
ßert: „Aber der
Islam gehört inzwischen auch zu
Deutschland.“ 

Wirft man einen Blick auf das
Programm des wenige Tage zu-
rückliegenden „Deutschen Evan-
gelischen Kirchentages“, etwa
unter der Rubrik „Zentrum Mus-
lime und Christen“, so ist der da-
mals noch diskutierte Ausspruch
inzwischen pure Realität. Laut
der Nachrichtenagentur „Idea“
betonte Wulff, als Katholik Gast
auf einem Podium des Kirchen-
tags, er würde seinen Satz von
2010 heute noch „vehementer“
sagen. Nur etwas „schwieriger“
sei es nun mit dem Islam in
Deutschland geworden. So seien
viele „enttäuscht“ gewesen, dass
die Kölner DITIB-Zentralmo-
schee vom türkischen Präsiden-
ten Recep Tayyip Erdogan einge-

weiht worden sei. Wulff „wün-
sche sich, dass Imame in
Deutschland ausgebildet und Ge-
bete in deutscher Sprache ge-
sprochen werden“. Unklar bleibt,
warum Erdogan den Einwei-
hungsakt überhaupt vornehmen
durfte und warum die ange-
mahnten Dinge nicht von Anfang
an praktiziert wurden. Grund-
sätzlichere Fragen bestehen für
viele offenbar gar nicht mehr, für
Wulff ohnehin nicht.

Der CDU-Politiker Peter Tauber
gab AfD-Politikern und sogar ei-
nem Parteikollegen eine Mit-
schuld an dem bislang ungeklär-
ten Mord an Walter Lübcke, und
zwar durch deren „Sprache, die
enthemmt und zur Gewalt führt“.
Die CDU-Vorsitzende behauptete,
dass die AfD das „geistige Klima“
für das Verbrechen geschaffen

habe. Dringende
Aufgabe des
gegenwärtigen
B u n d es p rä s i -
denten Frank-
Walter Stein-
meier wäre es,
einer derartig

unsäglichen Instrumentalisie-
rung Einhalt zu gebieten. Er un-
terlässt es nicht nur, sondern
stößt indirekt ins selbe Horn.

Ein Altbundespräsident, dem
knapp zwei Jahre nach Ablauf
seiner Amtszeit einfällt, dass es
auch andere Ansichten gibt. Ein
weiterer Altbundespräsident,
dessen wich-tigstes Anliegen
noch im Ruhestand das Voran-
bringen des Islam in Deutschland
ist. Ein aktiver Bundespräsident,
der sich an der Ausgrenzung ihm
nicht genehmer Politiker unter
rhetorischer Indienstnahme ei-
nes Mordes beteiligt. Das Amts-
verständnis der höchsten deut-
schen Repräsentanten der letzten
Dekade hat sich, verglichen mit
dem ihrer Vorgänger, wahrlich ra-
sant gewandelt.

Rasanter Wandel
Von Erik Lommatzsch

Wer integriert wen?
Von Volker Wittmann

Das mit der Integration ha-
ben die meisten Deut-
schen anscheinend miss-

verstanden. Treuherzige unter
uns mögen geglaubt haben, Zu-
wanderer sollten sich den einhei-
mischen Verhältnissen anpassen.
Doch die großen Medien haben
sie bald dahingehend belehrt, sie
hätten den Fremden Platz zu ma-
chen. Um deren Wohlergehen sei
vorrangig zu sorgen.

Auf die eigenen Kinder käme es
auch nicht mehr an. So eröffnete
der grüne Politiker Cem Özdemir
den verdatterten Micheln: „Der
deutsche Nachwuchs“, so der
Mann mit türkischen Wurzeln,
„heißt jetzt Mustafa, Giovanni
und Ali.“ Seine Partei-Kollegin,
die frühere Bundesministerin Re-
nate Künast, schaffte weitere
Klarheit, wer hier zu Lande künf-
tig den Ton angeben werde: „Inte-
gration fängt damit an, dass Sie
als Deutscher mal Türkisch ler-

nen!“ Begriffsstutzige Ureinwoh-
ner verstanden die Welt nicht
mehr. Haben nicht alle Menschen
ein Recht auf Heimat? So wand-
ten sie ein: Deutschland ist doch
unser Zuhause. Wir hängen dar-
an. Derartige Gefühlsduseleien
wischte der grüne Parteivorsit-
zende Robert
Habeck unduld-
sam hinweg: „Va-
te r l a n d s l i e b e
fand ich stets
zum Kotzen."

Aber deutsche
Frauen und Kin-
der werden von Ausländern belä-
stigt, begrabscht und vergewaltigt,
gaben verstockte Ewiggestrige zu
bedenken. Die Silvesternacht
2015/16 ist noch in wacher Erin-
nerung. Hunderte von Nordafri-
kanern machten Jagd auf alles,
was weiblich war, wurden über-
griffig und raubten ihre Opfer
aus. Traumatisierten Immigranten

dergleichen zu verübeln, grenzt
heutzutage schon an Rassismus.
So gibt jedenfalls die Soziologin
Barbara Kuchler von der Uni Bie-
lefeld verwirrten Mitbürgern zu
verstehen. Auf der Netzseite „So-
ziopolis“ veröffentlichte sie einen
Aufsatz unter dem Titel „Kölner

Kurzschlüsse“.
Untertitel: „Wel-
che Zurech-
nungsfehler prä-
gen die Debatte
um die sexuellen
Übergriffe der
Silvesternacht?“

Darin zeigt sie viel Verständnis
für die Kriminellen. So sei vor al-
lem deren Herkunft ganz neben-
sächlich. Auch deutsche junge
Männer in vergleichbarer Lage
würden zu ähnlich schlimmen
Auswüchsen neigen, wenn derlei
auch noch nicht in solcher Häu-
fung aufgetreten sei. Die Ursache
bei der Abstammung der Täter zu

suchen, bezeichnete sie mit „Zu-
rechnungsfehlern“. Die Schrek-
ken für die Opfer erwähnt sie mit
keiner Zeile.

Auf dem evangelischen Kir-
chentag in Dortmund ließ die So-
ziologin die Katze aus dem Sack:
Die Frauen trügen eine Mitschuld
an den Grabschereien, so erklärte
sie der schafsgeduldigen Mitwelt.
Wer enge Kleidung trägt und sich
schminkt, dürfe sich über Zu-
dringlichkeiten nicht wundern.

Schon seinerzeit hatte die Köl-
ner Oberbürgermeisterin Hen-
riette Reker den betroffenen Frau-
en empfohlen einfach eine „Arm-
länge“ Abstand zu halten. Damit
löste sie noch Empörung aus.
Aber das ist mehr als drei Jahre
her. Soziologin Kuchler forderte
die Frauen jetzt sogar auf, „Kar-
toffelsäcke“ zu tragen. Wir müs-
sen wohl davon ausgehen, dass
sie vor der Bezeichnung Burka
vorerst noch zurückschreckte. 

Zeigt wenig 
Verständnis für
die Vaterlands-
liebe der 
Deutschen: 
Robert Habeck,
Vorsitzender 
der Grünen

Bild: Imago
images/Photothek

Frauen sollen sich
züchtiger anziehen

für Immigranten

Amtsverständnis
entgleist 

immer mehr

Gegenwind

Das Phänomen 
Greta Thunberg 

Von FLORIAN STUMFALL

FO R U M
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Starke Typen 
in Marmor

Berlin − Bis zum 2. Februar kom-
menden Jahres präsentiert das
Alte Museum auf der Berliner
Museumsinsel „Starke Typen.
Griechische Porträts der Antike“.
Die Ausstellung thematisiert
anhand hochkarätiger Leihgaben
unter anderem der Staatlichen
Antikensammlungen und Glypto-
thek München die Entwicklung
des griechischen Porträts. Zu
sehen sind marmorne Köpfe
bedeutender Dichter, Strategen,
Philosophen und Könige. tws

Nach eisernem Spardiktat hat die
Landesregierung in Schwerin ih -
ren Kurs geändert und will mehr
in Kultur investieren. Die Umset-
zung jedoch bleibt abzuwarten,
wie die Krise am Staatstheater
Schwerin überdeutlich zeigt.

Jahrelang schwebte ein Damo-
klesschwert über der Theater-
landschaft von Mecklenburg-Vor-
pommern. Im Juni 2018 allerdings
hatte die Landesregierung ihre
umstrittene Theaterreform ad acta
gelegt und mit Kreisen und Kom-
munen den Abschluss eines The-
aterpaktes auf zehn Jahre verein-
bart. Die gefürchteten Fusionen
waren damit vom Tisch. 

An der Umsetzung hapert es je -
doch. Nach dem Pakt sollte es ab
diesem Jahr für die vier Mehr -
spartentheater in Rostock, Neu-
brandenburg/Neustrelitz, Vor-
pommern und Schwerin/Parchim
jährlich 2,5 Prozent mehr Geld
geben. Auch an Tarifsteigerungen
auf dem Weg zum Flächentarif für
die Theatermitarbeiter wollte sich
das Land beteiligen. 

Während sich der Theaterpakt
noch im Stadium der „Umset-
zung“ befindet, beschloss die Lan-
desregierung diesen Juni, bereits
weitere 150 Millionen Euro für
kulturelle Zwecke, um in Rostock
Träume wahr werden zu lassen:
die Bundesgartenschau 2025, den
Neubau des Volkstheaters und
eines Archäologischen Landes-
museums. Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig (SPD) sagte:
„Rostock ist die größte Stadt und
das wirtschaftliche Zentrum un -
seres Landes. Deshalb brauchen
wir eine enge Zusammenarbeit
zwischen Stadt und Land, gerade
auch bei größeren Projekten.“

Noch allerdings dominiert der
Sparkurs. Besonders heftig wird
dagegen am Staatstheater Schwe-
rin rebelliert, seit Lars Tietje (51)
vor knapp drei Jahren dort die
Stelle des Generalintendanten
und Geschäftsführers antrat. Sein
Auftrag ist, die von Stadt und
Land vorgegebenen Sparmaßnah-

men, darunter den Abbau von 30
Stellen, umzusetzen. Seitdem
herrscht ein Klima der Angst
unter den 330 Beschäftigten. Zum
Eklat kam es Anfang 2018, als
Tietje seinen Schauspielern „ei -
genmächtige politische Äußerun-
gen“ beim Theaterball untersagte.

Verscherzt hat es sich Tietje
auch mit Teilen des Publikums,
weil er das Repertoire und damit
den Spielplan des Sechs-Sparten-
Theaters ausdünnte. Laut offiziel-
ler Theaterbilanz gab es in der
Spielzeit 2017/2018 insgesamt
700 Vorstellungen, 160 weniger
als in der Spielzeit davor. Aktuell
soll ein Training der Führungs-
kräfte die Kommunikation verbes-
sern. Eine Mitarbeiterbefragung,
aufgrund derer Externe ein Be -
triebsorganisationskonzept erar-
beiten, soll die Arbeitsabläufe
optimieren. Von neuen Stellen ist
nicht die Rede. Die Spiellust des
Ensembles aber ist ungebrochen
wie nicht nur die gelungene aktu -
elle „Anatevka“-Aufführung zeigt.

Die Erkenntnis, dass Kultur als
„Motor des Landes“ die ganze
Region für Einwohner, Urlauber
und nicht zuletzt Unternehmen

attraktiver macht, ist nicht neu.
Die Festspiele Mecklenburg-Vor-
pommern ziehen seit 1990 jähr-
lich rund 100 000 Musikfreunde
an. Neben dem Festspielsommer
vom 15. Juni bis 15. September –
2019 mit rund 150 Konzerten und
über 20 Begleitprogrammen –
gehören dazu auch die Advents-
und Neujahrskonzerte und der
Festspielfrühling auf Rügen, letz-
tere zuletzt mit 4100 beziehungs-
weise 4800 Besuchern. 

Ein Höhepunkt der Saison blei-
ben die mit großem Aufwand und
viel Liebe inszenierten Freiluft-
Schlossfestspiele in Schwerin mit
bis zu 30 000 Zuschauern pro
Jahr. Diesen Sommer inszeniert
Operndirektor Toni Burkhardt
den Musical-Klassiker „Anatev-
ka“. Seit Anfang April wurde dazu
auf dem Alten Garten vis-à-vis
vom Schloss gebaut und in den
Gewerken des Mecklenburgi-
schen Staatstheaters geschweißt,
gesägt, genäht und gemalt. Das
Ergebnis ist unter anderem eine
Himmelskulisse auf einem 
40 Meter langen Rundhorizont.
Davor setzt eine 35 Meter breite
und 25 Meter tiefe Bühne die ein-

gängige Story für rund 1250 Gäste
pro Vorstellung in Szene.

Bis zum 20. Juli werden bei
jeder der insgesamt 20 Vorstellun-
gen rund 100 Künstler das Publi-
kum unterhalten: 60 Darsteller
auf der Bühne und 40 Musiker im
Orchestergraben. Die musikali-
sche Leitung hat der aus Missou-
ri/USA stammende Dirigent und
Pianist Michael Ellis Ingram (34)
übernommen. Für die Hauptrolle
des Milchmanns Tevje, der dann
und wann von einem kleinen Ver-
mögen träumt – „Wenn ich einmal
reich wär“ –, konnten die Schau-
spieler Ansgar Schäfer (52) und
Gustav Peter Wöhler (63) enga-
giert werden. 

Der auch als Sänger und Regis-
seur wirkende Schäfer ist einem
breiteren Publikum durch seine
Rollen in Fernsehproduktionen
wie „Tatort“, „Der Bergdoktor“
oder „Soko Wismar“ bekannt. Der
Wahlhamburger Wöhler gehört zu
den bekanntesten Gesichtern auf
deutschen Theaterbühnen. Wöh-
lers andere große Leidenschaft ist
die Musik. Mit seiner „Gustav
Peter Wöhler Band“ tourt er seit
den 1990ern regelmäßig durch

Deutschland. Im Januar 2018
feierte die Band, die mittlerweile
Kultstatus erreicht hat, in der
Hamburger Elbphilharmonie ihr
22-jähriges Bühnenjubiläum.

Eine zweite Freiluft-Spielstätte
bildet diesen Sommer der Innen-
hof des Schweriner Schlosses, wo
sich „Cyrano de Bergerac“ vom 
27. Juni bis zum 20. Juli in 19 Vor-
stellungen aufmacht, das Herz der
angebeteten Roxane zu erobern.
Edmond Rostands auch mit Gé -
rard Depardieu verfilmte Komö-
die ist seit über 100 Jahren ein
Theaterklassiker. Die Choreogra-
fie der Fechtszenen hat Klaus
Figge, Meister der Kampfkunst,
übernommen. Figge arbeitet an
Theatern und Opernhäusern von
Berlin und Hamburg bis Wien
und Zürich sowie für Film- und
Fernsehproduktionen. Regie führt
Alejandro Quintana, der unter
anderem Schauspieldirektor am
Volkstheater Rostock und Theater
Heilbronn war. Helga Schnehagen

Infos: www.festspiele-mv.de, Kar-
tentelefon: (0385) 5918585; www.
mecklenburgisches-staatsthea-
ter.de, Karten: (0385) 5300123

Wenn man einmal reich wär
Staatstheater Schwerin kämpft gegen Sparkurs an – Milchmann Tevje soll es bei den Festspielen richten

Tevje geigt allen seine Meinung: Szenenbild der Freiluftaufführung von „Anatevka“ vorm Schweriner Schloss Bild: Silke Winkler

Nach 138 Jahren kam jetzt
das Ende: Der traditions-
reiche VDA (Verein für

Deutsche Kulturbeziehungen im
Ausland e.V.) ist Geschichte. 1881
in Berlin als „Allgemeiner Deut-
scher Schulverein“ (mit dem
Zusatz „zur Erhaltung des
Deutschtums im Auslande“) ins
Leben gerufen, lag der Vereins-
zweck laut Gründungssatzung da -
rin, „... die Deutschen außerhalb
des Mutterlandes dem Deutsch-
tum zu erhalten und sie nach
Kräften in ihren Bestrebungen,
Deutsche zu bleiben oder wieder
zu werden, zu unterstützen“.

1908 erfolgte die Umbenen-
nung in „Verein für das Deutsch-
tum im Ausland“ (mit dem Zusatz
„Schulverein e.V.“) und 1933 in
„Volksbund für das Deutschtum
im Ausland“. Doch mit der Aus-
landsorganisation der NSDAP gab
es hinfort eine Konkurrenz, die
sich der Interessen der Auslands-
deutschen annahm, und so wurde
1938 der VDA gleichgeschaltet
und in die „Volksdeutsche Mittel-
stelle“ überführt, die der SS
unterstand und seit 1941 sogar
ein SS-Hauptamt bildete. 

1945 von den Alliierten per
Kontrollratsgesetz als NS-Organi-
sation verboten, kam es zehn
Jahre später zur Neugründung un -
ter dem früheren Namen „Verein
für das Deutschtum im Ausland“
(VDA), der in der Öffentlichkeit

die geläufigste Bezeichnung blieb,
bekannt vor allem durch sein
Emblem, die „Blaue Kornblume“,
die 1933 die bis dahin gebräuchli-
che „Germania“ ersetzt hatte.

Da sich der Verein bald neuen
Aufgabenfeldern widmete, etwa
dem Jugendaustausch mit außer-
europäischen Ländern, erfolgte
1970 erneut eine Umbenennung
in „VDA – Gesellschaft für Deut-
sche Kulturbeziehungen im Aus-
land“, doch zum 100. Jahrestag
1981 kehrte man zum Traditions-
namen „Verein für das Deutsch-
tum im Ausland“
zurück. Seit den
1970er Jahren
bildeten zweimo-
natige Schüler-
aus tauschpro -
gramme eine der
wichtigsten Säu-
len in der Tätigkeit des VDA und
ergänzten in einem geringen
Umfang die auswärtige Kulturpo-
litik der Bundesrepublik Deutsch-
land. Der Schwerpunkt lag dabei
auf Lateinamerika, wo Koopera-
tionen mit Privatschulen in
Argentinien, Brasilien, Chile, El
Salvador und Paraguay bestanden.
Für englischsprachige Interessen-
ten wurde ein Austausch mit Pri-
vatschulen in Namibia angeboten.

1998 gab es eine letzte Namens-
änderung in „Verein für Deutsche
Kulturbeziehungen im Ausland
e.V. (VDA)“, womit man sich als

„lebendige Brücke zwischen der
deutschen Heimat und den circa
14 Millionen Auslandsdeutschen“
betrachtete. Von 1909 bis 1919 gab
der VDA die Vierteljahreszeit-
schrift „Das Deutschtum im Aus-
land“ heraus, von 1924 bis 1933
die Monatszeitschrift „Deutsche
Welt“, die anschließend „Der
Volksdeutsche“ hieß. Seit 1969
erschien viermal jährlich die Zeit-
schrift „Globus“, die aus Kosten-
gründen 2018 auf drei Ausgaben
pro Jahr reduziert wurde. 

Bereits damit deutete sich an,
dass der VDA in
finanziell schwie-
riges Fahrwasser
geraten war. Ende
März 2019 stellte
der Bundesvor-
stand dann beim
A m t s g e r i c h t

Bonn einen Antrag auf Insolvenz.
Wie der Bundesvorsitzende Ale-
xander Klein und der Vorsitzende
des Verwaltungsrates, der CSU-
Politiker Hartmut Koschyk (der
von 1994 bis 2014 selbst Bundes-
vorsitzender war), mitteilten,
habe der Verein seit Jahren hohe
Schulden angehäuft. 

Erste Probleme waren bereits
entstanden, als die 1998 ins Amt
gekommene rot-grüne Bundesre-
gierung dem VDA die bis dahin
geleisteten Millionenzahlungen
aus dem Etat des Auswärtigen
Amts strich. Weil sich die Schul-

den seit einiger Zeit gar im sechs-
stelligen Bereich bewegten und
damit Zahlungsverpflichtungen
nicht mehr garantiert werden
konnten, sah man sich schließlich
genötigt, die Reißleine zu ziehen.
So löste man zunächst die
Geschäftsstelle in Sankt Augustin
bei Bonn auf, ebenso wurden die
Vereinspublikationen für das lau-
fende Jahr ausgesetzt, und am 
30. Juni 2019 wird der VDA seine
Arbeit wohl vollends einstellen.

Zwar wolle man den fast 140
Jahre alten Verein noch irgendwie
retten, betonte der Vorstand in
einem Schreiben an die Mitglie-
der, aber danach sieht es nicht
aus. Lediglich einige Landesver-
bände wie Nordrhein-Westfalen
und Sachsen haben angekündigt,
noch eine Weile durchzuhalten,
um danach zu entscheiden, ob
und wie es weitergehen soll. 

Auf Bundesebene jedoch be -
deutet die Auflösung des VDA
zugleich das Ende einer weiteren
altehrwürdigen Institution, die
fast eineinhalb Jahrhunderte lang
eine Brückenfunktion zwischen
Deutschland und den Deutschen
im Ausland, insbesondere in
Übersee und hier vor allem in
Süd- und Mittelamerika sowie im
südlichen Afrika, darstellte. Auch
die Internetseite ist schon nicht
mehr aktiv – bald wird der VDA
wohl nur noch in der Erinnerung
existieren. Wolfgang Reith

Unter den fast unzähligen
Ausstellungen, die zum Fon-

tane-Jahr überall in Brandenburg
verstreut zum 200. Geburtstag
des preußischen Schriftstellers
gezeigt werden, ragt eine in Pots-
dam heraus. Im Haus der Bran-
denburgisch-Preußischen Ge -
schichte (HBPG) wird in „Bilder
und Geschichten“ mit den einzig
erhaltenen Gegenständen aus
Fontanes persönlichem Besitz
sein Arbeitszimmer nachgestellt.
Im Eingangsbereich fällt der Blick
auf einen inszenierten „Schreib-
tisch“, der sich durch die histori-
sche Gewölbehalle des Kutsch-
stalls zieht.

Rund 300 zum Teil noch nie
gezeigte Exponate machen die
Geschichten von Fontanes „Wan-
derungen durch die Mark Bran-
denburg“ anschaulich. Ein Rund-
gang um den „Schreibtisch“ führt
zu 17 ausgewählten Orten: unter
anderem Kü strin und Wust mit
der Tragödie um Hans Hermann
von Katte – dem vom Soldatenkö-
nig hingerichteten Jugendfreund
von Kronprinz Friedrich –,
Kunersdorf mit der reformfreudi-
gen Frau von Friedland, Schloss
Steinhöfel mit seinen Kunst-
sammlungen, Möglin mit dem
Begründer der Agrarwissenschaft
Albrecht Da niel Thaer sowie Bad
Freienwalde mit Caspar von Uch-
tenhagen, der als Kind 1603 von
habgierigen Verwandten mit einer

vergifteten Birne umgebracht
worden sein soll.

Die Ausstellung gibt auch Ein-
blicke in Fontanes Arbeitsweise:
Textentwürfe, Überarbeitungen
und Sammelmappen illustrieren,
wie er praktisch vorgegangen ist.
Drei Jahrzehnte lang hat der
Autor an seinen „Wanderungen“
gearbeitet: Er hat sie aktualisiert,
umstrukturiert und vor allem
ständig erweitert. Dabei war er
nicht nur Dichter, sondern auch
„Texthandwerker“, wie seine
Notizbücher und Manuskripte
zeigen: Mit unterschiedlichen
Schreibgeräten machte er kreuz
und quer Notizen, schnitt Text-
stellen aus, klebte sie an anderer
Stelle ein und brachte Zeichnun-
gen und Skizzen zu Papier. 

Eine authentische Kutsche und
Modelle anderer Verkehrsmittel
des 19. Jahrhunderts zeigen, wie
der Autor reiste – gewandert ist
Fontane nämlich nur äußerst sel-
ten. Zu erfahren ist auch, wie er
sich auf seine Fahrten vorbereite-
te, wer ihn begleitete, mit wem er
sprach, was er gesehen und gele-
sen hat. H. Tews

Haus der Brandenburgisch-Preu-
ßischen Geschichte, Kutschstall,
Am Neuen Markt 9, 14467 Pots-
dam, geöffnet Dienstag bis Don-
nerstag von 10 bis 17 Uhr, Freitag
bis Sonntag bis 18 Uhr. Eintritt: 
7 Euro. Internet: www.hbpg.de

Orgelwoche mit
Schütz’ Psalmen

Nürnberg − Mit einer „langen
Nacht der Musik“ in sechs Kir-
chen, auf dem Hauptmarkt und 
in vier Einzelhandelsgeschäften
startet am 28. Juni das 68. Musik-
fest ION in Nürnberg. Bis 13. Juli
führen namhafte Künstler festli-
che Konzerte auf, so am 29. Juni
in der Kirche St. Sebald Heinrich
Schütz’ 400 Jahre altes Werk
„Psalmen Davids“ oder zum
Abschluss in der Meistersinger-
halle Benjamin Brittens „War
Requiem“. Programm und Karten
unter: www.musikfest-ion.de tws

KU LT U R

Ende einer Kulturinstitution
Der Verein für Deutsche Kulturbeziehungen im Ausland (VDA) wird abgewickelt

Der Texthandwerker
In Potsdam geht man auf Tour mit Fontane

Reiterballett für
Jahrhundertparty
Dresden − Vor 300 Jahren veran-
staltete August der Starke eine
Jahrhunderthochzeit für seinen
Sohn Friedrich August II und
Maria Josepha von Österreich.
Zum Jubiläum im September ist
im Innenhof des Dresdner Zwin-
gers schon vom 29. Juni an in
einer Filmkuppel eine audiovi-
suelle 270-Grad-Projektion des
Reiterballetts der vier Elemente
zu sehen, wie es einst den Hoch-
zeitsgästen vorgeführt wurde:
www.zwinger-xperience.de tws

Der VDA hat in 
Bonn Antrag auf
Insolvenz gestellt



»Das ist ein 20-jähriger Waffenstillstand«
Vor 100 Jahren unterzeichneten der Außen- und der Verkehrsminister des Deutschen Reiches das Versailler Diktat
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„Vertrag“ oder „Diktat“ von
Versailles? Vor 100 Jahren gab es
zwar eine Friedenskonferenz in
Versailles zur Neuordnung Euro-
pas nach dem Ersten Weltkrieg,
aber an der waren – im Gegensatz
zur Neuordnung Europas nach den
napoleonischen Kriegen auf dem
Wiener Kongress – die Verlierer
nicht beteiligt. Das Ergebnis war
entsprechend.

Nicht nur der Ausschluss der Ver-
lierer von den Friedensverhand-
lungen war bemerkenswert, son-
dern auch der moralische Impetus.
Nicht von „Kontributionen“ war
die Rede, sondern von „Wiedergut-
machung“, von „Reparationen“.
Der Erste Weltkrieg war teuer ge-
wesen, und die deutschen Verlie-
rer sollten ihn bezahlen. Um dieses
zu rechtfertigen, lautet der Arti-
kel 231, mit dem der Teil VIII
(Wiedergutmachungen) beginnt:
„Die alliierten und assoziierten Re-
gierungen erklären, und Deutsch-
land erkennt an, daß Deutschland
und seine Verbündeten als Urhe-
ber für alle Verluste und Schäden
verantwortlich sind, die die alliier-
ten und assoziierten Regierungen
und ihre Staatsangehörigen infolge
des ihnen durch den Angriff
Deutschlands und seiner Verbün-
deten aufgezwungenen Krieges er-
litten haben.“

Die Zeit nach dem Ersten Welt-
krieg war für die Deutschen hart,
aber es gab einen großen Vorteil
gegenüber der Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg. Abgesehen
vom Rheinland blieb Deutschland
weitgehend unbesetzt. Eine Reedu-
cation/Umerziehung durch die
Sieger blieb den Deutschen er-
spart. Entsprechend groß war der
Widerstand der Deutschen gegen
diese einseitige Schuldzuweisung.
Der Historiker Hans-Ulrich Wehler
spricht „von einem nahezu lücken-
losen Konsens im ganzen Land“.

Die Motivation des deutschen
Widerstandes war eine doppelte.
Zum einen fühlte man sich belei-
digt, verunglimpft. Zum anderen
wusste man, dass auf dieser
Schuldzuweisung die schier gren-
zenlos erscheinenden Wiedergut-
machungsforderungen des Feindes
fußten. 

Wohl bekannt sind die Worte des
wohlgemerkt sozialdemokrati-
schen damaligen deutschen Regie-
rungschefs Philipp Scheidemann:
„Welche Hand müsste nicht ver-
dorren, die sich und uns in solche
Fesseln legte?“ Lieber trat Scheide-
mann zurück, als die Unterzeich-
nung dieses Diktats verantworten
zu müssen.

Scheidemanns Nachfolge trat
sein Parteifreund Gustav Bauer
an. Er brachte die Argumente für
eine Unterzeichnung auf den
Punkt. Es gelte, „dem unsagbar
leidenden deutschen Volke einen
neuen Krieg, die Zerreißung sei-
ner nationalen Einheit durch wei-
tere Besetzung deutschen Gebie-
tes, entsetzliche Hungersnot für
Frauen und Kinder und unbarm-
herzige längere Zurückhaltung

der Kriegsgefangenen zu erspa-
ren“. Hätte Deutschland Versailles
nicht unterzeichnet, hätte in der
Tat die Gefahr bestanden, dass
Deutschland seinen kleindeut-
schen Nationalstaat von 1871
schon nach dem Ersten Weltkrieg
verloren hätte, dass Deutschland
schon nach dem Ersten Weltkrieg
in Gänze besetzt worden wäre,
dass die Hungerblockade, der
auch noch nach dem Waffenstill-

stand von Compiègne deutsche
Zivilisten zum Opfer fielen, fort-
gesetzt worden wäre, und dass die
Feinde die deutschen Kriegsge-
fangenen weiter zurückgehalten
hätten.

Am 28. Juni 1919 unterzeichne-
ten Bauers Außenminister Her-
mann Müller und Bauers Ver-
kehrsminister Johannes Bell den
Frieden von Versailles. Am 10. Ja-
nuar 1920 trat er in Kraft.

Das Versailler Diktat besteht
aus 15 Teilen mit zusammen
440 Artikeln. In der Einführung
werden die Feinde und Vertrags-
partner Deutschlands vorgestellt.
Es sind die sogenannten Haupt-
mächte und Großmächte USA,
Großbritannien, Frankreich, Ita-
lien und Japan sowie des Weite-
ren Belgien, Bolivien, Brasilien,
China, Ecuador, Griechenland,
Guatemala, Haiti, Hedschas, Hon-

duras, Kuba, Liberia, Nicaragua,
Panama, Peru, Polen, Portugal,
Rumänien, das Königreich der
Serben, Kroaten und Slowenen,
Siam, die Tschechoslowakei und
Uruguay.

Den ersten Teil des Versailler
Diktats bildet die Völkerbunds-
satzung. Der Völkerbund war wie
die Vereinten Nationen nach dem
Zweiten Weltkrieg vor allem ein
Projekt des US-Präsidenten. Die

Gründungsmitglieder sollten die
Sieger des Ersten Weltkriegs sein.
Anders als bei dem Pendant bei
der Neuordnung Europas nach
den napoleonischen Kriegen,
dem Europäischen Konzert der
Großmächte, mussten die Verlie-
rer beim Völkerbund vorerst
draußen bleiben. Ungeachtet des
pathetischen, verheißungsvollen
Namens müssen wir im Völker-
bund vor allem anfänglich primär

ein Bündnis der Kriegssieger se-
hen zur Sicherung und Verteidi-
gung der Neuordnung Europas
und der Welt durch die Sieger des
Ersten Weltkrieges. Eine zusätzli-
che Schwächung erfuhr der Völ-
kerbund dadurch, dass die USA
ihm nie beitraten.

Um zu verhindern, dass
Deutschland sich gegen Versailles
erhob, die Fesseln von Versailles
sprengte, wurde sein Militär ent-

mannt. Die entsprechenden „Be-
stimmungen über Landheer, See-
macht und Luftfahrt“ bilden den
Teil V des Diktats. Das Heer wur-
de auf 100 000, die Marine auf
15 000 Mann beschränkt. Flug-
zeuge, U-Boote, Panzer und
Schlachtschiffe wurden den deut-
schen Streitkräften ebenso verbo-
ten wie der Fortbestand der allge-
meinen Wehrpflicht und des Gro-
ßen Generalstabs.

Der Teil VII hat „Strafbestim-
mungen“ zum Thema. Er ver-
pflichtete Deutschland nicht nur
zum Akzeptieren, sondern auch
zur Unterstützung einer Siegerju-
stiz. Artikel 227 sah einen fünfköp-
figen Gerichtshof vor, für den jede
der fünf Hauptsiegermächte je ei-
nen Richter stellen sollte. Dieser
Gerichtshof sollte über Wilhelm II.
zu Gericht sitzen. Dazu kam es je-
doch nicht, da die neutralen
Niederlande sich weigerten, Wil-
helm auszuliefern.

Im Artikel 228 musste die deut-
sche Regierung den Siegermächten
nicht nur die Befugnis einräumen,
die wegen eines Verstoßes gegen
die Gesetze und Gebräuche des
Krieges angeklagten Personen vor
deren Militärgericht zu ziehen, er
verpflichtete die Reichsregierung
auch, „den alliierten und assoziier-
ten Mächten oder derjenigen
Macht von ihnen, die einen ent-
sprechenden Antrag stellt, alle Per-
sonen auszuliefern, die ihr auf
Grund der Anklage, sich gegen die
Gesetze und Gebräuche des Krie-
ges vergangen zu haben, … be-
zeichnet werden“.

Kommen wir zu den Folgen von
Versailles. Die Westmächte und da-
mit ihre ehemaligen Besatzungs-
mächte für den Nationalsozia-
lismus oder den Zweiten Weltkrieg
verantwortlich zu machen, ist in
der Bundesrepublik so politisch
korrekt, wie weiland in der DDR
Kritik an deren Besatzungsmacht,
der Sowjetunion, zu üben. Deshalb
seien hier nur drei unverfängliche
Zeitzeugen zitiert: ein deutscher
Bundespräsident, ein französi-
scher Marschall und ein linker In-
tellektueller. Der deutsche Bundes-
präsident ist Theodor Heuss. Er
schrieb 1932 in seiner Schrift „Hit-
lers Weg“: „Der Ausgangspunkt der
nationalsozialistischen Bewegung
ist nicht München, sondern Ver-
sailles.“ Der französische Mar-
schall ist Ferdinand Foch, bei
Kriegsschluss Oberbefehlshaber
der alliierten Armeen an der West-
front. Er prognostizierte zur Zeit
des Vertragsabschlusses: „Das ist
kein Frieden. Das ist ein 20-jähri-
ger Waffenstillstand.“ Und der lin-
ke Intellektuelle ist Kurt Tucholsky.
Er dichtete in „Krieg dem Kriege“:
„Brüder! Brüder! Schließt die
Reihn! / Brüder! Das darf nicht
wieder sein! / Geben sie uns den
Vernichtungsfrieden, / ist das glei-
che Los beschieden / unsern Söh-
nen und euern Enkeln. / Sollen die
wieder blutrot besprenkeln / die
Ackergräben, das grüne Gras? /
Brüder! Pfeift den Burschen was!“

Manuel Ruoff

Aufgrund des Kriegsschuld-
artikels 231 galten nun
„Deutschland und seine

Verbündeten als Urheber für alle
Verluste und Schäden verantwort-
lich …, die die alliierten und asso-
ziierten Regierungen und ihre
Staatsangehörigen infolge des ih-
nen durch den Angriff Deutsch-
lands und seiner Verbündeten auf-
gezwungenen Krieges erlitten ha-
ben“. 

Zuerst Belgien und dann Frank-
reich waren Hauptkriegsschau-
plätze gewesen, und die dortigen
Kriegszerstörungen waren in der
Tat und auch von deutscher Seite
unbestritten groß. Das Problem
war, dass Großbritannien kein
Kriegsschauplatz gewesen war
und sich die Kriegszerstörungen
auf versenkte und gekaperte
Schiffe beschränkten. Da hatte der
südafrikanische Delegationsleiter,
General Jan Christian Smuts, eine

rettende Idee. Auf seinen Vor-
schlag hin wurden auch sämtliche
Pensionen und Renten für Invali-
den und Kriegshinterbliebene mit
zu den Schäden gezählt. Damit
hatten nun auch Mächte fernab
vom Schuss wie Großbritannien
hohe Ansprüche gegenüber
Deutschland und die Vorausset-
zung war geschaffen, „die deut-
sche Zitrone auszupressen, bis ih-
re Kerne quietschen“, um es mit
dem britischen Wirtschaftsmana-
ger, Parlamentsabgeordneten und
Minister Eric Geddes zu sagen. 

Es ergab sich eine derart hohe
Gesamtforderung gegenüber
Deutschland, dass die alliierten
und assoziierten Mächte bereits
gleich nach dem Kriegsschuldarti-
kel 231 im Artikel 232 feststellten,
„daß die Hilfsmittel Deutschlands
unter Berücksichtigung ihrer dau-
ernden, sich aus den übrigen Be-
stimmungen des gegenwärtigen

Vertrags ergebenden Verminde-
rung nicht ausreichen, um die vol-
le Wiedergutmachung aller dieser
Verluste und Schäden sicherzu-
stellen“.

Zur Erstellung der Gesamtrech-
nung sollte ein sogenannter
Wiedergutmachungsausschuss ge-
bildet werden. Diesem interalliier-
ten Ausschuss sollte je ein Mit-
glied samt Stellvertreter aus den
fünf Hauptsiegermächten sowie
Belgien und dem späteren Jugo-
slawien angehören. Ein Mitglied
der Kriegsverlierer war nicht vor-
gesehen. Der Ausschuss kam 1921
auf eine Reparationssumme von
132 Milliarden Goldmark. 

Eine Goldmark entsprach
0,358423 Gramm Feingold.
132 Milliarden Goldmark ent-
sprachen also über 47 Milliarden
Gramm Gold beziehungsweise
47 Millionen Kilogramm Gold
beziehungsweise 47 000 Tonnen

Gold. Ein Gramm Gold kostete
am 21. Februar 38,09 Euro.
132 Milliarden Goldmark ent-
sprechen demzufolge über
1,8 Billionen Euro.

Außer über die Gesamtsumme
hatte der Wiedergutmachungsaus-
schuss auch noch zu entscheiden,
in welchen Raten Deutschland die
Summe bis 1941 bezahlen sollte.

Bis Versailles war es üblich ge-
wesen, im Krieg zwischen dem
Eigentum des feindlichen Staates
und dem Privateigentum von des-
sen Bürgern zu unterscheiden.
Letzteres galt zumindest in der
Theorie noch als sakrosankt.
Hiermit brach Versailles. Obwohl
sich die deutsche Handelsflotte
und die deutschen Auslandsgut-
haben größtenteils nicht in
Staats-, sondern in Privatbesitz
befanden, ließen sich die Sieger-
mächte von Deutschland das Ei-
gentum an neun Zehntel der

deutschen Handelsflotte und am
gesamten deutschen Auslands-
vermögen übertragen. 

Abgesehen vom Regelbruch traf
der Verlust fast der gesamten Han-
delsflotte und des gesamten Aus-
landsvermögens Deutschland als
importabhängige Exportnation be-
sonders schwer.

Ein weiterer Wettbewerbsnach-
teil gegenüber den Siegermächten
war, dass Deutschland ihnen fünf
Jahre lang die Meistbegünstigung
einräumen musste, und das wohl-
gemerkt ohne Gegenseitigkeit. 

Hinzu kamen die Verpflichtung
Deutschlands zu diversen Materi-
al- und Tierlieferungen, welche
die Ernährungslage der Deut-
schen zusätzlich erschwerten. So
mussten elf Prozent des Rinder-
und ein namhafter Teil des Klein-
viehbestandes abgetreten werden.

Zum Abschluss noch eine Peti-
tesse, der Artikel 274, der soge-

nannte Champagnerparagraf. Dort
hieß es: „Deutschland verpflichtet
sich … die Ein- und Ausfuhr sowie
für das Inland die Herstellung,
den Umlauf, den Verkauf und das
Feilbieten aller Erzeugnisse oder
Waren zu unterdrücken und zu
verhindern, die auf dem betreffen-
den Gegenstand selbst oder seiner
unmittelbaren Aufmachung oder
seiner äußeren Verpackung
irgendwelche Marken, Namen,
Aufschriften oder Zeichen tragen,
welche unmittelbar oder mittelbar
falsche Angaben über Ursprung,
Gattung, Art oder charakteristi-
sche Eigenschaften dieser Erzeug-
nisse oder Waren darstellen.“ Erst
seitdem gibt es bei uns aus hei -
mischer Produktion keinen Cog-
nac mehr, sondern nur noch
Weinbrand oder Branntwein so-
wie keinen Champagner mehr,
sondern nur noch Schaumwein
oder Sekt. M.R.

GE S C H I C H T E & PR E U S S E N

»Auspressen, bis die Kerne quietschen«
Aus dem Kriegsschuldartikel 231 des Versailler Diktates ergaben sich enorme Wiedergutmachungsforderungen

The Signing of 
Peace in the Hall
of Mirrors, 
Versailles, 28 June
1919 (Friedens-
unterzeichnung
im Spiegelsaal,
Versailles, 28. Juni
1919): 
Ölgemälde des
irischstämmigen-
britischen Malers
William Orpen

Bild: Imperial War 
Museum
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Kaum einer ging leer aus
Die Teile II bis IV des Versailler Diktats veränderten Deutschlands Staats- und Militärgrenzen

Durch die Versailler Grenzverän-
derungen verlor das Deutsche
Reich nicht nur etwa 13 Prozent
seines Territoriums mit rund ei-
nem Zehntel seiner Bevölkerung,
sondern auch sein Weltkalimo-
nopol, 80 Prozent seiner Eisen -
erzvorkommen, 63 Prozent der
Zinkerzlager, 28 Prozent seiner
Steinkohleförderung, 40 Prozent
seiner Hochöfen, etwa ein Fünftel
seiner Kartoffel-, Roggen- und
Getreideerzeugung sowie rund
ein Zehntel der Weizen- und Ha-
fererzeugung.

Die Teile II und III des Versail-
ler Diktats betreffen die „Grenzen
Deutschlands“ und beinhalten
„Politische Bestimmungen über
Europa“. An etwa die Hälfte sei-
ner Nachbarn musste Deutsch-
land Gebiete abtreten, darunter
auch Nachbarn, gegen die es gar
nicht Krieg geführt hatte. Das ließ
den Verdacht aufkommen, dass
es ein Ziel der Sieger war, mög-
lichst viele Nachbarn Deutsch-
lands mit deutschem Siedlungs-
gebiet zu versehen, auf dass auch
sie an der Niederhaltung
Deutschlands interessiert waren. 

Die deutsche Bevölkerung in
den betreffenden Gebieten sah
sich in der Regel vor die Wahl ge-
stellt, entweder das Vaterland zu
verlieren, sprich die deutsche
Staatsangehörigkeit gegen dieje-
nige des neuen Besitzers der ei-
genen Heimat einzutauschen,
oder aber die Heimat zu verlie-
ren, sprich die deutsche Staats-
angehörigkeit zu behalten und
die Heimat Richtung der Teile
Deutschlands zu verlassen, die
dem Reich verblieben waren. 

Das Selbstbestimmungsrecht
der Völker wurde bei der Zie-
hung der neuen Grenzen mal
mehr und mal weniger berück -
sichtigt.

An Belgien musste Deutsch-
land das mehrheitlich von Deut-
schen bewohnte Eupen-Malme-
dy abtreten. In Artikel 38 heißt es
zwar: „Während sechs Monaten
nach Inkrafttreten des gegenwär-
tigen Vertrags werden von der
belgischen Behörde in Eupen
und Malmedy Listen ausgelegt;
die Einwohner dieser Gebiete
sind berechtigt, darin schriftlich
den Wunsch auszudrücken, daß
diese Gebiete ganz oder teilweise
unter deutscher Souveränität
verbleiben“. Kaum einer traute
sich jedoch noch, nachdem die
ersten, die sich getraut hatten,
vom belgischen Staat drangsa-
liert und diskriminiert worden
waren. 80 Prozent der
60 000 Einwohner waren
deutschsprachig, doch nur
271 Stimmberechtigte votierten
für Deutschland. So erhielt das
multiethnische Königreich neben
den Flamen und Wallonen mit
der deutschen eine dritte Volks-
gruppe.

Die deutsch-luxemburgische
Zollunion wurde beendet.
Außerdem musste sich Deutsch-
land mit einem Ende der Neutra-
lität Luxemburgs wie Belgiens
einverstanden erklären und da-
mit auch mit einem Bündnis der
Sieger mit den deutschen Nach-
barn Luxemburg und Belgien.

Elsass-Lothringen musste
Deutschland an Frankreich ohne
Abstimmung abtreten. Das ge-
nügte Frankreich aber nicht. 

Wie nach dem Zweiten zeigte
sich Frankreich auch nach dem
Ersten Weltkrieg am Gewinn des
Saargebietes interessiert und er-
hielt dort zumindest Sonderrech-
te. Frankreich erhielt das Eigen-
tum an allen Kohlegruben und
durfte das Saargebiet für 15 Jahre
in sein Zollgebiet integrieren. In
diesem Zeitraum wurde das Ge-
biet vom Völkerbund verwaltet.
Nach den 15 Jahren sollte die Be-
völkerung abstimmen, ob alles

beim Alten bleiben oder ob das
Gebiet entweder zum Reich oder
zu Frankreich kommen soll. Auf
der Basis der Abstimmung sollte
der Völkerbund dann entschei-
den, welche Teile zu Deutsch-
land, welche zu Frankreich und
welche zum Völkerbund kom-
men. In den Teilen, die gegebe-
nenfalls zu Deutschland zurück -
kehren sollten, war das Reich
verpflichtet, Frankreich die Koh-
lengruben abzukaufen.

Gerne hätte Frankreich nach
dem Ersten Weltkrieg seine Mili-
tärgrenze bis an den Rhein vor-

geschoben, den es traditionell als
seine natürliche Grenze betrach-
tet. Es kam zu einem Kompro-
miss mit den anderen Sieger-
mächten. Analog zum Saargebiet
kam es zu einer auf eineinhalb
Jahrzehnte befristete Regelung. 

Im Teil XIV über „Bürgschaften
für die Durchführung“ heißt es:
„Um die Ausführung des gegen-
wärtigen Vertrags durch
Deutschland sicherzustellen,
bleiben die deutschen Gebiete
westlich des Rhein einschließlich
der Brückenköpfe während eines
Zeitraums von fünfzehn Jahren
nach Inkrafttreten des gegenwär-
tigen Vertrags durch die Truppen
der alliierten und assoziierten
Mächte besetzt.“

Ein klarer Verstoß gegen das
Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker war der Artikel 80 betreffs
Österreich, das Anschlussverbot.
Dort hieß es: „Deutschland er-
kennt die Unabhängigkeit Öster-
reichs innerhalb der durch Ver-
trag zwischen diesem Staate und
den alliierten und assoziierten
Hauptmächten festzusetzenden
Grenzen an und verpflichtet sich,
sie unbedingt zu achten; es er-
kennt an, daß diese Unabhängig-
keit unabänderlich ist, es sei
denn, daß der Rat des Völker-
bunds einer Abänderung zu-
stimmt.“

Die neue Tschechoslowakei er-
hielt vom Reich das Hultschiner
Ländchen. 

Polen erhielt die meisten Gebie-
te von Deutschland, darunter den
größten Teil der preußischen Pro-
vinzen Posen und Westpreußen.
Von Ostpreußen erhielt Polen das
Soldauer Gebiet, weil durch die-
ses Gebiet die Bahnverbindung
von Warschau nach Danzig verlief.
In einem Grenzstreifen Westpreu-
ßens zu Ostpreußen, dem soge-
nannten Abstimmungsgebiet Ma-
rienwerder, und im Süden Ost-
preußens, dem sogenannten Ab-

stimmungsgebiet Allenstein, sollte
die Bevölkerung befragt werden.
Das Votum ging eindeutig für das
Reich aus. Das Abstimmungsge-
biet Allenstein blieb bei Ostpreu-
ßen, und das Abstimmungsgebiet
Marienwerder bildete den Kern
des neuen ostpreußischen Regie-
rungsbezirks Westpreußen.

Wie in den Abstimmungsgebie-
ten Marienwerder und Allenstein
sah Versailles auch in Oberschle-
sien eine Abstimmung vor. Auch
hier stimmte eine Mehrheit für
den Verbleib beim Reich. Aller-

dings betrug die Mehrheit hier
nur sechs Zehntel, und die Polen
probten den Aufstand. Der Auf-
stand scheiterte zwar an deut-
schem Widerstand, aber die Polen
waren insofern erfolgreich, als die
Sieger Oberschlesien teilten. Po-
len bekam das wirtschaftlich un-
gleich interessantere Ostober-
schlesien, in dem bis dahin rund
ein Viertel der deutschen Stein-
kohle gefördert worden war.

Da von litauischer Seite be-
hauptet wurde, dass im Memel-
land mehrheitlich Litauisch ge-
sprochen werde, und Litauen ei-

nen Hafen bekommen sollte,
muss te Deutschland auf das Me-
melgebiet verzichten, und es wur-
de vorerst vom Völkerbund ver-
waltet. 1923 wurden die französi-
schen Besatzer von litauischem
Militär vertrieben und das Gebiet
anschließend von Litauen annek-
tiert. 1939, noch vor dem Aus-
bruch des Zweiten Weltkriegs, gab
Litauen das Gebiet an Deutsch-
land zurück, da Litauen die Reibe-
reien mit dem Nachbarn Polen
reichten.

Für Danzig wurde eine ähnli-
che Lösung wie für das Saarge-

biet beschlossen, nur ohne zeitli-
che Befristung. Danzig wurde
Freie Stadt mit Völkerbundsver-
waltung, und so wie das Saarge-
beit an das benachbarte Frank-
reich wurde Danzig an das be-
nachbarte Polen wirtschaftlich
angebunden.

Besonders erbost war man in
Deutschland, dass selbst Däne-
mark, das gar nicht am Ersten
Weltkrieg teilgenommen hatte,
deutsches Territorium bekom-
men sollte. Tatsächlich lag die
deutsch-dänische Staatsgrenze

nördlich der Volkstumsgrenze,
und die Bevölkerung sollte be-
fragt werden. Allerdings wurde
auch da getrickst. Die Abstim-
mungszone südlich der Staats-
grenze sollte in zwei Abschnitte
unterteilt werden. Im nördlichen
Abschnitt sollte das Wahlergeb-
nis „nach der Mehrheit der in
diesem gesamten Abschnitt ab-
gegebenen Stimmen“ bestimmt
werden. Die Südgrenze des nörd-
lichen Abschnitts wurde nun so
weit südlich der Volkstumsgren-
ze gezogen, dass noch mit einer
dänischen Gesamtmehrheit zu

rechnen war. Im südlichen Ab-
schnitt hingegen, in dem eine
deutsche Mehrheit zu erwarten
war, wurde das Abstimmungser-
gebnis „gemeindeweise, und
zwar nach der Stimmenmehrheit
in jeder Gemeinde festgestellt“ in
der Hoffnung, dass sich in der ei-
nen oder anderen Gemeinde
vielleicht doch noch eine däni-
sche Mehrheit fand. So war
Deutschland nun auch bei der
Grenzziehung gegenüber Däne-
mark übervorteilt.

Wenn die Siegermächte Russ-
land auch den Separatfrieden

von Brest-Litowsk übelnahmen,
so heißt es doch im Artikel 116:
„Die alliierten und assoziierten
Mächte behalten sich ausdrück -
lich die Rechte Rußlands vor, von
Deutschland jede Wiederherstel-
lung und Wiedergutmachung zu
erhalten, die den Grundsätzen
des gegenwärtigen Vertrags ent-
spricht.“ Damit war die Ge-
schäftsgrundlage für den späte-
ren Vertrag von Rapallo geschaf-
fen. Russland verzichtete auf sei-
ne Ansprüche aus dem Arti-
kel 116 und Deutschland auf Ent-
schädigung für im Zuge der Re-
volution verstaatlichtes deut-
sches Eigentum.

Im Teil IV des Versailler Diktats
über „Deutsche Rechte und
Interessen außerhalb Deutsch-
lands“ musste das Reich auf alle
Kolonien verzichten. Begründet
wurde dies außerhalb des Ver-
tragstextes mit angeblichen kolo-
nialen Verfehlungen. Diese Kritik
der Sieger musste den Deut-
schen umso verlogener erschei-
nen, als sie nicht von Kolonial-
völkern, sondern von Kolonial-
mächten stammte und die deut-
schen Kolonien nicht etwa in die
Unabhängigkeit entlassen, son-
dern vom Völkerbund größten-
teils unter den Hauptsieger-
mächten aufgeteilt wurden.

Manuel Ruoff
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Weder das eine
noch das andere

Losgelöst von jeglichen ethi-
schen und moralischen Erwä-

gungen hat es sich in der Geschich-
te rein machtpolitisch als opportun
erwiesen, einen besiegten Gegner
entweder zu schonen oder ganz zu
vernichten. Preußens Ministerprä-
sident Otto von Bismarck hat das
nach dem Deutschen Krieg gerade-
zu lehrbuchhaft praktiziert. In der
Regel wurden die Verliererstaaten
entweder annektiert oder kamen in
den Genuss eines Verständigungs-
friedens. Das hatte zur Folge, dass
bei der nächsten Chance zur Re-
vanche im Deutsch-Französischen
Krieg die Verlierer von 1866 keine
Revanche übten, weil es sie entwe-
der nicht mehr gab, oder aber sie
kein hinlängliches Interesse an ei-
ner Vergeltung hatten.

Zu den großen Verständigungs-
frieden gehören die beiden Pari-
ser Frieden nach den Koalitions-
kriegen, die in ihrer Dimension
mit dem Ersten Weltkrieg ver-
gleichbar sind. Obwohl die franzö-
sische Niederlage eindeutig war
einschließlich Einnahme der
Hauptstadt Paris, einigte man sich
im Prinzip auf die Rückkehr zu
Frankreichs sogenannten alten
Grenzen von vor den Kriegen und
ein Mitwirken Frankreichs an der
Neuordnung Europas auf dem
Wiener Kongress. Die Milde der
Behandlung Frankreichs lag auch
daran, dass die Sieger den Regi-
mewechsel vom „Usurpator“ und
„Kind der Revolution“ Napoleon
Bonaparte zu dem als legitim an-
gesehenen Bourbonenkönig Lud-
wig XVIII. nicht gefährden woll-
ten. Zudem war es auch konse-
quent und ehrlich, hatten doch die
Siegermächte der Befreiungskrie-
ge wie die des Ersten Weltkrieges
betont, weniger die Bevölkerung
des Gegners als dessen politisches
System bekämpfen zu wollen. 

Einen vergleichbaren Regime-
wechsel im Sinne der Sieger am
Ende des Völkerringens hatte es
1918/19 in Deutschland gegeben,
diesmal von den Hohenzollern zur
parlamentarischen Demokratie
nach westlichem Vorbild. Hierauf
nahmen die Westmächte aber an-
ders als gut ein Jahrhundert zuvor
die Sieger über das napoleonische
Frankreich überhaupt keine Rück -
sicht. Sicherlich haben diese
schlechten Erfahrungen der Deut-
schen mit den Westmächten nach
dem Ersten Weltkrieg – in Kombi-
nation mit der Erfüllungspolitik
prowestlicher Weimarer Politiker –
der Sache des Westens in der Wei-
marer Republik ähnlich massiv ge-
schadet wie nach dem Zweiten
Weltkrieg die schlechten Erfahrun-
gen der Deutschen mit der Sowjet-
union – in Kombination mit der
Nähe von KPD und DKP zur
UdSSR – der Sache des Kommu-
nismus in der Bundesrepublik. 

Wenn das Versailler Diktat auch
zu ungerecht und hart war, um von
den Deutschen freiwillig akzeptiert
zu werden, so war es doch anderer-
seits zu milde, um den Deutschen
langfristig oktroyiert werden zu
können. Die Deutschen wurden
keiner Besatzungsherrschaft unter-
worfen, sie wurden keiner Gehirn-
wäsche unterzogen, und ihren
kleindeutschen Nationalstaat von
1871 durften sie behalten. Die
Ressourcen und das Potenzial zur
Großmacht blieben erhalten, wie
der Zweite Weltkrieg gezeigt hat.

Die Siegermächte des Zweiten
Weltkrieges zogen daraus durchaus
logische Konsequenzen und mach-
ten keine halben Sachen. Nicht um-
sonst wurde von Deutschland die
bedingungslose Kapitulation gefor-
dert. Das Land wurde besetzt, das
Reichsgebiet in Besatzungszonen
aufgeteilt und die Bevölkerung ei-
ner Reeducation unterzogen. M.R.

1945 waren die 
Sieger konsequenter

Ein halbes Dutzend Nachbarn annektierte 
etwa 13 Prozent des Reichsterritoriums
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Einst waren Priester für Glaube
und Moral zuständig, während

sich Politiker um die Politik küm-
merten. Heute dagegen argumen-
tieren Politiker
zunehmend im
Tone der hohen
Moral, derweil
die Kirchen sich
tiefer und tiefer
ins politische Geschäft mengen.

Die Evangelische Kirche
Mitteldeutschland hat nun offen-
bar erkannt, dass Autofahren mit
mehr als 130 Kilometern pro

Stunde unchristlich ist, und eine
Petition für ein entsprechendes
Tempolimit auf Autobahnen ge-
startet. Fast alle evangelischen

Landeskirchen
und einige ka-
tholische Bistü-
mer haben sich
angeschlossen. 

Indessen lee-
ren sich die Gotteshäuser und
schrumpfen die Mitgliederzah-
len der Kirchen. Ob da ein Zu-
sammenhang bestehen könnte,
will niemand wissen.  H.H.

Moment
der Woche

B
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»Sudel-Ede« ist wieder da!
Die Propagandamasche eines Karl-Eduard von Schnitzler ist ins Fernsehen zurückgekehrt

Er ist wieder da! Nein, nicht
Hitler, wie Timur Vermes
2012 in seinem kontrafakti-

schen Buch über das plötzliche
Auftauchen des „Führers“ in der
deutschen Gegenwart phantasier-
te. Sondern der Geist von Karl-
Eduard von Schnitzler, dem Chef-
kommentator des DDR-Fernse-
hens, welcher am 30. Oktober

1989 scheinbar für immer im Or-
kus der Zeitgeschichte ver-
schwand. 

Aber eben nur scheinbar,
denn jetzt ist „Sudel-Ede“, wie
das angewiderte Volk im „Arbei-
ter-und-Bauern-Staat“ den Gift-
spritzer allgemein nannte, un-
versehens in den öffentlich-
rechtlichen Anstalten des einsti-
gen „Klassenfeindes“ präsent –
eins zu eins reinkarniert in di-
versen Moderatorinnen und
Moderatoren der Nachrichten-
sendungen und Politmagazine
von ARD und ZDF. 

Denn die zeigen nun die gleiche
arrogant-eifernde Attitüde wie
der Vater des allmontäglichen
Propagandamachwerks „Der
Schwarze Kanal“, welcher 1947
aus dem Westen in die sowjeti-
sche Besatzungszone wechselte
und den viele DDR-Bürger nur als
„Karl-Eduard von Schni ...“ kann-
ten, weil sie sofort zum Fernseher
sprinteten und diesen zum Ver-
stummen brachten, wenn die
schnarrende Stimme des verhass -
ten Agitators erschallte.

Ebenso stehen die mentalen
Erben des salonbolschewistisch
veranlagten Urenkels von Kaiser
Friedrich III. mit der Wahrheit auf
Kriegsfuß: Genauso, wie „Sudel-
Ede“ eine Reportage und einen
Dokumentarfilm nach dem ande-
ren mit „Fake News“ auspolsterte,
bis es lächerlich wurde, präsen-
tieren seine Epigonen frischfröh-
lich Halbwahrheiten oder Ausge-
dachtes. 

Dabei ist auch die Zielrichtung
haargenau die gleiche: Der
Hauptfeind sind die „Nazis“, wel-
che hierzulande besonders dann
als gefährlich gelten, wenn sie als
normale Bürger daherkommen,
die Probleme mit borniert-fanati-
schen Weltverbesserern haben.

Zu deren Entlarvung ist daher am
Ende jedes Mittel recht – denn
man steht ja auf der ideologisch
richtigen Seite, weswegen Mani-
pulationen und Unterstellungen
stets einem guten Zweck dienen. 

Also werden analog zum
„Schwarzen Kanal“ Zitate aus
dem Zusammenhang gerissen
und allerlei kurze Filmsequenzen
zusammengeflickt, bis die Bot-
schaft stimmt. „Schni ...“ hätte sei-
ne helle Freude an der „Berichter-
stattung“ über die „Ausländerjag-
den“ in Chemnitz gehabt. Und er
wäre auch voller Eloquenz auf die
AfD losgegangen, um ihr jede nur
denkbare Missetat bis hin zur töd-
lichen Hatz auf einen Regierungs-
präsidenten unterzujubeln, wenn
es diese Partei damals schon ge-
geben hätte. Schließlich sah er
sich als „Politiker, der den Beruf
eines Journalisten ausübt.“ Besser
könnten Claus Kleber oder Anja
Reschke ihr Credo auch nicht for-
mulieren.

Einen wesentlichen Unter-
schied zwischen der Zeit, als „Su-
del-Ede“ noch sein Gift verspritz-
te, und der Gegenwart, in der die
„Qualitätsmedien“ zum „Kampf
gegen Rechts“ blasen, gibt es
allerdings. Um in den Genuss der

Elaborate von Ulbrichts und Hon-
eckers Sprachrohr zu kommen,
brauchten die DDR-Bürger keinen
Pfennig zu berappen: Der
„Schwarze Kanal“ konnte empfan-
gen werden, ohne dass GEZ-Büt-
tel hierfür eine „Demokratieabga-
be“ erpressten. So viel Chuzpe
besaßen nicht einmal die Ost-
Berliner Gerontokraten! Die be-

gnügten sich mit ihrer Stasi, die
sicherstellte, dass niemand die
gratis frei Haus gelieferten Tira-
den Schnitzlers kritisierte.

Ansonsten besticht aber die
Ähnlichkeit des journalistischen
Wirkens von „Sudel-Ede“ und der
Aushängeschilder der Öffentlich-
Rechtlichen. Daher sollte das
Agitprop-Talent der Letzteren
nicht nur mit einem Claas-Hen-
drik-Relotius-Preis, sondern
ebenso mit der Karl-Eduard-von-
Schnitzler-Gedächtnismedaille
gewürdigt werden.

Wolfgang Kaufmann

Das Elend der Diplom-Demokraten
»Kreißsaal, Hörsaal, Plenarsaal«: Immer weniger Politiker haben eine eigene Vorstellung vom Leben des gemeinen Volkes

Im Bundestag sind Akademiker
beinahe unter sich. Nicht bloß,
dass sich das Hohe Haus damit
vom Volk entfernt. Auch sind vie-
le der Titel nicht einmal annä-
hernd so glanzvoll, wie sie in der
Öffentlichkeit erscheinen sollen. 

Abgeordnete des Bundestags
sollen gemäß Grundgesetz das
ganze Volk vertreten. Stattdessen
schweben sie ganz oben drüber.
Rund 80 bis 90 Prozent aller Mit-
glieder des Hohen Hauses haben
einen Hochschulabschluss. Hoch,
höher, noch höher: Der Anteil der
Großkopferten steigt von einer
Legislaturperiode zur nächsten.
Das Handbuch des Max-Planck-
Instituts für Gesellschaftsfor-
schung nennt Deutschland des-
halb eine „Akademiker-Repu-
blik“. Doch nur 14 von 100 Bür-
gern sind so gebildet. Von den
übrigen 86 „werden ,die da oben‘
als fremd und weit entfernt von
den eigenen Problemen wahrge-
nommen“. So sieht es Armin
Schäfer, Professor für Politikwis-
senschaft an der Universität Os-
nabrück, mit Blick nach unten.

Im Missverhältnis zwischen
„Diplom-Demokraten“ und
Durchschnitts-Denkern sieht der
belgische Historiker David Van
Reybrouck die Quelle des Popu-
lismus. Eine kopflastige und pra-
xisferne Politkaste habe selbst die
Politikverdrossenheit hervorge-
bracht. Mit Reybrouck darf man
getrost von einem demokrati-
schen Skandal sprechen. Gebüh-
rend harsch handelt der in Berlin
lebende Verfasser die Bildungspa-
trizier ab. Lobgesänge von „Qua-
litäts-Journalisten“ auf den Göt-
terwohnsitz Asgard zu Berlin ver-
größern das Ärgernis. 

Die Universitäten, wo Akademi-
ker gedeihen, sind als Brutstätten
politischer Korrektheit verrufen.
Dort geben Ideologen den Ton an,
die alle Menschen zu ihrem mut-
maßlichen Glück zwingen wollen.
Sendungsbewusstsein hat schon
mehr Unheil über die Welt ge-
bracht als alle unpolitischen All-
tagsverbrecher zusammen. Zu-
dem wird man an Hochschulen
damit verwöhnt, vergleichbar ge-
bildetes Volk anderer Länder vor
sich zu haben. Folglich kommen

Abgeordnete mit diesem Vorlauf
gewöhnlichen Landsleuten gern
globalisiert, gegendert, grün, und
multikulturell daher. 

Derweil muss sich Otto Nor-
malverbraucher auch mit dem
Problempotenzial auseinander-
setzen, das eine unkontrollierte,
gesetzwidrige Zuwanderung ins
Land spült. Abenteuerliche Asyl-
und Ausländerpolitik lockt Ter-
roristen, Fanatiker und gewöhnli-
che Kriminelle geradezu an. Die
86 Prozent ohne akademische
Trimmung können dem Multi-
kulti-Traum folglich wenig abge-
winnen.

Ferner ist bis in die Niederun-
gen von Pisa vorgedrungen, wie
vielen „Diplom-Demokraten“ es
an praktischer Erfahrung ge-
bricht. So hat sich Hubertus Heil
von der SPD nie außerhalb der
Politik betätigt. Ungeachtet dessen
leitet er ausgerechnet das Mini-
sterium für Arbeit. Parteigenosse
und Außenminister Heiko Maas
ist Jurist, hat aber seinen Beruf
niemals ausgeübt. Verkehrsmini-
ster Andreas Scheuer von der
CSU bezwang zwei Studiengänge
und saß 16 seiner 43 Jahre im
Bundestag. Mithin hatte er gar
keine Zeit, einem gewöhnlichen
Brotverdienst nachzugehen. 

„Kreißsaal, Hörsaal, Plenarsaal“
sind die Stationen des Politikers
von heute. Von den 67 Abgeord-
neten der Grünen haben ganze
sieben einen Beruf erlernt. 

Eine der wenigen Ausnahmen
bildet Flugzeugführer Thomas
Ehrhorn von der AfD. Die „Berli-
ner Zeitung“ zählt ihn zu den
„Exoten“ unter den 709 Bank-
drückern im Reichstag. Exoten
sind seltene Gewächse, die meist
auf der roten Liste bedrohter Ar-
ten stehen. Auch Detlef Müller,
SPD, gehört dazu. Er hat als Lok-
führer seinen Traumberuf gefun-
den. „Man ist Herr über eine ge-
waltige Maschine mit 4000 PS“,
schwärmt er und mahnt zu-
gleich, „das ist eine große Ver-
antwortung“.

Zu seinen Parlamentskollegen
meint Müller: „Allerdings gibt es
viele Abgeordnete, die aus-
schließlich in der Politik Karriere
gemacht haben. Das finde ich pro-
blematisch, denn als Abgeordne-
ter geht es doch um die Erfah-
rung, die man aus dem Alltag mit-
bringt. Ich glaube, dass mein frü-
herer Beruf mich erdet. Ich lasse
mich von dem Berliner Rummel
nicht verrückt machen. Ich weiß
immer: Es gibt auch noch eine an-
dere Welt.“  

In der einen Welt blendet meist,
was golden glänzt. Im Lebenslauf
seines Parteigenossen, des Abge-
ordneten Frank Schwabe, prangt:
„Studium der Volkswirtschafts-
lehre in Osnabrück und der Lan-
despflege, Geschichte, Politikwis-
senschaft und Soziologie in Es-
sen.“ Hört sich gewichtig an.
Schwabes Schönheitsfehler: Er
hat davon nichts zu Ende ge-
bracht. Vorlesungen zu lauschen
ist das eine. Sich der Prüfung von
Kenntnis und Verständnis um-
fangreicher Stoffe zu stellen, ist
etwas anderes.

Parteigenossin Petra Hinz tat
weder das eine noch das andere.
Sie saß elf Jahre im Bundestag,
gab vor, Anwältin zu sein, hatte
jedoch keines der beiden juristi-
schen Staatsexamen abgelegt,
noch besaß sie die Hochschulrei-
fe, alles frei erfunden. Zurzeit
sieht sich die sozialdemokrati-
sche Familienministerin Franzis -
ka Giffey Vorwürfen ausgesetzt,
sie habe beim Erwerb des Dok-
torgrads der Freien Universität
Berlin geschummelt. Ein be-
trächtlicher Teil der Bildungsbla-
se scheint Schaumschlägerei zu
sein.

Dem ehemaligen Verteidigungs-
minister Karl-Theodor Maria Ni-

kolaus Johann Jacob Philipp Franz
Joseph Sylvester Buhl-Freiherr
von und zu Guttenberg von der
CSU wurde sein akademischer
Grad deshalb aberkannt. Das
konnte er aber bei der Fülle ande-
rer Titel sicherlich verschmerzen.
Er hatte große Teile seiner Disser-
tation abgeschrieben, ohne die
Quelle zu nennen. Ebenso erging
es der einstigen Bildungsministe-
rin Annette Schavan von der
CDU. Beide mussten von ihren
Ämtern zurücktreten. 

Wenn ihnen keine bessere Aus-
rede für Unzulänglichkeit einfällt,
reden Volksvertreter von „Sach -
zwängen“. Dazu lassen „Diplom-
Demokraten“ gern ihre Titel her-
aushängen. Damit sollen ihre An-
gaben an Gewicht gewinnen.
Wenn es ein Doktor sagt, muss
doch was dran sein. Kennzeich-
nend für solche Luftnummern ist
emsiger Gebrauch von Fremd-
wörtern. Talkshow-tauglich
durchgestylt empfinden viele Po-
litiker riechende Kinder des Vol-
kes offenbar als Zumutung. Jeden-
falls bekunden manche ihr Bemü-
hen, sich vom „Pack“ abzugren-
zen. Glatte Oberflächen ohne
Ecken und Kanten erleichtern es,
in alle verfügbaren Rollen zu
schlüpfen: gestern Justizminister,
heute Außenminister, morgen
wieder etwas anderes. 

Ein Mandat im Parlament ist
reichlich vergütet: 9541,74 Euro
im Monat plus Aufwands-Pau-
schale in Höhe von 4318,38 steu-
erfrei. Außerdem erhält jeder Ab-
geordnete eine „Bahncard 100“
für die Erste Klasse. Damit kann
er alle Züge in ganz Deutschland
benutzen, auch zu privaten Fahr-
ten. Kostenpunkt monatlich wei-
tere 591 Euro. Flüge bekommt er
ebenso ersetzt, allerdings nur bei
Nachweis dienstlicher Zwecke.

Doch wann ist ein Mitglied des
Bundestags nicht im Dienst?
Claudia Roth von den Grünen flog
kürzlich dienstlich in die Südsee.
Ihr Besuch der Inselparadiese
Fidschi und Kiribati diente an-
geblich der Rettung des Klimas.
Freilich verursachte ihr Flug über
41000 Kilometer zu den Traum-
stränden unter Kokospalmen jede
Menge Kohlendioxid, an dem die
Großwetterlage so sehr leidet,

wenn es nach den Grünen geht.
Nach ihrem Abschied von den
Berliner Pfründen erhalten Abge-
ordnete ihre Bezüge zunächst
weiterhin als Übergangsgeld, für
jedes Jahr im Bundestag einen
Monat länger. Obendrauf kommt
ein Zuschuss zur Rente in Höhe
von 239 Euro monatlich. Nach ei-
ner Legislaturperiode von vier
Jahren summiert sich das auf 950
Euro im Monat. Für die Kranken-
und Pflegeversicherung gibt es
nochmal einen Zuschlag. 

Mithin gerät der gegenwärtige
Bundestag zum teuersten aller
Zeiten. „Bild“ hat zusammenge-
zählt, was das XXL-Parlament mit
709 Sitzen den Steuerzahler ko-
stet: 1,04 Milliarden Euro. Eine
Milliarde sind tausend Millionen.
Der Präsident des „Blähnums“,
Wolfgang Schäuble, machte da-

rum den Vorschlag, wenigstens
68 Versorgungsposten einzuspa-
ren. Sein Vorstoß scheiterte. 

Doch richtig verdienstvoll geht
es erst bei den Nebeneinkünften
zu. Laut der Netzseite „abgeord-
netenwatch“ kassierte der frühere
Forschungsminister Heinz Rie-
senhuber von der CDU binnen
d r e i e r  J a h r e  m i n d e s t e n s
350 000 Euro von der Schweizer
Beteiligungsgesellschaft Health-
care Investments, „wahrschein-
lich sogar deutlich mehr“. Doch
das war noch ein Klacks gegen
das Zubrot von Philipp Graf von
und zu Lerchenfeld von der CSU.
Mindestens 2198500 Euro, so be-
ziffert „abgeordnetenwatch“ allein
dessen meldepflichtige Nebenein-
nahmen in der vergangenen Le-
gislaturperiode.

Jeder vierte Abgeordnete ver-
dient hinzu. Meldepflichtig sind
freilich nur Einkünfte von mehr
als 1000 Euro monatlich. Bei Otto
Normalverbraucher wäre das
schon Steuerhinterziehung. Das
Finanzamt billigt ihm nicht ein-
mal die Hälfte zu, nämlich höch-
stens 450 Euro.  Volker Wittmann

Kosten für das 
Parlament gehen
durch die Decke

Er hätte an heutigen
TV-Machern seine

helle Freude gehabt

Für »Ede« musste
man noch keine

GEZ-Gebühr zahlen

Abgeschirmt vom wirklichen Leben: Abgeordnete im Bundestag Bild: Mauritius

Ab 130 wird’s 
»unchristlich«?
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Neues Institut 
in Allenstein

Allenstein – In Allenstein hat das
wissenschaftliche Forschungszen-
trum „Wojciech-Ketrzynski-Nord-
Institut“ seine Tätigkeit aufgenom-
men. Es hat die Aufgabe, zur Ge-
schichte des südlichen Ostpreußen
zu forschen und das kulturelle Er-
be zu wahren. Neben Sammeln,
Aufbewahren und der Pflege des
wissenschaftlichen Bestandes zählt
dazu die Herausgabe wissenschaft-
licher und  populärwissenschaft-
licher Bücher sowie der Zeitschrif-
ten „Masurisch-Ermländische
Kommunikate“ und „Regionen und
Grenzland“. Die Einrichtung wird
auch Bildungs-Projekte, Begegnun-
gen und Ausstellungen sowie Sti-
pendien-Programme durchführen.
Das Institut hat die Internet-Adres-
se: www.ip.olsztyn.pl PAZ

Seit Kurzem gibt es am Kö-
nigsberger Busbahnhof eine
Neuerung, eine sogenannte

intelligente Haltestelle. Sie ist eine
Erfindung junger Wissenschaftler
und Konstrukteure.

Das Projekt hat ein junger, aus
Indien stammender, Unternehmer
namens Alen Atrej ermöglicht. Sei-
ne die innovative Jugendkreativität
fördernde Firma Alen Tech ist an-
sässig in einem Zentrum, das im
Ingenieur- und Technischen Insti-
tut der Kant-Universität beheima-
tet ist. Im vergangenen Jahr wurde
seine Firma als bestes „Start-Up“
auf dem internationalen Forum für
intellektuelle Besonderheiten, „IP-
Quorum“, das in Rauschen statt-
fand, ausgezeichnet. Das Preisgeld
betrug umgerechnet rund 14000
Euro sowie weitere 7000 Euro, die
Sponsoren gespendet hatten. Alen
und seine Kollegin Aljona Maxi-
menko, Aspirantin an der Uni, in-
vestierten das Geld in die Schaf-
fung eines experimentellen Mo-
duls einer intelligenten Haltestelle.
Sie verfügt über eine Luftreinigung
und ein Überwachungssytem in
Echtzeit der Luftqualität. Der neue
Komplex ist in der Lage, die Luft in

seinem Inneren von Tabakqualm,
Viren und Autoabgasen zu reini-
gen. 

Die intelligente Haltestellte bein-
haltet ein Reinigungs- und Luftfil-
tersystem und ist ausgestattet mit
einem Klimakontollsystem für die
Regulierung der Temperatur. Es
gibt sowohl eine Sitzheizung als
auch eine autonome Stromversor-
gung. An der Bushaltestelle befin-
det sich ein Bedienfeld mit einem

Berührbildschirm, über den Kun-
den Bustickets buchen und kaufen
sowie Informationen zu Routen ab-
rufen können. Die autonome
Stromversorgung wird durch Son-
nenkollektoren und Windkraftanla-
gen gewährleistet. Für die Bequem-
lichkeit der Passagiere gibt es Wi-Fi
und USB-Ladestationen mit vier
verschiedenen Anschlüssen für
mobile Geräte. An der Anschlagta-
fel und der Sitzbank war der be-

kannte Hersteller von Verbundpro-
dukten aus Königsberg, die Firma
PGM-Urban Space, beteiligt. 

Jetzt hat ein Prototyp am Bus-
bahnhof seine Arbeit aufgenom-
men. Die Entwickler sind zuver-
sichtlich, dass der Haltestellenkom-
plex weniger als 21000 Euro kosten
wird, wenn er in Serie gefertigt
wird. Über diese Möglichkeit wird
in Königsberg bereits nachgedacht.

Jurij Tschernyschew

Am 15. Juni feierte in Heilsberg
der Verband der deutschen Ge-
sellschaften in Ermland und Ma-
suren (VdGEM) sein diesjähriges
Sommerfest. Bei herrlichem Son-
nenschein ging die Premiere am
neuen Ort problemlos in mehre-
ren Sprachen über die Bühne. Ei-
nige hundert Zuschauer, darunter
eine große Gruppe der Lands-
mannschaft Ostpreußen aus Mek-
klenburg-Vorpommern, hatten ih-
re Freude an den kulturellen Dar-
bietungen.

In den letzten Jahren fand das
Ostpreußische Sommerfest ab-
wechselnd in den Amphitheatern
in Allenstein und Osterode statt.
Zeit für einen neuen Standort fan-
den nicht nur die Verantwort-
lichen beim Verband der deut-
schen Gesellschaften in Ermland
und Masuren. „Unsere Mitglieder
wollten eine neue Umgebung,
neue Eindrücke. Außerdem be-
deutete die Wahl von Heilsberg für
einige Gesellschaften kürzere We-
ge“, begründete der Vorsitzende
Heinrich Hoch die Änderung. Auf
Heilsberg fiel die Wahl, da dort
das neue Amphitheater, das zu Fü-
ßen der Heilsberger Burg, des frü-
heren Sitzes der ermländischen
Bischöfe, am Ende des Burggra-
bens angelegt worden war, als pas-
sender Rahmen für die Veranstal-
tung lockte.

Außerdem boten die sehr aktive
Gesellschaft der Deutschen Min-
derheit „Warmia“ in Heilsberg und
ihre guten Beziehungen zur loka-
len Verwaltung hervorragende
Voraussetzungen für die Organisa-
tion des Sommerfestes. Heilsbergs
Bürgermeister Jacek Wisniowski
etwa ließ es sich nicht nehmen,
anfangs ein Grußwort zu spre-
chen, und kam auch am Ende der

Veranstaltung wieder, um den
Chor der Gesellschaft „Warmia“
anzuhören. 

Auch in den Grußreden anderer
Ehrengäste war die positive Hal-
tung zur Deutschen Minderheit zu
spüren, die die Woiwodschaft Erm-
land-Masuren auszeichnet. Wiktor
Marek Leyk, der Beauftragte des
Marschalls für Minderheitenfra-
gen, erinnerte an die ersten teil-
weise freien Wahlen in Polen vor
30 Jahren, am 4. Juni 1989. Im Ge-
folge dieser Wahlen kam es zum
deutsch-polnischen Freundschafts-
vertrag, der die Gründung der Ge-
sellschaften der Deutschen Min-
derheit in der Republik Polen mög-

lich machte. 
Einige der älteren Gäste des

Sommerfestes erinnern sich noch
gut an diese Gründungszeit und

die Entstehung der Vereine der
Deutschen Minderheit. Viele der
auftretenden jungen Künstler wa-
ren hingegen damals noch nicht
einmal auf der Welt. Weder die
Tänzer der Gruppe „Saga“ von der
Deutschen Minderheit aus Bar-
tenstein noch die Sängerinnen

und Sänger der Gruppe „Wild“
vom Jugendkulturhaus und der
Deutschen Minderheit in Heils-
berg, die vor Kurzem den diesjäh-
rigen Wettbewerb des deutschen
Liedes in Osterode gewonnen hat-
te. Auch die Tänzer und Sänger
der Gruppe „Sariana“ aus Königs-
berg, die am dortigen, heute nicht
mehr existierenden Deutsch-Rus-
sischen Haus aktiv waren, oder
die Tänzer der Kindergruppe der
Deutschen Minderheit in Neiden-
burg sind zu jung, um sich an die-
se Zeit zu erinnern. 

Aber sie alle tragen farbenfroh
die unterschiedlichen Facetten der
Kultur ebenso weiter wie die Chö-

re aus den Gesellschaften der
Deutschen Minderheit – und die
Landsmannschaft Ostpreußen aus
Mecklenburg-Vorpommern, die
seit dem allerersten Sommerfest
jedes Jahr auf Besuch kommt und
diesmal mit über 60 Personen vor
Ort war. Dank der finanziellen
Unterstützung des deutschen Ge-
neralkonsulats in Danzig und des
Innenministeriums in Warschau,
aber auch der lokalen Verwaltung
und des Marschallamtes der Wo-
iwodschaft Ermland-Masuren in
Allenstein konnten einige hundert
Menschen diese kulturellen Dar-
bietungen live erleben und genie-
ßen. Uwe Hahnkamp

Kultur in neuem Ambiente
VdGEM feierten ihr diesjähriges Sommerfest erstmals in Heilsberg – LO war mit starker Gruppe vertreten

Sieger des diesjährigen Wettbewerbs des deutschen Liedes: Die Gruppe „Wild“ bei ihrem Auftritt Bild: U.H.

»Residenz am
Meer« in Cranz

Cranz – Am westlichen Stadtrand
soll auf einem 23 Hektar großen
Gelände ein neuer Stadtteil entste-
hen. Eine Baufirma, die bereits ei-
nen Campingplatz, Parkplätze, Toi-
lettenhäuser und einen Rettungs-
turm am Strand gebaut hat, plant
die Errichtung eines ganzen Stadt-
teils namens „Residenz am Meer“
mit eigener Infrastruktur: Eine
Promenade, Radweg, Tennis- und
Basketballplätze, eine Wellness-
Zone und Spazierwege sollen den
künftigen Bewohnern zur Verfü-
gung stehen. Für die Realisierung
muss allerdings noch der Bebau-
ungsplan geändert werden. Bisher
waren Erholungs- und Gesund-
heitszentren in mittelhohen Bau-
ten vorgesehen. MRK
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Prototyp am 
Königsberger 
Busbahnhof: 
Junge Techniker
entwarfen einen
völlig neuen Typ
von Bushaltestelle

Bild: J.T.

Intelligente Haltestelle in Betrieb
Studenten der Königsberger Kant-Universität überzeugten mit ihrer Innovation

Ein Vermittler
z w i s c h e n

beiden Ländern,
Russland und
D e u t s c h l a n d .
So hat Natalia
Sitnikowa, Mu-
seumsdirektorin
der Stadt Gum-
binnen, das Hei-
matmuseum von
K ra u p i s ch ke n
und dessen Aus-
stellung „Spa-
ziergang durch
das alte Kraupischken“ anlässlich
der Eröffnung in Gumbinnen be-
zeichnet.

Es sei bemerkenswert, dass es
kein Stadtmuseum mit reichen
Ausstellungsobjekten ist, das eine
Ausstellung aufs Land bringt,
sondern eine Dorfschule, die der
Stadt etwas anzubieten hat. „Spa-
ziergang durch das alte Krau-
pischken“ wurde bereits in Kö-
nigsberg im Museum „Friedlän-
der Tor“ ausgestellt, wie auch in
Tilsit, Ragnit und Haselberg.
Gumbinnen ist die fünfte Stadt
im „Bernsteinland“, in die Grün-
der und Museumsleiter Jurij

Userzow seine Schätze hinge-
bracht hat.

Die Eröffnung der Ausstellung,
an der auch Gäste aus Ragnit teil-
nahmen, wo die Exponate zuvor
gezeigt worden waren, verlief in
feierlicher Atmosphäre. Es fielen
freundliche Worte. Es wurde auch
gesungen, und man schenkte ein-
ander Souvenirs. 

Userzow „führte“ die Gäste zu-
nächst durch „Kraupischken“ und
stellte wie immer in beeindruk-
kender Art und Weise die beson-
deren Musemsstücke seiner Aus-
stellung vor. Der Applaus dafür
war verdient. M. Tamrasow

Überzeugend: Jurij Userzow Bild: privat

Kultur-Vermittler
Jurij Userzow in Gumbinnen

Freundschaft hält 
seit 30 Jahren
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ZUM 102. GEBURTSTAG

Saager, Lore, geb. Drengwitz,
aus Lyck, Bismarckstraße 16,
am 1. Juli

ZUM 101. GEBURTSTAG

Cudnochowski, Anna, geb. Rei-
nert, aus Großdorf, Kreis Jo-
hannisburg, am 3. Juli

ZUM 97. GEBURTSTAG

Kiesewalter, Frieda, geb. Bo-
rowski, aus Auglitten, Kreis
Lyck, am 28. Juni

Klein, Erwin, aus Sanditten,
Kreis Wehlau, am 29. Juni

Zozmann, Martha, geb. Bern,
aus Waiblingen, Kreis Lyck,
am 29. Juni

ZUM 96. GEBURTSTAG

Bittner, Hildegard, geb. Skrodz-
ki, aus Kalthagen, Kreis Lyck,
am 30. Juni

Gehrau, Edith, geb. Timm, aus
Reuß, Kreis Treuburg, am 29. Juni

Karnahl, Margarethe, geb. Ap-
sel, aus Quilitten, Kreis Heili-
genbeil, am 3. Juli

Richter, Dr. Brigitte, geb. Loert-
zer, aus Lyck, Hindenburgstra-
ße 3/4, am 3. Juli

ZUM 95. GEBURTSTAG

Bandilla, Otto, aus Milussen,
Kreis Lyck, am 2. Juli

Bessel, Werner, aus Zohpen,
Kreis Wehlau, am 30. Juni

Hoffmann, Gerda, geb. Retat,
aus Schirrau, Kreis Wehlau,
am 4. Juli

Krüger, Anneliese, geb. Gense-
leiter, aus Lyck, am 3. Juli

Pyko, Karl, aus Plöwken, Kreis
Treuburg, am 30. Juni

ZUM 94. GEBURTSTAG

Barnieck, Hildegard, geb.
Schmidt, aus Lyck, Lycker
Garten 61, am 30. Juni

Biskupek, Ingeborg, geb. Till,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
1. Juli

Figur, Waltraud, geb. Sawittzki,
aus Littfinken, Kreis Neiden-
burg, am 28. Juni

Gottuck, Liesbeth, geb. Jerosch,
aus Lyck, am 29. Juni

ZUM 93. GEBURTSTAG

Blank, Irmgard, geb. Gandlau,
aus Talken, Kreis Lötzen, am
27. Juni

Burba, Klaus, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 28. Juni

Fibiger, Anton, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 4. Juli

Gropp, Antonie, geb. Wilkat, aus
Rauschmünde, Kreis Ebenro-
de, am 30. Juni

Hildebrandt, Elfriede, geb. Rei-
nert, aus Großdorf, Kreis Jo-
hannisburg, am 28. Juni

Jaschinski, Heinz, aus Ortels-
burg, am 3. Juli

Neumann, Gertrud, geb. Liedt-
ke, aus Pillau, Kreis Fischhau-
sen, am 2. Juli

Pingel, Olga, aus Graiwen, Kreis
Lötzen, am 4. Juli

Scheel, Hedwig, geb. Nied-
zwetzki, aus Ulrichsfelde,
Kreis Lyck, am 3. Juli

ZUM 92. GEBURTSTAG

Doerfert, Ella, aus Seedorf,
Kreis Lyck, am 28. Juni

Fischer, Hans, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 4. Juli

Kammler, Liesbeth, geb. Pedak, aus
Lisken, Kreis Lyck, am 30. Juni

Kerat, Waltraud, aus Branden-
burg, Kreis Elchniederung, am
1. Juli

Mikeleit, Ilse, geb. Engel, aus
Pillau, Kreis Fischhausen, am
2. Juli

Myska, Helene, aus Waltershö-
he, Kreis Lyck, am 29. Juni

Spieß, Elfriede, geb. Nowak, aus
Babeck, Kreis Treuburg, am 
3. Juli

Werner, Rudolf, aus Schapten,
Kreis Ebenrode, am 29. Juni

ZUM 91. GEBURTSTAG

Behrend, Eva, geb. Hakelberg,
aus Kattenau, Kreis Ebenrode,
am 2. Juli

Brauer, Edeltraut, geb. Falk, aus
Lyck, am 1. Juli

Eckert, Hannelore, aus Lyck, am
28. Juni

Erle, Waltraud, geb. Wiechert,
aus Bladiau, Kreis Heiligen-
beil, am 1. Juli

Gogoll, Günter, aus Sonnau,
Kreis Lyck, am 30. Juni

Grötzner, Hella, geb. Biallas, aus
Lyck, Abbau/Waldfrieden, am
2. Juli

Hinz, Gerhard, aus Dreimühlen,
Kreis Lyck, am 1. Juli

Kaun, Gerhard, aus Kiöwen,
Kreis Treuburg, am 4. Juli

Lenkeit, Helmut, aus Heinrichs-
walde, Kreis Elchniederung,
am 2. Juli

Manke, Dr. Joachim, aus Schal-
len, Kreis Wehlau, am 4. Juli

Rinkewitz, Ilse, geb. Korytkows-
ki, aus Gelitten, Kreis Treu-
burg, am 2. Juli

Weiser, Herta-Johanna, geb.
Rohmann, aus Vierbrücken,
Kreis Lyck, am 28. Juni

ZUM 90. GEBURTSTAG

Block, Irene, geb. Mielke, aus
Roddau Perkuiken, Kreis Weh-
lau, am 3. Juli

Eberhardt, Ruth, geb. Nass, aus
Schorkenicken, Kreis Wehlau,
am 30. Juni

Fischer, Else, geb. Salusko, aus
Maschen, Kreis Lyck, am 
2. Juli

Gieger, Udo, aus Eichhorn,
Kreis Treuburg, am 30. Juni

Gralla, Helmut, aus Ebendorf,
Kreis Ortelsburg, am 4. Juli

Majer, Gertraud, geb. Hellwig,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
3. Juli

Nitzko, Hans, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 28. Juni

Pfeiffer, Paul, aus Kleschen,
Kreis Treuburg, und Skoman-
ten, Kreis Lyck, am 3. Juli

Richter, Ruth, geb. Fritzenwan-
ker, aus Grabnick, Kreis Lyck,
am 30. Juni

Rüffler, Waltraud, geb. Lenski,
aus Michelsdorf, Kreis Ortels-
burg, am 3. Juli

Stawström, Anneliese, geb.
Kummetz, aus Rautenburg,
Kreis Elchniederung, am 
30. Juni

Tullney, Ernst, aus Grünhayn,
Kreis Wehlau, am 2. Juli

ZUM 85. GEBURTSTAG

Behnk, Edeltraud, geb. Tiedtke,
aus Pillau, Kreis Fischhausen,
am 1. Juli

Dankwardt, Elly, geb. Nietz, aus
Seehausen, Kreis Ebenrode,
am 3. Juli

Fleischer, Helga, geb. Witte, aus
Neumühl, Kreis Wehlau, am 
3. Juli

Heucker, Christel, geb. Samlins-
ki, aus Auglitten, Kreis Lyck,
am 3. Juli

Hofmann, Wilfried, aus Gold-
bach, Kreis Wehlau, am 
28. Juni

Knerr, Gudrun, geb. Thiel, aus
Canditten, Kreis Preußisch
Eylau, am 30. Juni

Kowalzik, Hans-Albert, aus Köl-
mersdorf, Kreis Lyck, am 
3. Juli

Liljeholm, Ursula, geb. Moritz,
aus Treuburg, am 4. Juli

Matzkow, Edeltraud, geb. Bro-
dowski, aus Klein Lasken,
Kreis Lyck, am 28. Juni

Memarbachi, Gisela, geb.
Damm, aus Werdern/Grüntal,
Kreis Tilsit-Ragnit, am 
29. Juni

Neumann, Erich, aus Weißen-
see, Kreis Wehlau, am 28. Juni

Nitzsche, Annemarie, geb. Sei-
del, aus Ebenrode, am 2. Juli

Nogga, Manfred, aus Stradau-
nen, Kreis Lyck, am 3. Juli

Oberüber, Kurt, aus Kuckernee-
se, Kreis Elchniederung, am 
4. Juli

Olbricht, Else, aus Preußenburg,
Kreis Lötzen, am 1. Juli

Pizzo, Ursula, geb. Schulz, aus
Wartenfeld, Kreis Elchniede-
rung, am 3. Juli

Pokern, Alfred, aus Pillau, Kreis
Fischhausen, am 3. Juli

Rahn, Erich, aus Groß Nuhr,
Kreis Wehlau, am 28. Juni

Rogall, Ursula, geb. Diesing, aus
Drusken, Kreis Ebenrode, am
28. Juni

Schröder, Hanna, geb. Becker,
aus Gumbinnen, am 4. Juli

Tamkus, Herbert, aus Berkeln,
Kreis Elchniederung, am 4. Juli

Tietse, Gerda, geb. Stange, aus
Grünwalde, Kreis Heiligen-
beil, am 30. Juni

Wöllner, Irmgard, geb. Sabitzki,
aus Steinberg, Kreis Lyck, am
30. Juni

ZUM 80. GEBURTSTAG

Ahlers, Waltraud, geb. Rucken-
feld, Kreis Elchniederung, am
30. Juni

Andree, Edeltraud, geb. Ko-
schorrek, aus Ebenfelde, Kreis
Lyck, am 29. Juni

Bachmann, Gerd, aus Groß
Nuhr, Kreis Wehlau, am 3. Juli

Baumgart, Lothar, aus Lötzen,
am 27. Juni

Dobiasch, Elfriede, geb. Pawlitz-
ki, aus Scharnau, Kreis Nei-
denburg, am 3. Juli

Dombrowski, Erwin, aus Kö-
nigsruh, Kreis Treuburg, am
30. Juni

Hasse, Horst, aus Klein Engelau,
Kreis Wehlau, am 3. Juli

Hermann, Hans-Jürgen, aus
Schwiddern, Kreis Lötzen,
und Kreis Treuburg, am 1. Juli

Hientzsch, Edith, geb. Pukrop,
aus Grünfließ, Kreis Neiden-
burg, am 30. Juni

Holzlehner, Winfried, aus Stra-
daunen, Kreis Lyck, am 1. Juli

John, Vilmar, aus Freund, Kreis
Ebenrode, am 28. Juni

Kelbassa, Karl, aus Willenberg,
Kreis Ortelsburg, am 28. Juni

Kröhnert, Reinhard, aus Hein-
richswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 30. Juni

Kruse, Marianne, geb. Keßler,
aus Inse, Kreis Elchniederung,
am 4. Juli

Markowski, Manfred, aus
Schuchten, Kreis Treuburg,
am 30. Juni

Merkel, Peter, aus Lehlesken,
Kreis Ortelsburg, am 29. Juni

Möller, Hildegard, geb. Müller,
aus Hainau, Kreis Ebenrode,
am 29. Juni

Reiners, Sigrid, geb. Unruh, aus
Odertal und Mulden, Kreis
Gerdauen, am 3. Juli

Ulle, Edelgard, geb. Holzlehner,
aus Stradaunen, Kreis Lyck,
am 1. Juli

Wermke, Ulrich, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 4. Juli

ZUM 75. GEBURTSTAG

Böhnke, Klaus, aus Altenkirch,
Kreis Tilsit-Ragnit, am 3. Juli

Ertner, Karola, geb. Hennig, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 1. Juli 

Fuchs, Veronika, geb. Feder-
mann, aus Cranz, Kreis Fisch-
hausen, am 28. Juni

Kobus, Kurt, aus Gellen, Kreis
Ortelsburg, am 2. Juli

Rachor, Gisela, geb. Basmer, aus
Goldbach, Kreis Wehlau, am 
2. Juli

Rothenberger-Behr, Karin, geb.
Neimann, aus Rauschen, Kreis
Fischhausen, am 3. Juli

Schimnossek, Wilfried, aus Will-
kassen, Kreis Treuburg, am 2. Juli

Seydel-Lewicki, Renate, geb. Sey-
del, aus Birkenmühle, Kreis
Ebenrode, am 4. Juli

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 28/2019 (Erstverkaufstag: 12. Juli) bis spätestens
Mittwoch, 3. Juli an E-Mail: redaktion@preussische-allgemeine.de,
per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische Allge-
meine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 28

20. bis 22. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
7. bis 13. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
19. bis 20. Oktober: 12. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-

stein (geschlossener Teilnehmerkreis)
1. November: AT der Landesgruppenvorsitzenden in Wuppertal
2. bis 3. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wupper-

tal (geschlossener Teilnehmerkreis)
9. bis 12. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO
2019

PAZ wirkt!

Die Wahl zur neuen Kreisge-
meinschaft Allenstein e.V. (Stadt
und Land) im März 2019 hat 
24 Kandidaten erbracht, und zwar
16 vom Land- und acht vom
Stadtkreis. Nach Einholung juri-
stischen Rates kamen am 1. Juni
2019 acht gewählte Kreistagmit-
glieder zur eingehenden Beratung
zusammen. Einstimmig wurde be-
schlossen: Allen 24 Gewählten ist
das Abstimmungsergebnis be-
kanntzugeben mit der Bitte um
Äußerung, ob sie die Wahl anneh-
men. Zugleich sind alle 24 unver-
züglich schriftlich unter Beifü-
gung einer Tagesordnung gemäß 
§ 9 Absatz 5 der neuen Vereins-
satzung einzuladen zu der außer-
ordentlichen Kreisversammlung
am 29. Juni, 10 Uhr in das Rathaus
Hagen am Teutoburger Wald,

Schulstraße 7, 49170 Hagen. Die
Tagesordnung verhält sich vor-
nehmlich zum Thema Vorstands-
wahlen (vertretungsberechtigter,
geschäftsführender und erweiter-
ter Vorstand). Das wird zur Hand-
lungsfähigkeit der neuen Kreisge-
meinschaft, die inzwischen ge-
richtlich eingetragen ist, ihre Ge-
meinnützigkeit erlangt hat und
über ein neues Konto verfügt,
dringend erforderlich.

Horst Tuguntke, Pressereferent, 
Artur Korczak, gerichtlich 

eingetragenes vertretungsbe-
rechtigtes Vorstandsmitglied

Vor einigen Jahren begann der
Angerburger Heimatbrief (AHB)

unter der Überschrift „Was wurde
eigentlich aus...?“ an einzelne
Mitglieder der Kreisgemeinschaft
zu erinnern, von denen schon seit
längerer Zeit in den Kreistreffen
in Rotenburg oder in Wald-Mi-
chelbach nichts zu hören und zu
sehen war.

Was also wurde eigentlich aus
Pfarrer i. R. Gerhard Mörchel aus

Amwalde (Buddern, Kreis Anger-
burg)?

Wer in der Angerburger Ge-
meinde kennt Gerhard Mörchel
nicht, den Kreisältesten und Trä-
ger der silbernen Ehrenmedaille
der Landsmannschaft Ostpreu-

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Es sieht nur so aus, als ob die Schlorren zu groß seien: Gerhard
Mörchel 2017 in Worms Bild: Joachim H. Hoffmann

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 15

Kreisgemeinschaft Allenstein e.V.
Patenanschrift: Gemeindeverwal-
tung Hagen a.T.W., 49170 Hagen
a.T.W., Schulstraße 7

Kreisgemeinschaft
ALLENSTEIN e.V.

Kreisversammlung

Kreisvertreter (komm.): Brigitte
Junker, Kreisgemeinschaft Anger-
burg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Gerhard Mörchel



schiedlichen Stimmungsbilder
von Uferzonen und Wasserober-
flächen der Seen, sprach für sich
selbst. Es mag Ute Eichler gelun-
gen sein, ihre Liebe zu Masuren
und zu dort lebenden Menschen
und deren Schicksalen vermittelt
zu haben. Oft ist es schwer, wenn
eine Fülle von Erinnerungen
(1979 hat die Vortragende ihre er-
ste Reise in die Region unternom-
men) und landeskundliche
Kenntnisse vorhanden sind, das
richtige Maß zu halten in der Ver-
mittlung von Informationen. Hier
bleibt der Eindruck, Bildvorträge
in dieser schlichten Art kommen
bei dem ganz allgemein an Ost-
preußen interessierten Publikum
gut an.

Das Veranstaltungsprogramm
des Lötzener Museums für das
zweite Halbjahr 2019 kündigt an
drei Terminen weitere Bildvorträ-
ge an. Im August werden Reisebil-
der aus Königsberg und dem Kö-
nigsberger Gebiet zu sehen sein
(Steffen Thomassek). Im Septem-
ber (Achtung: Programmände-
rung!) wird Eckhard Fahrun zum
Thema „Wie der Rundfunk nach
Ostpreußen kam“ eine unterhalt-
same historische Plauderei mit
Bild- und Hörbeispielen darbie-
ten. Im Oktober ist Manfred E.
Fritsche zu Gast und zeigt „Bilder
einer Reise durch Ostpreußen im
Jahr 2018“. Alle Veranstaltungen
finden jeweils am dritten Sonn-
abend des Monats statt und be-
ginnen stets um 15.30 Uhr.

An diesem Unwetter-Sonn-
abend im Juni waren bei den Be-
suchern, die sich auf den Weg in
das Lötzener Heimatmuseum ge-
macht hatten, die Erschwernisse
rasch vergessen. Masuren übt
stets einen eigenen Reiz aus, als
Wort und im Bild. So erklärte ein
Ehepaar aus Hamburg-Farmsen,
das Erstbesucher war, seine Zu-
friedenheit mit der Veranstaltung,
und auch eine treue Wiederkehr-
Besucherin aus Westensee bereu-
te nicht, der Wettervorhersage ge-
trotzt zu haben.

Bei den Betreuern der Lötzener
Heimatsammlung bildet sich die
Erkenntnis heraus: Es sind die Be-
sucher, die den Veranstaltungstag
zum besonderen Tag machen.

Für Sonnabend, den 20. Juli,
werden die Besucher gebeten, Ge-
dichte mitzubringen, die sie viel-
leicht durch ihr Leben begleitet
haben, die etwas mit Heimat und
Herkunft zu tun haben oder die in
einer Lebenssituation von beson-
derer Bedeutung waren. Ute Eich-
ler erzählt die Geschichte vom
Gedicht als Geschenk und stellt
es und seinen Verfasser vor. Las-
sen Sie sich einladen zu „Lieb-
lingsgedichte? Lieblingsgedichte!“

U. E.

Neidenburg – Sonnabend, 
29. Juni, Schloßpark am Schloß-
teich: Feierlichkeiten zum 25-jäh-
rigen Bestehen des Vereins der
Deutschen Minderheit in Neiden-
burg.

Mitglieder des Vorstands und
der Stadtvertretung überbrachten
ihrem Ehrenvorsitzenden Hans
Dzieran anlässlich seines 90. Ge-
burtstages die Glückwünsche der
Tilsiter. Die Gespräche in ange-
regter Runde zeugten von der Ver-
bundenheit zu Tilsit und dem ka-
meradschaftlichen Zusammen-
halt der Tilsiter. Große Aufmerk-
samkeit fand ein Schreiben des
Oberbürgermeisters von Tilsit
zum 90. Geburtstag, in welchem
das langjährige Wirken des Jubi-
lars bei der Festigung der freund-
schaftlichen Beziehungen zwi-
schen den alten Tilsitern und den
heutigen Bürgern von Tilsit ge-
würdigt wird. Hans Dzieran versi-
cherte, dass er trotz seines hohen
Alters auch weiterhin für seine
geliebte Heimatstadt tätig sein
wird.

Kirchspieltreffen von Schwen-
tainen und Rogonnen in Fintel
(Lüneburger Heide). Am Sonntag,
den 26. Mai trafen sich 45 ost-
preußische Landsleute, um sechs
herrliche Tage gemeinsam zu er-
leben. Die Vorfreude auf unser
Heimatkreistreffen ist jedes Mal
sehr groß. 

Der Eurostrand bereitet uns vie-
le schöne Tage. Gemeinsam
unternahmen wir eine Tagesfahrt
nach Hamburg. Dort konnten wir
die Elbphilharmonie besichtigen,
die bekannte Kirche, der Miche,l
und vieles Schöne mehr. Wer die-
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ßen. Bei keinem Angerburger
Haupttreffen fehlte er (natürlich
zusammen mit seiner Frau Chri-
stel) und beim „Elchessen“, nie
fehlte er bei den von Oswald Frie-
se initiierten Treffen in Wald-Mi-
chelbach. Oft reiste Gerhard völ-
lig autark mit seinem Reisemobil
an; manchmal gab es oberhalb
des Birkenhofs auch Bärenfang.

Nur zur Erinnerung: Gerhard
Mörchel wurde am 18. Mai 1929
in Masuren geboren. Seine Eltern
bewirtschafteten in Amwalde ei-
nen 40 Hektar großen Hof plus
Land im Nachbarort. Obwohl mit
Leib und Seele „Landmensch“,
wurde Gerhard nach Krieg und
Vertreibung (das ist ein anderes
Kapitel) Seelsorger. Man kann es
kaum glauben; er war für viele
Jahre der Pfarrer auf Helgoland.
(Wer kann das schon für sich be-
anspruchen?) 

Seit dem Jahre 2003 (AHB 131
Juni 2003) schrieb Gerhard Mör-
chel „Das Wort der Heimatkir-
che“; mal länger, mal kürzer. Aber
immer mit Herz und einem klaren
Bezug zum Evangelium wie auch
zu unserer Heimat. 

Im Mai dieses Jahres wurde
Gerhard nun 90 Jahre alt. Für ei-
nen Ostpreußen, gar einen Masu-
ren grundsätzlich nichts Außerge-
wöhnliches. Aber die Anforde-
rungen des Lebens haben Spuren
hinterlassen; „es geht mir gut“,
wie er mir sagte, aber die Kräfte
lassen einfach nach. Er richtet
sich ein, sagt seine Frau Christel.
Und deshalb war es auch nicht
möglich, den seelsorgerischen
Beitrag im AHB 162 zu schreiben.
Ersatz bot Herr Bieber.

Ich denke, wir Angerburger
sind Gerhard Mörchel zu Dank
verpflichtet, er hat uns nicht nur
mit seinen seelsorgerischen Wor-
ten auf- und ausgerichtet, son-
dern er hat uns schon allein
durch seine Anwesenheit bei den
Treffen (gleich ob in Rotenburg
oder im Odenwald) Gesprächsbe-
reitschaft, Heimatverbundenheit
und Zuversicht vermittelt. Wir
danken Gerhard Mörchel, dass
wir ihn unter uns haben.

Joachim H. Hoffmann (GIO)

Die Vorhersage war ernüch-
ternd: Sturm, Starkregen, verein-
zelt mit Hagel, und eine durchzie-
hende Gewitterfront wurden für
Sonnabend, den 15. Juni, für ganz
Norddeutschland angekündigt.

Als die Betreuer des Lötzener
Heimatmuseums, Hanna Ohser
und Ute Eichler, am frühen Vor-
mittag dieses Tages den Ausstel-
lungsraum empfangsbereit her-
richteten, erwarteten sie für die
ersten Stunden der garantierten
Öffnungszeit keine Besucher; sie
erhofften sie für den angekündig-
ten Vortrag am Nachmittag. Doch
Punkt 10 Uhr betrat der erste Gast
des Tages das Gebäude in der Su-
detenlandstraße in der Patenstadt
der Kreisgemeinschaft Lötzen,
Neumünster. Das Anliegen dieses
Mannes lautete: „Ich werde nach
Masuren fahren, zum ersten Mal
in meinen Geburtsort Adlersdorf
(Orlowen). Was kann ich hier dar-
über erfahren?“ – Es war eine
leichte Aufgabe, diesen Ostpreu-
ßen mit Informationen über den
für ihn familiengeschichtlich be-
deutsamen Ort zu versorgen.

Die nächsten Besucher hatten
ihr Kommen zwar angekündigt,
und doch waren sie Überra-

schungsgäste: Eine CDU-Ratsfrau,
die seit Jahren dem Lötzener Mu-
seum den Status als „Ort des
außerschulischen Lernens“ zuer-
kennen möchte, und eine Ge-
schichtslehrerin der Kantschule,
die den Versuch wagen will, zu
Beginn des neuen Schuljahres mit
einer Oberstufenklasse von 
30 Schülern eine Doppelstunde
Geschichte im Lötzener Museum
durchführen zu lassen. Und als ob
es damit der hoffnungsvollen Ent-
wicklung noch nicht genug wäre,
kam ein Stammesleiter der Pfad-
finder, die unter dem Dach der
benachbarten Bugenhagen-Kirch-
gemeinde beheimatet sind. Flori-
an Sakautski möchte mit seinen
Pfadfindern das Lötzener Mu-
seum kennenlernen. Er brachte
die Vorstellung mit, dass eine Mu-
seums-Rally genau das richtige
Programm wäre, um Kindern
Kenntnisse über Ostpreußen zu
vermitteln. So könnten Pfadfinder
eines Tages gut vorbereitet Masu-
ren besuchen.

Kaum waren die Absprachen
getroffen, standen weitere Besu-
cher in der Tür. Sie hatten die In-
formation über den heutigen Öff-
nungs- und Veranstaltungstag den
beiden Regionalzeitungen, den
Kieler Nachrichten und dem Hol-
steinischen Courier, entnommen,
hatten sich als Neulinge mit wei-
teren Interessierten verabredet
und wollten nun den Raum mit
seinen Exponaten und vor allem
auch mit der Sonderausstellung
„Masuren – Land der Stille“
(Aquarelle von Hans-Jürgen Gau-
deck, Berlin) erkunden. In dieser
Besuchergruppe war eine alte Da-
me mit dem Geburtsort Riga.

Irgendwann tauchte – bei allem
Interesse an der Ausstellung – die
Frage auf: „Und wo kann man hier
Kaffee trinken?“ Leider besteht
nicht mehr die Möglichkeit, unse-
re Besucher in das Restaurant am
Kantplatz zu schicken (seit ein-
einhalb Jahren geschlossen), und
auch das nahe Café am Kantplatz,
das zu betreiben junge Leute ver-
sucht hatten, ist eingegangen. So
hat die Böcklersiedlung leider
keine Gastronomie, und wir müs-
sen unsere Gäste, die oft weite
Anfahrten auf sich nehmen, an
Adressen im Stadtzentrum ver-
weisen.

Mehr und mehr füllte sich am
frühen Nachmittag der Raum. Die
ersten der Stammbesucher, die
sich nach Möglichkeit keines der
Veranstaltungsangebote entgehen
lassen, trafen ein. Immer wieder
beeindruckt, wie Menschen hier
miteinander ins Gespräch kom-
men, wie sich Kreuz- und Quer-
verbindungen aufdecken lassen,
wie ein sehr dafür geeigneter
Raum zum Ort der Begegnung
wird. Doch es ist wohl auch die
Spannbreite der Themen, die
Menschen, die die Lötzener Ein-
richtung für sich entdeckt haben,
zum Wiederkommen verleitet.

Hatte am dritten Sonnabend im
Mai ein erwartungsvolles Publi-
kum den Vortrag des Professor
Eckhard Fahrun über „Ostpreu-
ßens Schlösser in Vergangenheit
und Gegenwart“ gehört und eine
besonders beeindruckende Infor-
mationsvermittlung in Wort und
Bild erlebt, so sollte es am heuti-
gen Junitag um „Masuren im Bild“
gehen. Ute Eichler hatte in der
Vorbereitung des Bildvortrags
zahlloses von ihr aufgenommenes
Bildmaterial der vergangenen
zehn Jahre gesichtet und dann be-
schlossen, sich auf die letzte Rei-
se, die sie zusammen mit Dieter
Eichler im Juli 2017 (also ein hal-
bes Jahr vor seinem plötzlichen
Tod) nach und durch Masuren
unternommen hatte, zu beschrän-
ken. In Abwandlung des ur-
sprünglich angekündigten Titels
lautete das Vortragsthema jetzt:
„Masuren – Landschaft und Men-
schen“.

Zu einigen der gezeigten Fotos
wurden in Kurzform kleine Ge-
schichten erzählt, vor allem dann,
wenn es Menschen und die Be-
gegnungen mit ihnen betraf. Die
Schönheit der Landschaft, viel-
fach die tageszeitlich so unter-

se erlebnisreiche Fahrt nicht
mehr schafft aufgrund des Alters,
verlebte erlebnisreiche Stunden
im Eurostrand. Das Ehepaar Ked-
zierski ist an diesem Tag immer
bereit, schöne gemeinsame Stun-
den zu verbringen. 

Bei Kaffee und Kuchen kann
man einen gemütlichen Nachmit-
tag verbringen. So sind die klei-
nen Altersbeschwerden ganz
schnell vergessen und so ein Ru-
hetag muss auch mal sein. 

Eine fröhliche Kutschfahrt
durch die Heide ist jedes Jahr da-
bei. Jeden Abend gibt es eine tol-
le Veranstaltung mit anschließen-
den Tanzvergnügen. 

Ein Heimatnachmittag, zur Ehre
unserer Heimat Ostpreußen wur-
de gut vorbereitet und durchge-
führt. Die Tische wurden sehr
schön dekoriert und jeder Teil-
nehmer bekam ein kleines Ge-
schenk, welches an die Heimat er-
innert. Ein kleines Fläschchen Bä-
renfang und die herrlichen süßen
Schmandbonbons erfreuten die
Teilnehmer. 

Mit vielen Heimatliedern und
Geschichten wurde unsere Hei-
mat Ostpreußen wieder lebendig.
Zum Gelingen unseres Heimat-

nachmittags haben folgende Per-
sonen beigetragen: Erwin Kossak,
Joachim Rattay, Hanne Wiberny,
Bärbel Franke und Harald und
Hannelore Kedzierski. Die Musik-
lehrerin aus unserer Mitte gab
beim gemeinsamen Gesang den
richtigen Ton an. 

Ein großes „Lob und Danke-
schön“ an das Personal des Eu-
rostrandes, welches sich bemüht
hat, uns diese Tage so angenehm
als möglich zu gestalten. 

Nun können wir uns schon auf
das nächste Jahr freuen. Unser
Heimattreffen findet wieder im
Eurostrand in Fintel statt: Vom 
7. bis 12. Juni 2020. 

Geplant sind folgende Ausflüge:
Ganztagesfahrt „Altes Land“ – in
das Größte zusammenhängende
Obstanbaugebiet, anschließend
nach Stade. Eine Halbtagsfahrt in
das Tister Bauernmoor und Fahrt
mit der alten Torfbahn. 

Eine zusätzliche Halbtagsfahrt
führt nach Schneverdingen, wo
man den deutlichen Einfluss auf
die niederdeutsche Sprache spürt.
So Gott will, und wir alle gesund
bleiben, gibt es ein frohes Wieder-
sehen im Jahr 2020. 
Harald und Hannelore Kedzierski

Dieter Arno Milewski, Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, 
Fax (05424) 399139, E-Mail: 
kgl.milewski@osnanet.de. Ge-
schäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Unwetter? = 
Museumswetter!

Kreisvertreter: Ulrich Pokraka,
An der Friedenseiche 44, 59597
Erwitte, Telefon (02943) 3214, Fax
-980276, E-Mail: u-pokraka@t-
online.de. Stellvertreter: Frank
Jork, Oberbörry 18, 31860 Em-
merthal - Börry, Telefon (0171)
7086334.

NEIDENBURG

Sommerfest

Kreisvertreter: Ulf Püstow, Ri-
chard-Wagner-Straße 30, 19059
Schwerin. Stellvertreter: Mattias
Lask, über Gerhart-Hauptmann-
Haus Düsseldorf. Geschäftsfüh-
rer: Ronny Haase, Nöhringswin-
kel 1, 14959 Trebbin. Der Heimat-
kreis im Internet: www.treu-
burg.de. 

TREUBURG

Gratulation

Vorstand und Stadtvertretung gratuliertem dem Jubilar zum 90. Geburtstag: (v. l.) Stadtvertre-
ter Professor Günter Hertel, Hans Dzieran, Geschäftsführer Manfred Urbschat Bild: privat

Fintel: Treffen der Kirchspiele Schwentainen und Rogonnen

Kreisvertreter: Ulf Püstow, Ri-
chard-Wagner-Straße 30, 19059
Schwerin. Stellvertreter: Mattias
Lask, über Gerhart-Hauptmann-
Haus Düsseldorf. Geschäftsfüh-
rer: Ronny Haase, Nöhringswin-
kel 1, 14959 Trebbin. Der Heimat-
kreis im Internet: www.treu-
burg.de. 

TREUBURG

Kirchspieltreffen

B
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Elmshorn – Termin: Montag, 
8. Juli, bis Freitag, 12. Juli: Unter
der Leitung von Markus Arendt
(Leibniz-Privatschule) lernen
die Kinder ab sechs Jahren mit-
hilfe vieler Schauspielübungen
Sprach-, Bewegungs-, Entspan-
nungs- und Improvisationstech-
niken. Arendt: „Nach Beobach-
tung von Tieren, Pflanzen und
Menschen werden sie probie-
ren, selbst die unterschied-
lichen Charaktere darzustel-
len.“ Damit wird das kreative
Handeln gestärkt und die sozia-
le Kompetenz gefördert, da von
der Entwicklung des Bühnen-
bildes über die Verkörperung
unterschiedlicher Rollen bis
zum Endprodukt die Gruppen-

arbeit in den Vordergrund ge-
stellt wird. 

Nähere Informationen und
Anmeldung unter Telefon
(04121) 89710, per E-Mail unter
buero@dittchenbuehne.de oder
im Theaterbüro, Forum Balti-
kum – Dittchenbühne, Her-
mann-Sudermann-Allee 50 –
25335 Elmshorn.

Dittchenbühne

Räuber bei Rapunzel
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Strecke
für Lauf-
wett-
bewerbe

Teil-
gebiet
der
Medizin

franzö-
sischer
Hoftanz

Licht-
wellen-
leiter

eine
Baltin

König-
reich in
Hinter-
indien

Viper,
Gift-
schlange

kleine
Metall-
schlinge

veraltet:
Leinen

Ein-
fassung

europ.
Kultur-
TV-
Kanal

Bundes-
staat
der USA

Lasten-
heber

Krank-
heits-
keim

Glöck-
chen,
Klingel

Tischler-
werkzeug Urstoff

Bewoh-
ner
eines
Erdteils

spa-
nisch:
Gebirgs-
kette

hastig;
dringend

Zutritt,
Zugang

bereits
nicht
ein-
deutig
geklärt

Einwoh-
ner der
griech.
Hauptst.

sich laut
bemerk-
bar
machen

Schiff
Noahs

Luft-
klappe
bei Kfz-
Motoren

Fluss
zum
Rhein

Zwi-
schen-
raum,
Fuge

Provinz
Kanadas

Schmuck-
kugel Fischfett

Bund,
Zusam-
men-
schluss

neblige
Luft

saloppe
Umgangs-
sprache;
Jargon

einer
der
Mörder
Cäsars

Dynastie
im alten
Peru

Anhän-
ger einer
Welt-
religion

Arznei-
mittel-
form

Gegner
ring-
förmiges
Gebäck

norwe-
gischer
Dichter
(Henrik)

unbe-
schreib-
lich

über-
lieferte
Erzäh-
lung

ital.
Stadt
an der
Nera

Vieh-
hüter

Men-
schen

mehr-
mals,
wieder-
holt

Seebad
in
Belgien

dicht
bei,
seitlich
von

festes
Brenn-
material

Prüfung
durch
eine
Behörde

griechi-
sche
Sieges-
göttin

unvoll-
ständige
Statue

sich ab-
mühen
(ugs.)

meist
ungiftige
Schlange

Wort
der
Ableh-
nung

Beses-
senheit

Pferde-
sport-
anlage

Feld-
frucht

engli-
sche
Schul-
stadt

span.-
portug.
Prinzen-
titel

Nadel-
baum,
Fichten-
art

Abgas-
reiniger
(Kurz-
wort)

Spiel-
leitung
(Kunst,
Medien)

wüst,
leer

Straf-
fällige,
Delin-
quentin

einge-
dickter
Frucht-
saft

deutsche
Schau-
spielerin
(Barbara)

türk. Ge-
richt vom
Drehspieß
(Kzw.)

Fluss
zum
Missis-
sippi

Pfeifen-
tabak

Entwick-
lungs-
richtung,
Tendenz

zwei-
sitziges
Fahrrad

Vermerk,
kurze
Aufzeich-
nung

Muse der
Liebes-
dichtung

Sinn,
Absicht,
Ziel

Ketten-
ring

reizend,
wonnig

Dünge-
mittel,
Pfl anzen-
nährstoff

Speicher
über den
Stallun-
gen

das Ich
(latei-
nisch)

Ausruf
des Ver-
stehens

Kalifen-
name

verblüht,
ver-
trocknet

netz-
artiges
Gewebe

Abkür-
zung für
im
Auftrag

unent-
gelt-
liche
Aufgabe

nicht
öffent-
lich; ver-
traulich

Dachs-
hund

Pfl anzen-
welt

Null
beim
Roulette

Richter
in isla-
mischen
Ländern

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

KOORS EEPS AEKKR AEKST EKNU EFRU EFLL

FFTU

EFHOR AEEN
UV

AEEKK
LPST

EEOR EKLR

PAZ19_26

1 GOLD UHR

2 SPORT TURNEN

3 LEICHT HEMD

4 FENSTER BREMSE

5 EIS STAAT

6 AUTO LEHRE

7 BLUT BAUM

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung eine Sing-
stimme.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 herabhängen; pendeln

2 gemeinsames Trinken in einer 
 Runde

3 Verbindungsansatz (Rohr)

Mittelworträtsel: 1. Armband,  
2. Geraete, 3. Matrosen, 4. Scheiben,  
5. Wuesten, 6. Schlosser, 7. Orangen –  
Bariton 

Magisch: 1. baumeln, 2. Umtrunk,  
3. Flansch

  A   M  G   T   O   U  U  K  
  S C H E L L E  H O B E L  M A T E R I E
 S C H O N  A S I A T  S I E R R A  A  R
  H I  U M S T R I T T E N  A T H E N E R
 P E R L E  F I  L E   N A H E  I  I E
  N U  T R A N  A R C H E  M  S L A N G
  B R U T U S  U N  H I N D U  P I L L E
 S A G E  F E I N D  O   U N S A G B A R
  H I  T E R N I   K R I N G E L  E S 
  N E B E N  K O H L E  B S   T O R S O
       M A N I E  A S T E N  E T  S
          R U E B E   I N F A N T
        R O T T A N N E  K A T  E E
       G E L E E  A  T A E T E R I N
        I    O H I O   T R E N D
        T A N D E M  N S  E  G  E
       H E U B O D E N  H E R Z I G 
        R E  E   O M A R  W E L K
       E H R E N A M T  G A Z E  I A
        O  G E H E I M  T E C K E L
        F L O R A  Z E R O  K A D I

So ist’s  
richtig:

Schüttelrätsel:

  K   K  S   
 F O E H R  T U F F
  R S  A V E N U E
  S P E K T A K E L
  O E R E  K E R L

Die zweisprachige und mit
einem Bildnis Toeppens
versehene Gedenktafel

hängt seit dem 10. Juni im Innen-
hof der Burg, dem heutigen Ho-
hensteiner Lyzeum.

Zu der hochkarätigen Veranstal-
tung, die Richard Eberhardt, der
stellvertretende Vorsitzende der
„Emil von Behring Gesellschaft“,
initiiert und organisiert hatte, war
alles erschienen, was in Hohen-
stein Rang und Namen hat. Die
Schirmherrschaft hatte der Land-
rat des Landkreises Allenstein,
Andrzej Abako, übernommen.
Der eigentlichen Enthüllung ging
im Inneren der Burg eine Konfe-
renz voraus, die von der Direkto-
rin des Lyzeums, Ewa Orlowska,
moderiert wurde. Sie begrüßte
zunächst die zahlreich erschiene-
nen Ehrengäste. Die deutsche Sei-
te wurde vertreten durch den Vor-
sitzenden des Verbandes der

deutschen Gesellschaften in Erm-
land und Masuren, Heinrich
Hoch, und durch den Kreisvertre-
ter der Kreisgemeinschaft Ostero-
de Ostpreußen, Burghard Giese-
ler. 

Auf das Grußwort des Landra-
tes folgten mehrere Kurzreferate
polnischer Historiker, in denen
das Leben und Wirken Toeppens
gewürdigt wurde.

Max Pollux Toeppen wurde am
4. Juli 1822 in Königsberg gebo-
ren, wo er aufwuchs und das Col-
legium Fridericianum besuchte.
Er studierte in seiner Heimatstadt
an der Albertus-Universität La-
tein, Griechisch und Geschichte
und wurde 1843 zum Doktor der
Philosophie promoviert. Im Jahr
1847 habilitierte er sich mit einer
Analyse der preußischen Histo-
riographie des Mittelalters und
der Neuzeit. Er lehrte zunächst
als Privatdozent, setzte aber seine

Karriere an der Universität nicht
fort, sondern ging in den Schul-
dienst. 1854 wurde er Direktor
des Progymnasiums in Hohen-
stein, das durch seine Bemühun-
gen nach drei Jahren den Status
eines Gymnasiums erhielt. Es
folgten noch zwei weitere Statio-
nen als Schulleiter in Marienwer-
der und Elbing, wo er nach seiner
Pensionierung am 3. Dezember
1893 verstarb. Toeppen hinterließ
ein umfangreiches wissenschaftli-
ches Werk, das sich schwerpunkt-
mäßig mit der Geschichte Preu-
ßens befasste. Seine „Geschichte
Masurens“ gilt nach wie vor als
Standardwerk.

Die in den deutschen und pol-
nischen Nationalfarben ge-
schmückte Gedenktafel wurde
unter einem großen Blitzlichtge-
witter enthüllt von dem Landrat
des Landkreises Allenstein, An-
drzej Abako, dem Bürgermeister

der Stadt Hohenstein, Miroslaw
Stegienko, der Direktorin des Ly-
zeums, Ewa Orlowska, dem stell-
vertretenden Vorsitzenden der
„Emil von Behring Gesellschaft“,
Richard Eberhardt und dem
Kreisvertreter der Kreisgemein-
schaft Osterode, Burghard Giese-
ler.

Nach der Enthüllung lud der
Landrat zu einem Imbiss in das
Innere der Burg. 

Die gesamte Festveranstaltung
wurde vom Fernsehen aufgenom-
men.

Der „Emil von Behring Gesell-
schaft“ – und in Sonderheit Ri-
chard Eberhardt – gebührt großer
Dank für diesen stil- und würde-
vollen Festakt, mit dem Max Pol-
lux Toeppen, diese bedeutende
Persönlichkeit der Stadt Hohen-
stein, geehrt wurde.

Burghard Gieseler

Max Pollux Toeppen geehrt
In Hohenstein wurde eine Gedenktafel enthüllt

Hübsch geschmückt in deutschen und polnischen Farben: Ge-
denktafel für Max Pollux Toeppen Bild: B. Gieseler

Hochkarätige Vertreter zu Ehren von Max Pollux Toeppen: (v. l.) Burghard Gieseler, Kreisvertreter
der Kreisgemeinschaft Osterode, Richard Eberhardt, stellv. Voristzender der „Emil von Behring
Gesellschaft“, Ewa Orlowska, Direktorin des Hohensteiner Lyceums, Andrzej Abako, Landrat des
Landkreises Allenstein, und Miroslaw Stegienko, Bürgermeister der Stadt Hohenstein Bild: privat

München – Freitag, 19. Juli, 
16 und 19 Uhr, Haus des Deut-
schen Ostens (HdO), Saal
202/204, zweiter Stock mit Auf-
zug, Am Lilienberg 5, 81669
München: Vom Reichtum der
deutschen Seele – eine Veran-
staltung zum Gedenken an die
deutschen Opfer der Vertrei-
bung aus ihrer Heimat nach En-
de beider Weltkriege. Zu diesem
Gedenktag singt die französi-
sche Sängerin Isabelle Kusari
aus dem kostbaren Kulturerbe
der deutschen Vertriebenen
zahlreiche Lieder und Hymnen
aus mehreren Epochen.

Die Sopranistin setzt sich seit
Jahren für die deutsche Kultur
und Tradition ein, und sie freut
sich sehr, zahlreiche Kultur-
schätze aus Ostpreußen, West-
preußen, Danzig, Pommern,
Schlesien, Böhmen, Mähren,
Siebenbürgen, Banat und dem
Baltikum präsentieren zu dür-
fen. Das Programm dauert eine
Stunde. In München wird es am
19. Juli zwei Konzerte geben, um
16 und um 19 Uhr. Weitere In-
formationen unter Telefon
(0172) 2666232 oder E-Mail: in-
fo@isabelle-kusari.de.

Es sei dankend erwähnt, dass
das HdO den Saal unentgeltlich
zur Verfügung stellt (bitte beach-
ten Sie die Hausordnung). Isa-
belle Kusari übernimmt die Pla-
nung und die Organisation für
diese Gedenkveranstaltung. 

Um diese Gedenkveranstal-
tung überhaupt zu ermöglichen,
verzichtet sie auf eine Gage und
übernimmt sämtliche Kosten,
die mit der Organisation, 
Planung und Durchführung 
dieses Gedenkkonzertes ent-ste-
hen.

Eine Anmeldung zur Gedenk-
veranstaltung ist nicht erforder-
lich. Der Eintritt ist frei.

Die Heimat lebt in ihren Lie-
dern weiter. Wenn Sie diese Ar-
beit zur Erinnerung und Erhalt
des deutschen Kulturerbes
unterstützen möchten, haben
Sie nach dem Konzert dazu die
Möglichkeit.

Isabelle Kusari



Stuttgart – Dienstag, 9. Juli,
14.30 Uhr, Kleiner Saal, Haus der
Heimat, Schloßstraße 92: Heimat-
nachmittag der ostpreußischen
Kreis und Frauengruppe mit Uta
Lüttich. Wenn einer eine Reise
tut, so kann er was erzählen, so
lautet unser Thema „Alte und
neue Reiseberichte“.

Ansbach – Sonnabend, 13. Juli,
14 Uhr, Schernberg/ Herrieden,
„Bergwirt“: BdV-Jahreshauptver-
sammlung, anschließend musika-
lische Heimatreise mit Bildprä-
sentation von Frau H. Bauer,
Herrn R. Schmutzer, Begleitung
Herr R. Hohler.

Hof – Sonnabend, 13. Juli, 
15 Uhr, Altdeutsche Bierstube:
Treffen zum Thema „Quer durch
Ostpreußen“. Im August ist Som-
merpause.

Weiden – Sonntag, 1. Septem-
ber, 14.30 Uhr, Café Mitte: Hei-
matnachmittag.

KREISGRUPPEN

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen: Elfi Fortan-
ge, Telefon (030)
4944404.

Königsberg – Frei-
tag, 12. Juli, 14 Uhr,
Forckenbeckstraße
1, 14199 Berlin-Wil-
mersdorf: Treffen.

Anfragen: Elfi Fortange, Telefon
(030) 4944404.

Rastenburg – Sonn-
tag, 14. Juli, 12 Uhr,
Restaurant Stamm-
haus Rohrdamm 24
B, 13629 Berlin:

Treffen. Anfragen: Martina Son-
tag, Telefon (033232) 188826.

Landesgruppe – Sonnabend, 20.
Juli, 14 Uhr (Einlass ab 13 Uhr) bis

etwa 17 Uhr, Hotel  NewLivingHo-
me, Julius-Vosseler- Straße 40, Ham-
burg-Lokstedt: Sommerfest der
Landesgruppe. Das Residenzhotel
liegt etwa 50 Meter entfernt von der
Haltestelle Hagenbecks Tierpark
(U-Bahn Linie U 2 oder den Busli-
nien 22, 39, 181 und 281) und ist auf
ebenem Wege gut zu erreichen.
Christel Neumann trägt mit Versen
und Gedichten „Erinnerungen an
Ostpreußen“ vor, und es erwartet
Sie das „Duo Dreiklang“. Ein Kaffee-
gedeck (ein Stück Torte und ein
Stück Butterkuchen, Kaffee satt) für
10 Euro pro Person. Gäste sind wie
immer herzlich willkommen.

Bergedorf – Freitag,
28. Juni, 15 Uhr, Haus
der Begleiters, Har-
ders Kamp 1, Berge-
dorf: Frauengruppe

Erdbeeren-Essen zum Sommeran-
fang, Vortrag „Fasziniert von der
Kurischen Nehrung und dem Fri-
schen Haff“. – Sonntag, 14. Juli,
14.30 Uhr, Zugpferdemuseum Lü-
tau, Annenhof, Alte Salzstraße 29,
21483 Lütau: „Mit Pferden auf der
Flucht – Die Geschichte der geret-
teten Trakehnerpferde“. Kaffee und
Kuchen. Gäste sind herzlich will-
kommen. Anmeldung: Gisela Har-
der, Telefon (040) 7373220.

Harburg – Sonntag 30. Juni, 
11 Uhr, St. Johanneskirche (er-
reichbar mit S-Bahn, Linie S3 und
S31, Station Harburg-Rathaus):
Ostpreußischer Heimatgottes-
dienst. Die Predigt hält Pastorin
Sabine Kaiser-Reis. Im Anschluss
lädt die Gemeinde zum Gespräch
bei Kaffee, Tee und Gebäck in den
Gemeindesaal ein.

Wetzlar – Sonnabend, 6. Juli, 
13 Uhr, Schützenhaus Bobenhöl-
lerwald in Nauborn: Sommerfest
im Schützenhaus. „Wir schmur-
geln, trinken Kaffee, singen und
genießen die schöne Natur“, so
der Leiter Kuno Kutz, Telefon
(06441) 770559.

Wiesbaden – Sonnabend, 
29. Juni, 11 Uhr, Wiesbaden-Kohl-
heck, Kranichstraße: Feierstunde
zum Tag der Heimat am BdV-Ge-
denkstein. Bekunden Sie mit Ih-
rer Teilnahme die Treue zur un-
vergessenen Heimat. – Dienstag,
9. Juli, 15 Uhr, Gaststätte beim
Wiesbadener Tennis- und 
Hockey-Club, Wiesbaden, Nerotal:
Frauengruppe „Kaffeetrinken im
Grünen“. Mit ESWE-Bus der Linie
1 bis Haltestelle Nerotal (Endhal-
testelle). Von dort etwa acht Mi-
nuten Fußweg bis zur Gaststätte. –
Sonnabend, 13. Juli, 15 Uhr, Er-
benheim „Kleingartenverein am
Wasserwerk“: Sommer-Garten-
fest. Am Grill werden Steaks und
Würstchen zubereitet, dazu gibt
es Kartoffelsalat. Zuvor verwöh-
nen wir Sie mit Kaffee und lecke-
rem Kuchen. Mit Musik und Ge-
sang unterhält Sie wieder Mathias
Budau. Wir wünschen schönes
Wetter und freuen uns auf viele
Besucher.

Wegen der Essen-Disposition
bitte anmelden bis zum 5. Juli bei
Irmgard Steffen, Telefon (0611)
844938 oder Helga Kukwa, Tele-
fon (0611) 373521. Sollten Sie
nach erfolgter Anmeldung am
Gartenfest nicht teilnehmen,
muss das bestellte Essen dennoch
bezahlt werden, da wir die gemel-
deten Portionen verbindlich ge-
bucht haben. Das Gartenfest fin-
det bei jeder Witterung statt;
überdachte Bereiche stehen zur
Verfügung.

Bericht – Mit „Grüß Gott, du
schöner Maien“ besangen die Be-

sucher des Monatstreffens den
Wonnemonat, von dem so man-
che sagen, er sei einer der schön-
sten Monate des Jahres: mit sei-
nen blühenden Blumen, Bäumen
und dem Gezwitscher der Vögel.
So waren dann auch die vorgetra-
genen Lesungen und Gedichte
der lieblichen Jahreszeit gewid-
met. 

Helga Kukwa, Leiterin der Frau-
engruppe, hatte ausgesuchte Texte
parat und erzählte neben anderen
Geschichten vom „Übereifrigen
Mai“ und von der „Liebe im Mai“.
Die amüsanten Rezitationen von
Margitta Krafczyk, unter anderen
„Ein einmaliger Mai“ und „Don-
ner brachte sie einander näher“,
entlockten den Besuchern manch
Schmunzeln – und natürlich auch
den verdienten Beifall. 

Musikalisch umrahmt wurde
der Nachmittag von Mathias Bu-
dau, der mit seiner Gitarre nicht
nur die singende Besucherschar
begleitete, sondern auch mit Solo-
gesängen wie „Im Prater blüh’n
wieder die Bäume“, „Was eine
Frau im Frühling träumt“ und
dem Schlager „Veronika, der Lenz
ist da“ zum Mitsingen und Mit-
summen im Saal animierte.

Nach all den erfreuenden Bei-
trägen an diesem Frühlingsnach-
mittag fiel es den Besuchern
leicht, beherzt in das Schlusslied
einzustimmen „Der Mai ist ge-
kommen, die Bäume schlagen
aus“. Am Ende gab es viel Ap-
plaus für die Mitwirkenden und
für Helga Kukwa, die das Pro-
gramm zusammengestellt hatte.

Oldenburg – Mittwoch, 10. Juli,
Gesellschaftshaus Wöbcken in
Hundsmühlen bei Oldenburg:
Treffen zum Kaffeeklatsch oder
Schabbern. Im August ist Som-
merpause.

Rinteln – Donnerstag, 11. Juli,
15 Uhr, Hotel Stadt Kassel, Klo-
sterstraße 42, 31737 Rinteln (Na-
vi: Bäckerstraße 1 oder Kreuzstra-
ße): Ralf-Peter Wunderlich hält
bei diesem Monatstreffen einen
Vortrag: „Preußens Niedergang
und Wiederaufstieg zu Beginn des
19. Jahrhunderts“. Neben Mitglie-
dern und Freunden sind ebenfalls
Angehörige und interessierte Gä-
ste aus Nah und Fern herzlich
willkommen. Weitere Informatio-
nen und Auskünfte zu den Veran-
staltungen und zur landsmann-
schaftlichen Arbeit der Gruppe
sind beim Vorsitzenden Joachim
Rebuschat unter Telefon (05751)
5386 oder über E-Mail: rebu-
schat@web.de zu erfahren.

Landesgruppe – Gedenkfahrt
unter der Schirmherrschaft der
Landesgruppe Nordrhein-Westfa-
len. 75. Jahrestag der Bombardie-
rungen Königsbergs. Die Landes-
gruppe Nordrhein-Westfalen ver-
anstaltet in Zusammenarbeit mit

einem Reiseunternehmen aus An-
lass der 75. Wiederkehr der Bom-
bardierungen Königsbergs eine
Gedenkfahrt mit Gedenkgottes-
dienst, Stadtrundfahrt und Bür-
gerbegegnungen.

Reisezeit: 27. August bis 4. Sep-
tember 2019, Mindestteilnehmer-
zahl: 30 Personen.

Abfahrt: 27. August ab Wupper-
tal. Übernachtung im Großraum
Posen. Fahrt durch Westpreußen
über Osterode nach Allenstein
und weiter über Guttstadt, Heils-
berg und Bartenstein nach Königs-
berg. Verschiedene Veranstaltun-
gen in Königsberg, darunter Ge-
denkgottesdienst im Königsberger
Dom und Begegnungen mit heuti-
gen Einwohnern der Stadt. Fach-
kundige Stadtführungen. Ab 
1. September Rückreise über
Cranz auf die Kurische Nehrung,
Rauschen, Palmnicken. 2. Septem-
ber: Heiligenbeil, Elbing, Danzig
(mit Stadtführung). Marienburg
und Oberlandkanal sind selbst-
verständliche Besichtigungsziele.
Weiterfahrt durch die kaschubi-
sche Seenplatte in die pommer-
sche Hauptstadt Stettin. Von dort
am 4. September Rückreise.

Schirmherr der Reise und Mit-
gestalter des Programms in Kö-
nigsberg ist die Landesgruppe
Nordrhein-Westfalen. Sie ist nicht
Reiseveranstalter. Weitere Infor-
mationen und Anmeldung unter
Telefon (0202) 500077 oder
(0202) 503413.

Bielefeld – Sonntag, 7. Juli, fah-
ren wir nach Schloß Burg an der
Wupper zum NRW-Treffen der
Landsmannschaften Ostpreußen,
Pommern und Schlesien: Anmel-
dung und weitere Informationen
unter (05205) 5584. – Montag, 
8. Juli, 14 Uhr, Haus der Diakonie,
Kreuzstraße 19a, 33602 Bielefeld:
Heimatnachmittag. Wegen der
Kuchenbestellung ist eine Anmel-
dung bis spätestens fünf Tage vor
dem jeweiligen Termin notwendig
unter Telefon (05202) 5584.

Die Heimatnachmittage finden
jeden zweiten Montag statt.

Düren – Mittwoch, 3. Juli: Das
Treffen findet wegen der Ferien
nicht statt. Das nächste Treffen
wird am 7. August stattfinden. –
Sonntag, 7. Juli, Schloss Burg an
der Wupper: Landestreffen der
Ostpreußen, Pommern und Schle-
sier. Anfragen an Gerda Wor-
nowski, Telefon (02421) 72776, 
E-Mail: gwornowski@gmail.com.

Gütersloh – Sonntag, 7. Juli:
Busfahrt nach Schloß Burg. Dort
findet das NRW Landestreffen der
Ostpreußen, Pommern und Schle-
sier statt. Anmeldungen und wei-
tere Infos bei Familie Block, Tele-
fon (05241) 34841 oder Bartnik,
Telefon (05241) 29211. – Sonn-
abend, 3. August: Busfahrt zum
Ostpreußischen Landesmuseum
nach Lüneburg. In der Lünebur-
ger Region sind Anfang der
1950er Jahre so viele Ostpreußen
ansässig, dass man hier zeitweise
von „Klein-Ostpreußen“ spricht.
1958 entsteht das Ostpreußische
Jagdmuseum. 1994 geht die Trä-
gerschaft auf die Ostpreußische
Kulturstiftung über. Nach mehr-
jähriger Modernisierung und Er-
weiterung wollen wir uns die
2000 Quadratmeter große Aus-
stellung einer faszinierenden Kul-
turgeschichte ansehen. Es werden
mehrere Zusteigemöglichkeiten
angeboten. Näheres zur Abfahrts-
zeiten und Preisen bei der An-
meldung bei Block, Telefon
(05241) 34841 oder Jagalla, Tele-
fon (05241) 403872.

Münster – Die offene Frauen-
gruppe der Ost- und Westpreußen
Münster (Westf.) trifft sich jeden
2. Dienstag im Monat um 15 Uhr
unter der gemeinsamen Leitung
von Sabine Steinkat und Irmgard
Bludau im historischen Lamber-
tuszimmer des Restaurants Stuhl-
macher, Prinzipalmarkt 67, Mün-
ster. Gäste sind herzlich willkom-
men.

Neuss – Jeden zweiten Mitt-
woch im Monat, von 15 bis 
18 Uhr, Ostdeutsche Heimatstube,
Oberstraße 17: Frauengruppe.

Wesel – Sonntag, 7. Juli, 11 bis
zirka 17 Uhr, Schloss Burg im Ber-
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LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
(0711) 854093, Geschäftsstelle:
Haus der Heimat, Schloßstra-
ße 92, 70176 Stuttgart, 2. Stock,
Zimmer 219. Sprechstunde nach
Vereinbarung.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Der Dom in Königsberg, aufgenommen 2018 Bild: Thomas Hübner

gischen Land, bei Wuppertal: Jah-
restreffen von NRW der Ostpreu-
ßen, Schlesier und Pommern.

Bad Oldesloe – Thema der Juni-
Runde der Ost-und Westpreußen
in Bad Oldesloe war „Traditionen
und Brauchtum in der Heimat“.
Die Eltern der Teilnehmer hatten
durch Flucht und Vertreibung ih-
re Existenz verloren, ihren Bau-
ernhof, ihren Betrieb, ihren Ar-
beitsplatz; die Kinder ihr Eltern-
haus, die Geborgenheit, Schulkol-
legen und Nachbarn. 

Am Palmsonntag fanden die
Konfirmationen statt – die Mäd-
chen in weißen Kleidern, die Ju-
nen meistens zum ersten Mal in
langen Hosen. Dann freute man
sich auf Ostern: Gründonners-
tagskringel, Osterwasserholen,
Stiepen der Langschläfer mit Bir-
kenzweigen. Pfingsten wurden
Häuser und Räume mit Birken-

grün geschmückt, Johannisfeuer
loderten auf dem Weichseldamm.
Und so verlief weiter das Jahr:
Heuernte, Getreideernte, es folg-
ten Kartoffeln und Rüben, dann
kam Advent mit der Vorbereitung
auf Weihnachten, Schlittenfahrten
durch die verschneite Landschaft. 

Die Vertriebenen taten sich zu-
sammen, Landsmannschaften
durften ab 1948 mit Genehmi-
gung der Alliierten gegründet
werden, Städte in Westdeutsch-
land übernahmen Patenschaften
für die Entwurzelten. Hier fanden
sie eine Ersatzheimat, konnten Er-
innerungen austauschen und sich
jetzt für Pflege der Ge schichte
und des Brauchtums einsetzen. 

Die Ausführungen führten zu
einer regen Aussprache. Die Teil -
nehmer konnten einiges zu dem
Thema berichten. 

Grüße und Wünsche wurden
den Mitgliedern übermittelt, die
an dem Nachmittag nicht dabei
sein konnten. Geburtstagskind
des Monats war Herbert Kranig. 

Gisela Brauer
Neumünster – Mittwoch, 10. Ju-

li, 15 Uhr: Wie die Ostpreußen in
alten Zeiten und noch in 
glücklichen Jahren daheim mit ih-
ren Sitten und Bräuchen lebten
und Feste feierten.

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Wir benötigen eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt

und auch in Zukunft. Sie
können unsere Arbeit unter-
stützen, indem Sie persönli-
ches Mitglied der Lands-
mannschaft Ostpreußen e.V.
werden. Dabei ist es egal, ob
Sie in Ostpreußen geboren
sind oder ostpreußische
Vorfahren haben. Uns ist je-
der willkommen, der sich
für Ostpreußen interessiert
und die Arbeit der Lands-
mannschaft Ostpreußen
unterstützen möchte.

Die persönlichen Mitglie-
der kommen wenigstens alle
drei Jahre zur Wahl eines
Delegierten für die Ostpreu-
ßische Landesvertretung
(Mitgliederversammlung)

zusammen. Jedes Mitglied
hat das Recht, die Einrich-
tungen der Landsmann-
schaft und ihre Unterstüt-
zung in Anspruch zu neh-
men. Sie werden regelmäßig
über die Aktivitäten der
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen informiert und erhalten
Einladungen zu Veranstal-
tungen und Seminaren. Ihre
Betreuung erfolgt direkt
durch die Bundesgeschäfts-
stelle in Hamburg. Der Jah-
resbeitrag beträgt zurzeit 60
Euro. Der Aufnahmeantrag
lässt sich auf www.ostpreus-
sen.de (Unterbereich „Mit-
gliedschaft“) ganz einfach
herunterladen, oder Sie kön-
nen ihn schriftlich anfor-
dern bei: 

Landsmannschaft Ostpreußen e.V.
Dr. Sebastian Husen, 

Bundesgeschäftsführer
Buchtstraße 4

22087 Hamburg 
husen@ostpreussen.de

Werden Sie 
persönliches Mitglied der

Landsmannschaft Ostpreußen!
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Als Menschen mit Niveau
müssen wir auch Dinge
mit Niveau tun“, so ein

Leitwort des Bachfestivals in
Schweidnitz [Swidnica], das vom
1. bis zum 11. August in der dorti-
gen Friedenskirche stattfindet.
Dieses Festival erinnert an große
Schweidnitzer wie den Komponi-
sten der Renaissance Thomas
Stolzer oder Johann Gottlieb Ja-
nitsch, einen Komponisten der
Aufklärung, der die sogenannten
„Freitagsakademien“ ins Leben
rief. Bei diesen kam erstmals
überhaupt im aufblühenden Eu-
ropa das Bürgertum in den Ge-
nuss von Musik, die sonst nur
dem Hof zugänglich gewesen ist.
Auch der Bach-Schüler und Kan-
tor an der Schweidnitzer Frie-
denskirche, Johann Christian
Wecker, gehört zum „unschätzba-
ren kulturellen Reichtum dieser
Region“, so Anna Rudnicka, Leite-
rin des Schweidnitzer Kulturzen-
trums, dem Organisator der Ver-
anstaltung.

In diesem Jahr wird das Festival
bereits zum 20. Mal veranstaltet.
Leiter des Festivals ist Tomasz
Adamus. Der aus dem nieder-
schlesischen Kurort Bad Charlot-
tenbrunn [Jedlina-Zdroj] stam-
mende Künstler ist in der Region

bekannt dafür, dass er – anders
als man es in Polen gewohnt ist –
seine Musikveranstaltungen ger-
ne in die Provinz verlegt. Gerade
in der kulturellen Belebung klei-
nerer, aber durchaus geschichts-
trächtiger Orte sieht Adamus eine
soziale Aufgabe. Er will verhin-
dern, dass durch das Abhängen
solcher Regionen eine fanatische
Provinz aus einer „triefenden
Machtlosigkeit“ entsteht. So hat er
in seinem Heimatort Bad Charlot-
tenbrunn eine Art Kunstfestival
mit philosophischen Elementen
organisiert. „Es ist etwas zwi-
schen einem Festival und einem
gesellschaftlichen Energiegenera-
tor, aber auf jeden Fall eine unab-
wendbare Notwendigkeit des Er-
halts einer kulturellen Kontinu-
ität“, so Adamus.

Er merkt an, dass der Philosoph
Christian Garve im Auftrag des
preußischen Königs Cicero in Bad
Charlottenbrunn ins Deutsche
übersetzte. Der Breslauer Christi-
an Garve (1742-1798) zählte in der
Spätaufklärung neben Immanuel
Kant und Moses Mendelssohn zu
den bekanntesten Philosophen
Deutschlands. Adamus erinnert
gerne daran, dass es in Bad Char-
lottenbrunn bereits 1880 eine mo-
derne Bahnverbindung nach Ber-

lin, Breslau und Wien gab. „Was
mir aber am wichtigsten scheint,
ist die hier herrschende reiche so-
ziale Infrastruktur, die sich in
zahlreichen Kulturverbänden äu-
ßerte“, so der Künstler und Leiter
des Bachfestivals in Schweidnitz. 

Auch dieses Festival ist für Ada-
mus ein Mittel gegen eine allge-
meine Ignoranz. „Es ist eine fun-
damentale Sache, damit wir auf
Ereignisse in unserem Umfeld
aufmerksam werden: auf die
Kunst als Quelle des Schönen

oder Emotionen als Kommunika-
tionsform“, so Adamus, der die
Schönheit der schlesischen Land-
schaft und den kulturellen Reich-
tum als Potenzial nutzen möchte.
Für ihn ist das Bachfestival die
beste Werbung für Schweidnitz
und Niederschlesien polenweit
und international. „Feinfühlende,
kunsthungrige Menschen leben in
Berlin und New York genauso wie
in Schweidnitz, dem böhmischen
Braunau [Broumov], Görbersdorf
[Sokolowsko], Hohenposeritz [Po-

zarzysko], Schömberg [Chelmsko
Slaskie] oder Patschkau [Pacz-
kow].“ Mit einer solchen Aufzäh-
lung vermeintlicher Käffer fordert
er das polnische Zentralismus-
Denken heraus. „Eine der meist-
apostrophierten Bezeichnungen
unserer Zeit ist die sogenannte
gleichberechtigte Entwicklung.
Dieses Postulat bezieht sich auch
auf die Kunst, die überall, und
nicht nur in großen Städten blü-
hen sollte“, wirbt Adamus für sein
Festival in Schweidnitz.

Dem Festivalprogramm vorge-
schaltet ist am 25. Juli in Saarau
[Zarow] bei Schweidnitz auf der
Bahnhofsbühne einen Konzert
mit Musik von Teichmüller, Berg
und Mendelssohn-Hensel. Einen
Tag später wird in der ehemaligen
evangelischen Kirche in Klein
Kniegnitz [Ksiaznice Male] eine
romantisches Konzert mit Musik
von Mozart und Brahms geboten.
Am 27. Juli wird zum „Frühstück
auf dem Rasen“ mit Musik von
Schostakowitsch und Brahms in
Görbersdorf geladen.

Das Bachfestival selbst am 
1. August beginnt um 17 Uhr mit
einer Podiumsdiskussion zum
Thema „In Richtung einer sozia-
len Infrastruktur“ im Schweidnit-
zer Centrum. Musikalisch geht es

in dem Unesco-Weltkulturerbe,
der Friedenskirche „zur Heiligen
Dreifaltigkeit“, um 19 Uhr weiter.
Den Auftakt macht das Ensemble
Oltremontano um den belgischen
Posaunisten Wim Becu. Zum Ab-
schluss des Festivals ist in der
Friedenskirche um 19 Uhr ein
Konzert des L’arpeggiata um die
österreichische Lauten- und Har-
fenistin Christina Pluhar geplant.

Musikfreunde, die nicht bis Au-
gust warten möchten, kommen
beim Christian-Schlag-Orgelfesti-
val ebenfalls in der Gegend um
Schweidnitz auf ihre Kosten. Bis
zum 12. Juli sorgen Orgelkonzerte
und musikalische Spaziergänge
auf den Spuren der Schweidnitzer
Orgelbauer Schlag und Söhne in
Schweidnitz, Freiburg in Schle-
sien [Swiebodzice] und Walden-
burg [Walbrzych] für musikali-
schen Genuss. 2019 jährt sich
Gründungsjubiläum der berühm-
ten Firma Schlag und Söhne zum
150. Male. Die Konzerte finden in
Kirchen statt, in denen Instru-
mente dieser Firma die Zeiten
überdauerten. Das Programm in
polnischer und englischer Spra-
che ist auf der Internetseite
www.facebook.com/Festiwal-
Schlaga zu finden.

Chris W. Wagner

Kontinuität gegen allgemeine Ignoranz
Das Bachfestival in Schweidnitz ist auch ein Event gegen den polnischen Großstadtkult

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Ort des Bachfestivals: Friedenskirche in Schweidnitz 
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Anzeige

Das markant erweiterte Ost-
preußische Landesmuseum
(OL), die wieder ernannte

Hansestadt an der Ilmenau in ih-
ren alten, nie zerstörten Altstadt-
mauern und die weit ins Land ra-
genden Türme der majestätisch
gotischen Backsteinkirchen inmit-
ten des heute modernen Lüne-
burgs sind ein idealer Treffpunkt
unseres 1954 wiedererstandenen
Salzburger Vereins. 

Der Frühsommer Mitte Juni und
eine Schifffahrt auf der Elbe berei-
chern das Programm und motivie-
ren 70 unserer Salzburger Ge-
schichte treu verbundene Mitglie-
der und Gäste, den Weg nach Lü-
neburg und an die Elbe – diesen
mächtigen Strom vom Riesenge-
birge bis Cuxhaven – nicht zu
scheuen. Ein perfektes Hotel mit
Gartenterrasse zum Kurpark lädt
zu festlich ausgestatteten Buffets
ein, wenn gut dosierte Tagespro-
gramme in Lüneburg und ein aus-
führlicher Museumsbesuch im OL
uns ermattete Fußgänger am
Abend in Geselligkeit nach salz-

burgscher/ ostpreußischer Gang-
art zu Gaumenfreuden, Wein und
Gesang in klaren Mondnächten
noch einmal Tagesbilanz ziehen
lassen. Uns wird bewusst, wie gut
es uns doch in diesem gastlichen
Norddeutschland geht. 

Im „Seminaris“ startet ein Bild-
vortrag „Friedland und seine
Schatten“ von Christopher Spatz.

So ganz anders die Berchtesga-
dener Emigranten von 1732/33,
über deren gescheiterte Neuan-
siedlung im Raum Lüneburg, da-
mals zu Hannover gehörig, 
Angelika Marsch mit ihren kul-
turgeschichtlichen Recherchen 
in Stadtarchiven Lüneburgs unse-
rem Wissen über die Emigra-
tionsgeschichte der Salzburger
und Berchtesgadener so wertvol-
le und aufklärende Fakten
schriftlich hinterlassen hat. Die-
ser Text dient Pastor D. Noord-
veld aus den Niederlanden in der 
Orgelandacht in St. Johannis 
als Basis; gleichfalls dem 
Pastor J. P. Müller in der St. Jaco-
bi Kirche in Bleckede (Dampf-

schifffahrt von Lauenburg nach
Bleckede).

Beide Pastoren haben damit
sehr gute Andachten in ihren
schönen Gotteshäusern für uns
gestalten können. Die skandinavi-
sche, schlichte Orgelmusik auf der
Chororgel auf dem „Junkernlek-
tor“ in St. Johannis passte ideal
zum Inhalt der Andacht. Die Er-
läuterungen zur Kirchenführung:
Mittelschiff, große Barockorgel,
Hauptaltar 1430, Marienleuchter
und Reliquienbüste der Heiligen
Cecilie übernahmen wir selbst
und steuerten nach St. Johannis
durch das Stadtfest mit Riesenrad
inmitten „Am Sande“, mit bestem
Appetit zum Festabend in die Kro-
nendiele. Der Krustenbraten dort
ist vom Feinsten, zusammen mit
köstlichem Lüneburger Kronen
Dunkel – derart beseelt hören wir
eine Festrede unserer Präsidentin
Margrit Kempgen, die den Plan
hegt, das Jahrestreffen 2021 in
Görlitz und in der Oberlausitz zu
gestalten. Unser zuvor Präsident
Jürgen Schroeter berichtet Neues

aus der Stiftung „Salzburger An-
stalt Gumbinnen“ (heute im russi-
schen Gusew): Mit viel Mühe und
hohem Finanzeinsatz scheinen
„Salzburger Kirche“ und Diako-
nie-Anstalt gerettet.

Die wunderbaren Landschaften
entlang der Elbufer, die lebendige
Natur (Seeadler), die originelle
Crew des Raddampferdampfschif-
fes „Kaiser Wilhelm“ und die se-
henswerten Orte Lauenburg und
Bleckede bleiben für alle ein Hö-
hepunkt dieses Treffens. Spuren
unserer Ahnen haben wir nicht
entdeckt, aber wir sind auf ihren
Pfaden in wahrhaftiger Rückbe-
sinnung gewandelt. Nicht verges-
sen sind die Mühen der Vorarbeit.
Und die durch Krankheit und Al-
ter verhinderten Salzburger haben
wir in unseren Gedanken bewahrt. 

Im OL entsteht der Eindruck,
das die Emigration der Salzburger
sehr ‚rar’ dargestellt ist.

Pastoren, Organistin und Kapi-
tän samt Crew der „K.W.“ ehrte
der S.V. mit der Silbermünze. 

Eckhard Schlemminger

Zwischentöne zum Jahrestreffen
Beobachtung und Bilanz zwischen Emigration 1732/33 und neuer Heimat

Verlängert bis zum 10. Mai 2020:
„Schaukelpferd und 

Zinnsoldaten. Kindheit und 
Jugend in Schlesien“

Aufgrund der großen Resonanz
wird diese Sonderausstellung ein
weiteres Jahr im OSLM gezeigt.
Sie lädt ein zu einer imaginären
Reise in die Kindheit. Mit vielen
beeindruckenden Exponaten aus
zahlreichen Museen in Deutsch-
land und Polen werden verschie-
dene Stationen im Leben eines
Kindes – von der Geburt, den 
ersten Lebensjahren, der Schul-
und Freizeit bis hin zur Ausbil-
dung visualisiert.

Den Alltag der Kinder prägten
auch das Zusammenleben ver-
schiedener Religionen und Natio-
nalitäten, zwei Weltkriege, Hei-
matverlust durch Umsiedlung,
Flucht, Vertreibung oder das Le-
ben im Kommunismus. Die vielen

Objekte mit hohem Erinnerungs-
wert, wie Kleidung, Spielzeug,
Objekte zur Säuglings- und Kin-
derpflege, Taufausstattung, Kom-
munion und Konfirmation, Foto-
grafien, Briefe, Zeugnisse, Schul-
bücher, Kinderliteratur, Tagebü-
cher und Schulchroniken, spre-
chen alle Generationen an. Als
Begleitprogramm gibt es Angebo-
te für Kinder und Schulen sowie
öffentliche Sonntagsführungen
mit anschließendem Kaffeetrin-
ken. Für Familien bietet das
OSLM an der Kasse kostenlos den
„Schlesi-Rucksack“ mit Aufgaben
zum gemeinsamen Lösen und
Entdecken der Ausstellung an.

Bis 30. Juni 2019 
Gutes Klima – schlechtes Klima!? 

Eine deutsch-polnische Kunst-
ausstellung aus Oberschlesien.
Gegenwärtig engagieren sich

weltweit Schülerinnen und Schü-
ler für den Umweltschutz. Dieses
Thema geht uns alle an. Ober-
schlesien steht seit dem 19. Jahr-
hundert sinnbildlich für den wirt-
schaftlichen Fortschritt durch
Bergbau und Industrie – und zu-
gleich für die schädlichen Folgen
dieser Produktionsweisen für
Mensch und Umwelt. Im Rahmen
der Städtepartnerschaft Köln-Kat-
towitz zeigen 22 Künstlerinnen
und Künstler aus Oberschlesien
und dem Rheinland ihre künstle-
rischen Positionen zum Thema
„devastation“ (Zerstörung), um
auf Fragen der Umweltverschmut-
zung und des Umweltschutzes
aufmerksam zu machen. Das
Oberschlesische Landesmuseum
präsentiert diese deutsch-polni-
sche Schau zum ersten Mal in
Deutschland.

Diese deutsch-polnische Kunst-
ausstellung aus Oberschlesien ist

entstanden in Zusammenarbeit
mit dem Verein zur Förderung
der Städtepartnerschaft Köln –
Kattowitz, dem Verband der Pol-
nischen Bildenden Künstler Kreis
Kattowitz und dem Kulturreferen-
ten für Oberschlesien.

7. Juli bis 6. Oktober 2019
Oberschlesische Städte im 

Zweiten Weltkrieg

Zwei Weltkriege, Aufstände,
Volksabstimmung, Teilung, Flucht
und Vertreibung haben Ober-
schlesien im 20. Jahrhundert
maßgeblich geprägt. Die Tafelaus-
stellung portraitiert 15 Städte
(und Kreise) des oberschlesischen
Industriereviers (und des benach-
barten sogenannten Dombrowaer
Beckens).

Die ursprünglich im Staatsar-
chiv Kattowitz konzipierte Aus-
stellung ist im Rahmen eines Pro-

jekts beim Oberschlesischen Lan-
desmuseum umfassend überar-
beitet worden. Hier wird sie nun
auch erstmals in Deutschland ge-
zeigt. Zu den bevorstehenden Ge-
denkveranstaltungen an den Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges
vor 80 Jahren bietet sie einen Bei-
trag aus lokaler und regionaler
Perspektive. Zahlreiche histori-
sche Exponate aus den örtlichen
Überlieferungsbeständen (unter
anderen Archivalien, historische
Fotografien, Broschüren, Plakate),
die in der Bundesrepublik nicht
vorliegen, können nur auf diese
Weise hier gezeigt werden.

Kinderprogramm

Für Kinder von 6-12 Jahren
16. und 23. Juli, 6. und 13. Au-

gust, jeweils 14-17 Uhr
16. Juli: Naturdiorama basteln
23. Juli: „Fimo“-Geschichten

6. August: Baumeister gesucht!
Städtebau im Mittelalter

13. August: In die Berge oder an
die See? Ferien früher und heute
Für Jugendliche von 12-16 Jahren

30. Juli und 20. August, jeweils
14-17 Uhr

Auch Jugendliche können in
den Ferien im ArtLAB des OSLM
kreativ werden.

30. Juli: Linolschnitt- und 
-druckworkshop

20. August 2019: Aquarell-
Workshop

Wir bitten um Anmeldung
unter E-Mail: mitmachen@
oslm.de oder  Telefon (02102)
9650.

Oberschlesisches Landesmu-
seum, Bahnhofstraße 62, 40883
Ratingen (Hösel), Telefon (02102)
9650, Fax (02102) 965400, 
E-Mail: info@oslm.de, Internet:
www.oslm.de.

Ausstellungen und Veranstaltungen im Oberschlesischen Landesmuseum (OSLM)

Schiff Ahoi!: Hafen in Nikolaiken Bild: Thomas Hübner
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Schloss Ludwigsburg in Vorpommern
Großer Jubel – Rettung für das Pommernschloss – der Landtag Mecklenburg-Vorpommern stimmte am 20. Juni 2019 

dem Kauf und der damit verbunden Sanierung zu  

Schloss Ludwigsburg, male-
risch am Greifswalder Bod-
den gelegen, wurde zwischen 

1577 und 1592 von Herzog Ernst 
Ludwig von Pommern-Wolgast für 
seine Gemahlin Hedwig Sophie er-
baut, die es bis zu ihrem Tode im 
Jahre 1631 nutzte. Es ist ein ein-
zigartiger Spiegel pommerscher 
Geschichte, sowie ein Zeugnis der 
pommerschen Herzogsgeschich-
te. Wenn auch die Architektur von 
außen nüchtern anmutet, sucht sie 
doch ihresgleichen: So ist es für 
Nord- und Mitteleuropa höchst 
ungewöhnlich, dass ein Renais-
sanceschloss den Grundriss eines 
lateinischen Kreuzes bildet. Auf 
deutscher Seite ist es das einzige 

fast im Original erhaltene Schloss, 
das die Pommernherzöge errichten 
ließen. 

Häufig wechselnde Besitzer 
bauten das Schloss sowohl innen 
wie außen um. Besondere Zeichen 
gesetzt wurden in der Zeit als der 
schwedische Oberstleutnant Fried-
rich Ernst Sebastian von Klinkow-
ström im Jahr 1776 Ludwigsburg 
erwarb. In diese Periode fiel der 
zweite, innere Umbau des Schlosses 
mit einer herausragenden künstleri-
schen Gestaltung. 1778 wurde hier 
der Maler und Schriftsteller Fried-
rich August von Klinkowström ge-
boren und das Schloss wurde später 
Begegnungsort der Maler Klinkow-
ström, Caspar David Friedrich aus 

Greifswald und Philipp Otto Runge 
aus Wolgast.

Doch Klinkowström geriet in fi-
nanzielle Schwierigkeiten und ver-
kaufte im Jahre 1810 Ludwigsburg 
und weitere Besitzungen an den an-
gesehenen Greifswalder Kaufmann 
Johann Philipp Hermann Weissen-
born. Jetzt begann eine Zeit des 
Aufbaus und der Entwicklung des 
Anwesens zu einem angesehenen 
Gutshof. Das Schloss und Gut blie-
ben bis 1945 im Familienbesitz 
der Weissenborns. Sie waren stän-
dig bemüht, den wertvollen Besitz 
zu erhalten und zu pflegen. Als 
Vermächtnis wurde dieser Gedan-
ke von Generation zu Generation 
weitergegeben. Dann brachte das 
Kriegsende und die nachfolgen-
de Bodenreform 1945 für Schloss 
Ludwigsburg ein jähes Ende, das 
auch nach und nach den Verfall be-
deutete. Besonders die Innenräume 
haben sehr gelitten und sind derzeit 
in einem sehr schlechten Zustand. 
Trotz allem ist die Stuckdecke im 
ersten Obergeschoss des Schlosses 
– die auf rot-weißen Streifen phan-
tasievolle Menschen, Tiere und 
Pflanzen abbildet – hinsichtlich 
ihres Alters, um 1650 geschaffen, 
wohl einmalig in Vorpommern.

1991 gingen Teile der Besitzung 
wieder an die Familie Weissenborn 
über. Mit Hilfe eines später gegrün-
deten sehr aktiven Fördervereins, 
der den Komplex zunächst pachte-
te, und später weitere Nebengebäu-
de aus dem Besitz der LPG/ BVVG 
kaufte, gelang es, das Dach  des 
Schlosses zu sanieren und andere 
Baumängel zu sichern, um weiteren 
Verfall zu verhindern. Unermüdlich 
wurde daran gearbeitet, das wert-
volle Objekt zu erhalten und vor al-
lem einer neuen Nutzung zuführen 
zu können. 

Im Mai 2002 eröffnete eine stän-
dige Ausstellung zur Geschichte 
des Schlosses und zur Gutshofan-
lage. Das Schloss konnte nun be-
sichtigt werden, außerdem fanden 
immer wieder Veranstaltungen auf 
dem Gelände statt.

Licht am Ende des Tunnels war 
sichtbar, als im Dezember 2017 

die Landesregierung von Mecklen-
burg-Vorpommern die Sanierung 
von Schloss Ludwigsburg unter be-
stimmten Bedingungen beschloss, 
der Bund sollte auch beteiligt wer-
den. Der Haushaltsausschuss des 
Bundestages beschloss im Novem-
ber 2018 die Sanierung des Schlos-
ses Ludwigsburg mit 20 Millionen 
Euro zu fördern, verlangte jedoch 
als Voraussetzung, dass das Land 
Eigentümer des gesamten Areals 
wird. Es stand jetzt noch die Zu-
stimmung des Landtags aus.

Seit dem 20. Juni 2019 ist es nun 
amtlich, der Landtag M-V hat dem 
Antrag der Landesregierung zuge-
stimmt, das Zentrum der Schloss- 
und Gutshofanlage Ludwigsburg 
(Schloss, Beamtenhaus, Speicher-
gebäude) für einen symbolischen 
Preis zu erwerben, um es anschlie-
ßend grundlegend zu sanieren. Die 
Entscheidung der Abgeordneten ist 
einstimmig gefallen.

Dr. Sascha Ott, der Vorsitzen-
de des Fördervereins ist über die 
Entscheidung der Landesregierung 
überglücklich und dankt allen von 
Herzen, die sich seit Jahren für Lud-
wigsburg eingesetzt haben: „Lud-
wigsburg ist ein wichtiges Symbol 
unserer pommerschen Identität. Ich 
bin stolz, dass wir nun endlich auf 
der Zielgeraden angekommen sind. 
Nun steht der Rettung des letzten 
Pommernschlosses nichts mehr 
entgegen. Heute verdienen viele 
Menschen ein großes Dankeschön. 
Ich danke allen Abgeordneten, die 
die jahrelangen Bemühungen des 
Fördervereins politisch unterstützt 
haben und die nunmehr endgültig 
den Weg für eine grundhafte Sanie-
rung der einzigartigen Schloss- und 
Gutshofanlage freigemacht haben.“

Der Förderverein, so Ott, werde 
fortbestehen und sich beratend in 
den mehrjährigen Sanierungspro-
zess einbringen. Zudem wolle der 
Förderverein – unter Beachtung 
der mit den Baumaßnahmen ver-
bundenen Einschränkungen – auch 
weiterhin Räumlichkeiten auf der 
Schloss- und Gutshofanlage nut-
zen, um mit seinen Veranstaltungen 
auch künftig den ländlichen Raum 

zu beleben. So stehen in der laufen-
den Saison im August Konzerte der 
irischen Harfenistin Hilary O’Neill 
und des Bundespolizeiorchesters 
Berlin auf dem Programm.

Nicht betroffen von der Eigen-
tumsübertragung an das Land sind 
zahlreiche weitere Flächen der An-
lage, darunter der historische Rin-
derstall. Das 1858 errichtete, ca. 80 
Meter lange Gebäude konnte in den 
Jahren 2013 bis 2015 durch eine 
Notsicherung vor dem Einsturz be-
wahrt werden. Der Rinderstall solle 

ebenfalls noch in diesem Jahr von 
Familie Weissenborn vollständig 
an den Förderverein übergehen, so 
Ott, damit auch dieses Denkmal der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden kann. „Es bleibt noch viel 
zu tun“, blickt Ott voraus. „Weiter-
hin gilt dabei das Motto: Schloss 
Ludwigsburg geht uns alle an!“
Info: http://www.ludwigsburg-mv.de

Brigitte Stramm

Wir werden das Projekt begleiten

Mousselinzimmer mit Deckenmalerei – Aus dem Fotoalbum 
der Familie Weissenborn                                      (Foto Förderverein)

Schloss Ludwigsburg am 21. Juni 2019
(Foto Förderverein, Peters)

Erhaltene Deckenmalerei    (Foto: Förderverein)

Bayerisches Urgestein kommt frei-
willig 1000 Kilometer für Gratis-
Arbeit auf die „Gorch Fock“ 

Stralsund/Krailling. Es gibt 
noch Enthusiasten, die quer 
durch Deutschland fahren, 

um dem Stralsunder Traditionsschiff 
zu helfen. Nur für Hand und Koje, 
wie unbezahlte Arbeit an Bord ge-
nannt wird. 

„I bin der Joe“, streckt einem der 
Malboro-Typ seine rissige, teer-
schwarze Pranke entgegen. Spätes-
tens jetzt weiß man, dass der Nicht-
raucher in Bayern zu Hause ist. 
Graumähnig, wettergegerbt, freund-
lich lächelnd und gertenschlank er-
innert er an den Südtiroler Extrem-
bergsteiger Reinhold Messner. Mit 
dem hat er die Alpenheimat, etwa 
den Jahrgang und eine Passion ge-

meinsam: das Bergsteigen. Die 76 
Jahre sieht man ihm nicht an. 

Mit „bürgerlichem“ Namen heißt 
er übrigens Josef-Xaver Zintl und 
lebt mit seiner Frau, die ihn schon 
im 16. Jahr nach Norden ziehen 
lässt, in Krailling zwischen Mün-
chen und Starnberger See. Bayeri-
scher geht es nicht. 

„Joe wurde ich in Kanada ge-
nannt, das hat sich bis heute so ge-
halten“, erklärt Zintl seinen „exoti-
schen“ Vornamen. Als junger Mann 
zog der Naturfreak nach Nordame-
rika, um als Sohn eines ehemaligen 
KZ-Dachau-Insassen die Bundes-
wehr zu umgehen und dafür drei 
Jahre als Holzfäller sein Glück in 
den Wäldern zu versuchen. „Mit 
einem Indianerkanu bin ich damals 
auch monatelang durch die Wildnis 
gestreift“.

„Es muss sich immer was rühren, 
sonst fühl´ ich mich nicht wohl“, 
schlägt der gelernte Fotograf und 
Druckvorlagenhersteller den Bogen 
zur „Gorch Fock“: „Seit über 50 
Jahren bin ich Segler – zwischen 
Gardasee, Warnemünder und Kie-
ler Woche. Mein Traum aber waren 
immer die Großsegler“. Nachdem 
er Kontakt zu Tall Ship-Friends 

gefunden hatte, fuhr er als Trainee 
auf den Viermastern  „Sedov“ und 
„Kruzenshtern“. „Da hab´ ich schon 
kräftig im Rigg mitgeholfen“, er-
zählt er mit leuchtenden Augen, 
„denn als Bergsteiger kenne ich kei-
ne Höhenprobleme“. 

So auch jetzt bei Arbeiten in luf-

tiger Höhe auf der „Gorch Fock“: 
Waghalsig und wieselflink ist er bis 
in 42 Meter Höhe gekraxelt – „bis es 
nicht mehr weiterging und nur noch 
Himmel über mir war“, wie er nicht 
ohne Stolz berichtet. Den Topp, die 
Spitze des Großmastes, hat er sogar 
getoppt und ihm die Krone aufge-

setzt – in Gestalt einer bayerischen 
Flagge. 

„Meine Frau hat mir zwei Wochen 
frei gegeben, die eigentlich für un-
seren Toskana-Urlaub gedacht wa-
ren“. Von morgens früh um sechs 
bis spät abends hat Joe geackert. 
Er selbst nennt es „durchgewursch-
telt“. Aber planvoll: „Alles, was ich 
anfange, bringe ich auch zu Ende, 
sonst verlierst du dich“, sagt er wie-
der ernst und zählt die wichtigsten 
von ihm geleisteten Arbeiten auf: „I 
hab hier aufgeräumt, entrostet, grun-
diert, gemalt und Tauwerk erneuert. 
Daran werden alle Besucher ihre 
Freude haben“. Mit einem Bruchteil 
des in der „Goch Fock“ (II) verpul-
verten Geldes, meint er kopfschüt-
telnd, hätte man ihre Stralsunder 
Altschwester sogar wieder segelfä-
hig machen können. „Und“, ergänzt 
er, „ein echtes Traditionsschiff dafür 
bekommen. Die ’Gorch Fock‘ (II) 
von 1958 hat ja nichts mehr, was an 
ihren Ursprungszustand erinnert“. 
Volker Börkewitz, der Betriebsleiter 
an der Ballastkiste, kann das nur be-
stätigen. 

Ein wahres Gebirge von Arbeit für 
den Segel-Kraxler, wobei er immer 
wieder seine kleinen schiffshistori-

schen Entdeckungen gemacht habe. 
„Ich muss unbedingt wieder her-
kommen“, nimmt er sich vor, „denn 
es gibt ja noch so viel zu tun“. Auf 
dieser Baustelle kann man, und das 
nimmt man ihm unbesehen ab, sei-
ne Energien ganz schön einsetzen. 
Diese Synergieeffekte sollten von 
Vielen genutzt werden.

Den letzten Abend vor seiner Ab-
reise nach Süddeutschland verbringt 
Joe im „Klabautermann“. Von der 
„Gorch Fock“-Traditionsgaststätte 
aus hat er „seinen“ Segler im Blick, 
über dessen Mastenfiligran ein mil-
der Vollmond steht. Romantik pur. 
„Dös hammer doch net bei uns“, 
muss er gestehen und gönnt sich ein 
Stralsunder Bier

Peer Schmidt-Walther

Die Gorch Fock I ist ein als Bark 
getakeltes Segelschulschiff. Sie 
wurde 1933 bei Blohm & Voss für 
die Reichsmarine gebaut und nach 
dem Schriftsteller Gorch Fock be-
nannt. Seit 2003 liegt das nicht see-
tüchtige Segelschiff im Stralsunder 
Hafen. WEB-Seite:  gorchfockI.de
Besichtigung:
15. März - 31. Okt. täglich 10 - 18 Uhr
1. Nov. - 14. März täglich 10 - 16 Uhr

Joe ist wieder da – aus den Alpen an den Sund

Joe Zintl hoch oben auf der Royal-Rah der GORCH FOCK I, 
während ein Luftwaffen-Airbus A400M anfliegt  (Foto Schmidt-Walther)
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Stein des Anstoßes: Der in dieser Zeitung in der Ausgabe 23 abgedruckte Leserbrief über die Rolle der Wehrmachtssoldaten im
Zweiten Weltkrieg hat unter PAZ-Lesern zu einer Flut von Gegenreaktionen geführt Bild: PAZ

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Herr Maußhardt geht mit einer
Meinung an die Öffentlichkeit,
die er sich nach dem Besuch eines
polnischen Museums zum Zwei-
ten Weltkrieg gebildet hat. Polen
war damals Kriegsgegner und
trägt ein gerüttelt Maß Mitschuld
an der Auslösung des Krieges.
Heute verschweigt man dies
meist, in Polen erst recht. Polen

sieht sich in der Opferrolle, war
aber auch Täter. Die Darstellung
der Geschichte aus polnischer
Sicht für bare Münze zu nehmen
ist mit Naivität nicht zu entschul-
digen.

Kritiklos übernimmt der Verfas-
ser auch die – trotz Reemtsmas
Wehrmachts-Ausstellung – un-
haltbare Pauschalverurteilung der
Wehrmachtssoldaten als Verbre-
cher und Kriegstreiber. Selbst Ge-
neral Eisenhower musste unter
dem Druck der Tatsachen seine

frühere Auffassung revidieren
und hat wie Bundeskanzler Ade-
nauer den Wehrmachtssoldaten
bestätigt, tapfer und anständig ge-
kämpft zu haben. Jedem deut-
schen Soldbuch waren die zehn
Gebote für die Kriegsführung des
deutschen Soldaten beigefügt. In
Einzelfällen ist dagegen verstoßen
worden. Sonst hätte es keine
Kriegsgerichtsurteile gegeben. Je-
de Gemeinschaft hat ihre schwar-
zen Schafe. Sie prägen aber nicht
das Gesamtbild.

Das Ausharren und Weiterfüh-
ren des Kampfes in den Ostgebie-
ten des Reiches bei Kriegsende
bedeutete für Hunderttausende
oder gar Millionen von Zivilisten
aller Altersklassen die Rettung
vor den barbarischen Gewalttaten
der Roten Armee. Dafür schuldet
jeder anständige Deutsche den
Wehrmachtssoldaten, die dies in
hoffnungsloser Situation auf sich
nahmen, ewigen Dank! 

Werner Reinhold,
Pietzpuhl

Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Man muss ihrer gedenken! Zu-
mindest der Wehrmachtssoldaten,
nicht der mörderischen Einsatz-
truppen. Hat der PAZ-Leserbrief-
schreiber Maußhardt den Artikel
von Hedda May nicht gelesen?
Nicht Deutschland hat den eher
regionalen Polenkrieg zum Welt-
krieg eskalieren lassen, sondern
England und Frankreich, die
Deutschland den Krieg erklärt
und auch zuerst Bomben gewor-
fen haben. 

Und was die kommunistisch-
stalinistische Sowjetunion betrifft,
so sei es erlaubt, das Zitat des
weltbekannten österreichisch-
französischen Historikers und So-
ziologen Maximilien Rubel in sei-
ner Stalin-Biografie vom Jahr
2000 anzuführen: „Die von Stalin
selbst organisierten und langfri-
stig getroffenen Kriegsvorberei-
tungen machte Hitler zuschan-
den, als er in der Nacht des 22. Ju-
ni 1941 seine Truppen die Sowjet-
union angreifen ließ.“ Also ein
Präventivkrieg! Und Soldaten, die
sich zweier Kriegserklärerstaaten
und eines Kriegsplanerstaates er-

wehrten, sollen nicht der Ehre
wert sein? 

Herr Maußhardt schreibt wei-
ter: „Und gerade in Ostpreußen
war die Begeisterung für die Nazi-
Partei riesengroß.“ Ja, was erwar-
tet man denn von den einfachen
Menschen, wenn der englische
Premier David Lloyd George 1936
im „News Chronicle“ lobte, Hitler
habe Großtaten für sein Land
vollbracht? Wenn die Ostpreußen
beziehungsweise die Deutschen
so böse waren, wie es aus den
Worten des Briefeschreibers
klingt, wie erklärt er es sich dann,
dass der Deutschenhasser, der

US-Vier-Sterne-General und le-
gendäre Panzerkommandeur Ge-
orge S. Patton kurz nach dem
Krieg, als er in Ruhe die Deut-
schen kennenlernen konnte, ge-
äußert hat, „in Wirklichkeit sind
die Deutschen das einzige anstän-
dige in Europa lebende Volk“?

Natürlich hatte er nicht die Hit-
ler-Clique gemeint, sondern das
Gros des Volkes. Und natürlich
war es bei den „Siegern“ verpönt,
die Deutschen zu loben. Des-
wegen wurde Patton auch flugs
vom Deutschenhasser Eisenho-
wer abgesetzt. David S. Vischer, 

Berlin

Man muss der Wehrmachtssoldaten gedenken! Es gebührt Respekt
Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Dem Leserbrief eines Herrn aus
Schwaben, der seine Kenntnisse
über die tragische Geschichte
Ostpreußens und seiner Bewoh-
ner offenbar überwiegend aus
dem Besuch des bekanntermaßen
sehr umstrittenen, weil tendenzi-
ösen polnischen Museums in
Danzig gewonnen hat, muss ent-
schieden widersprochen werden.

Ich bin 1941 in Königsberg ge-
boren. Meine Mutter ist mit mir
im Januar 1945 vor der russischen
Soldateska geflüchtet, deren Mor-
de, Vergewaltigungen und Plün-
derungen nach Meinung des Le-
serbriefschreibers durch von
Deutschen verursachten Hass ent-
schuldigt werden kann.

Zur damaligen Zeit war allen
Wehrmachtsangehörigen klar ge -
wesen, dass der Krieg für uns ver-
loren war. Die Soldaten haben
trotzdem unter Einsatz ihres Le-
bens weiter gegen eine sowjeti-
sche Übermacht tapfer gekämpft,
überwiegend damit es der Bevöl-
kerung im Osten gelingen konnte,
in den Westen Deutschlands zu
flüchten, um den völkerrechts-
widrigen Untaten der Sowjetar-
mee entkommen zu können.

Ich würde – wie hunderttau-
sende Ostpreußen – nicht über-
lebt haben, wenn Wehrmachtssol-
daten uns bei dieser Flucht nicht
selbstlos geholfen hätten.

Wir persönlich wurden mit ei-
nem Schnellboot der Kriegsmari-
ne aus dem eingeschlossenen Pil-
lau gebracht, sogar mit einer 
JU 52 aus einem weiteren Kessel
ausgeflogen und mit Wehrmacht-
Lkw weiter gen Westen transpor-
tiert – immer umgeben von für
uns kämpfende Soldaten der
deutschen Wehrmacht.

Ich käme mir ehrlos vor, wenn
ich mich als Ostpreuße nicht
mein Leben lang zu großem Dank
gegenüber diesen Soldaten der
Wehrmacht verpflichtet fühlte.

Wer diese Zeit nicht selbst er-
lebt hat, sollte sich eines Urteils
hierüber enthalten – noch dazu,
wenn es zu sehr an Reeducation
und sogenannte politische Kor-
rektheit erinnert. Bernd Kahnert,

Wolfenbüttel

Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Alliierte Soldaten waren Be-
freier, Wehrmachtssoldaten waren
Verbrecher. Dieses Weltbild ist so
schlicht, wie die herrschende Er-
klärung für den Ausbruch des
Zweiten Weltkrieges: Der Krieg
konnte nur in Europa beginnen,
nur ein Land, nämlich Deutsch-
land, konnte diesen Krieg auslö-
sen, und der Diktator dieses Lan-
des hat dies ganz bewusst getan,
umgeben von einer friedlieben-
den und gutwilligen Umwelt. Ein
einfacheres und „richtigeres“ Mo-
dell scheint kaum denkbar.

Es herrscht die Darstellung ei-
nes unprovozierten deutschen
Überfalls auf ein unvorbereitetes
Land vor, nämlich Polen. Nach
diesem Überfall sah sich Großbri-
tannien zusammen mit Frank-
reich gezwungen, dem Deutschen
Reich den Krieg zu erklären.

Tatsächlich hatte der gemeinsa-
me deutsche (1. September 1939)
und sowjetische (17. September
1939) Angriff auf Polen eine jah-
relange Vorgeschichte und kam
weder für die Regierung der Re-
publik Polen noch für die briti-
sche Regierung überraschend.
Deshalb wurde auch ausschließ-
lich Deutschland und gerade
nicht der Sowjetunion 1939 der
Krieg erklärt. Deutschland musste
vernichtet werden wegen seiner
autarken Großraumwirtschaft,
Devisenkontrolle und seiner ver-
suchten Herauslösung aus dem
damals vorherrschenden System
der Weltwirtschaft. 

Polen, welches am 5. November
1916 von Deutschland und Öster-
reich gegründet wurde und zu-
sammen mit Hitler 1938 in die
Tschechoslowakei einmarschiert
war, betrachtete den damaligen
Verlauf der europäischen Gren-
zen nur als das Minimum von
dem, was Polen eigentlich zu-
stand. Der europäische Konflikt
war damit neben weiteren auslö-
senden Faktoren programmiert.
Deshalb gebührt den Soldaten der
Wehrmacht selbstverständlich
derselbe Respekt wie den Solda-
ten aller Beteiligten. 

Dr. Roland Mackert,
Böblingen

Lebenslanger Dank

Jeder anständige Deutsche schuldet den Soldaten ewigen Dank

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LE S E R F O R U M

Anzeige
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In der polnischen Stadt Lodz
überraschen alte Fabrikgebäude
mit kreativem Innenleben. Wo
einst Maschinen ratterten, gibt es
heute Cafés, Kneipen, Galerien
und Einkaufszentren. 

Große Überraschung bei der
Kür der Reiseführerreihe „Lonely
Planet“: Unter den empfehlens-
wertesten Reisezielen der Welt für
2019 errang Polens drittgrößte
Stadt Lodz Platz Zwei in der Kate-
gorie, in der Ziele mit einem sehr
guten Preis-Leistungs-Verhältnis
ausgezeichnet werden.

Ausschlaggebend für die Wahl
war der hochambitionierte, ak -
tuell pausenlos voranschreitende
Umbau der alten Textilmetropole.
Lodz wandelt sich derzeit mit
Milliardeneinsatz zur „postindu-
striellen Stadt“ mit großer Zu -
kunft. Die Aufgabe ist enorm:
Historische Industriebauten wan-
deln sich dank ausgeklügelter
Architekturprojekte zu neuen
Zentren für Unterhaltungs- und
Elektroindustrie, zu Wissen-
schaftszentren, zu Ausstellungs-
zentren und Museen oder ganz
einfach zu Unterhaltungszentren
für die in Scharen nach Lodz rei-
sende Jugend Europas. 

Als „Manchester des Ostens“
wird Lodz oft bezeichnet, und
ähnlich wie im englischen Man-
chester schafft man es auch hier,
den alten Produktionsstätten
neues Leben einzuhauchen. Der
eigenwillige US-Regisseur David
Lynch („Twin Peaks“) ist regelmä-
ßiger Besucher und bekennender
Fan der Stadt. Denn hier könne
man wunderbar beobachten, wie
„Design und Architektur die Stim-
mung einer Stadt beeinflussen“.

Mehr als 500 Fabriken gab es
einst, dazu unzählige Villen, in
denen die Fabrikanten lebten.
Meist lagen die Paläste direkt
neben den Fabriken. Die Besitzer
wollten nahe bei ihren Arbeitern
und der Produktion sein.

In einer stillgelegten Baumwoll-
fabrik, die früher lange als das
„Chinatown“ von Lodz galt, ist
heute das Projekt OFF Piotrkows-
ka untergebracht, der zurzeit
modernste Punkt auf der Kultur-
landkarte der Stadt, das Künstler

aus der Kreativindustrie wie
Modedesigner, Ateliers, Proberäu-
me, Restaurants, Galerien, Cafés
und Geschäften mit ausgefallenen
Produkten zusammenbringt und
so für einen bunten Mix sorgt.

Auch das 2006 eröffnete Ein-
kaufs-, Kunst- und Kulturzentrum
Manufaktura ist weitgehend in
den originalen Gebäuden der Tex-
tilfabrik errichtet, die einst dem
reichsten Industriellen der Stadt,
Izrael Poznanski, gehörte. Es war
das erste Projekt, bei dem man

sich im großen Stil an die Revita-
lisierung alter Bausubstanz wagte.
Das Vorhaben stieß in der Bevöl-
kerung zunächst auf große Skep-
sis, da man befürchtete, es werde
bloß ein weiterer großer Super-
markt für eine internationale
Kette errichtet. Inzwischen ist der
Komplex mit seinen orange glän-
zenden, säuberlich renovierten
Backsteinmauern jedoch einer
der beliebtesten Aufenthaltsorte
in der Stadt und beherbergt unter
anderem das MS2 Art Museum,

ein Textilmuseum, Kinos, Desig -
nerläden, Restaurants sowie ein
exklusives Vier-Sterne-Hotel.

Tomasz Koralewski, Präsident
der städtischen Tourismusorgani-
sation, will mit der „Lonely-Pla-
net“-Kür vor allem in den wichti-
gen Auslandsmärkten Deutsch-
land und Großbritannien für Lodz
werben. Gründe genug besitzt er
dafür: Das große Kulturangebot
der Stadt bietet allein 30 interna-
tionale Festivals. Allein zum
„Light Move Festival“, der großflä-

chigen Illuminierung von Lodz
samt umfangreichem Programm,
kommen jedes Jahr hunderttau-
sende Fans. Dazu gibt es 20 teils
spektakuläre Museen. 

Das attraktive Nachtleben zieht
besonders die Jungen an. Die
begeistern sich auch an den im
Stadtzentrum zu findenden
Wandmalereien junger Künstler
aus aller Welt rund um die 
4,9 Kilometer lange Prachtstraße
Piotrkowska, der längsten Ein-
kaufsstraße Europas mit zahllo-
sen historischen Palästen, Läden,
Restaurants und Bars.

Auch die Hotelindustrie hat das
neue Potenzial erkannt. Viele der
heute 35 Hotels der Stadt wurden
erst jüngst fertig gestellt, weitere
sind in Planung. Schließlich
wurde auch die Lufthansa auf-
merksam: 2018 legte die deutsche
Fluglinie eine neue Verbindung
München–Lodz auf. Und natür-
lich durfte zur Erstflugfeier Schla-
gerstar Vicky Leandros nicht feh-
len, die seinerzeit mit dem Hit
„Theo wir fahr‘n nach Lodz“ die
Stadt 120 Kilometer südwestlich
von Warschau in jedem bundes-
deutschen TV-Wohnzimmer be -
kannt machte. Den Einheimi-
schen sagt der Schlager übrigens
gar nichts. Schon weil sie den
Namen ihrer Stadt als „Wuudsch“
aussprechen. Andreas Guballa

Information: Polnisches Frem-
denverkehrsamt, Hohenzollern-
damm 151, 14199 Berlin, Telefon
(030) 2100920, info.de@polen.
travel, www.polen.travel, Lodz
Touristeninformation, Piotrkows-
ka 28, 90269 Lodz, Telefon +48
42 2088181, Tel. +48 722005314,
it@lodz.travel, www.lodz.travel

Schicke Läden in schönen Gebäuden: Spaziergang auf der fast fünf Kilometer langen Prachtstraße Piotrkówska Bild: Guballa

Ob im Grünen, innen oder
außen: Ästhetische Holzbau-

kunst und durchdachtes, hoch-
wertiges Handwerk zeigen sich
im Bregenzerwald vielerorts. Die-
sem nahezu zu einer Selbstver-
ständlichkeit gewordenen fein-
fühligen Gestalten geben ab Juni
zwei Ausstellungen im österrei-
chischen Vorarlberg eine Bühne.

Was macht einen Ort gastlich?
In erster Linie sind es die Men-
schen und ihre Zugewandtheit,
ihr Gespür und ihre Bereitschaft,
andere zu umsorgen. Darüber
hinaus gibt es ein ganzes Reper -
toire handwerklicher Objekte,
Materialien und räumlicher
Lösungen, die Gastlichkeit sicht-
bar und erlebbar machen.

Diese wohnlichen Dinge sind
als „Werkzeuge fürs Willkommen-
sein“ in der dritten Werkraum-
schau in dem östlich von Bregenz
gelegenen Andelsbuch zusam -
mengefasst und zeigen die vielfäl-
tigen Interpretationen von Gast-
geberschaft aus den Werkstätten
der Handwerksbetriebe des
Werk raum Bregenzerwald. Das
Werkraumhaus bietet während
der Ausstellung ein „Hotelerleb-
nis“ und soll ein Ort sein, an dem
man sich gerne trifft, gerne ver-
weilt und sich wohlfühlt.

Die Werkraumschau macht das
„Gast-geben“ und „Gast-sein“
vom 22. Juni bis 11. Januar 2020
unmittelbar erlebbar. Rund 45
Mitgliedsbetriebe des Werkraum
Bregenzerwald präsentieren sich
in der Ausstellung. Elf Themen-
räume fassen die Vielfalt an
Objekten des Gastgebens zusam-
men. Der Bogen spannt sich dabei
vom gewitzten Vorzimmer, einem
mystisch wirkenden Badezimmer,
einer werkstattartigen Küche und
einem urbanen Salon bis zu

einem akustikoptimierten Musik-
zimmer und einer mondänen
Lobby. Parallel zu den Objekten
der Handwerksbetriebe setzt sich
die Werkraumschau mit verschie-
denen Dimensionen guter Gastge-
berschaft auseinander und macht
den Besuch im Werkraumhaus zu
einem besonderen Hotelerlebnis.

Was leisten, entwickeln und
gestalten Handwerker aus dem
Bregenzerwald? Den besten
Überblick dazu gibt die Bregen -
zerwälder Handwerksausstellung,
die in dem nur unweit von An -
delsbuch gelegenem Dorf Bezau
alle fünf Jahre stattfindet, das
nächste Mal vom 14. bis 18. Au -
gust. Bei der zehnten Veranstal-
tung dieser Art präsentieren rund
100 Handwerker aller Gewerke
aus allen Bregenzerwälder Ge -
meinden Schaustücke und geben
Einblicke in ihr Schaffen. Veran-
staltungsort sind die Bezauer
Wirtschaftschulen. Während der
Ausstellungszeit befasst sich
zudem ein Schwerpunkt mit dem
„Hausbau in zehn Schritten“. Eine
Sonderschau widmet sich der
Energie und Mobilität. Kinder
können auf einer Baustelle mit
unterschiedlichen Materialien
experimentieren. Beim „Dorf-
Klang“, beim Handwerker-Hock
sowie in den Gasthäusern von
Bezau klingen die Abende aus.

Vor oder nach dem Besuch der
Ausstellungen sollte man tief in
den Bregenzerwald eintauchen.
Wer das Natur- und Wandererleb-
nis noch nicht erlebt hat, der hat
im Leben etwas verpasst. H. Tews

Das Werkraumhaus ist von
Dienstag bis Sonnabend von 
10 bis 18 Uhr geöffnet. Internet:
www.werkraum.at sowie
www.handwerksausstellung.at

Über die Tragfläche in die
viersitzige Sportmaschine
klettern, ordentlich an -

schnallen, Kopfhörer auf und los
geht’s. Pilot Thomas Schwegel
rollt zur Startbahn des Aeroclubs
Pirmasens, zieht das kleine Mo -
torflugzeug sanft nach oben und
richtet sich auf einer Flughöhe
von 300 Metern und ein bisschen
ein. „Tiefer dürfen wir nicht aus
Lärmschutzgründen“, erklärt er,
während er nach oben und unten,
nach rechts und nach links
schaut. „Sichtflug bedeutet, den
dreidimensionalen Raum im Blick
zu haben und weiße Adler auf
weißem Grund zu entdecken.“

Andere entspannen sich unter-
dessen und entdecken massen-
weise Brokkoli. Denn so sieht der
Pfälzerwald von oben aus. Schnell
ziehende Wolken zaubern immer
neue Licht- und Schattenflecken
ins Grün seiner sanften Kuppen.
Man bekommt eine Ahnung da -
von, was 179 000 Hektar Pfälzer-
wald eigentlich bedeuten. Das
größte zusammenhängende Wald-
gebiet Deutschlands, das gemein-
sam mit den französischen Nach-
barn das UNESCO-Biosphärenre-
servat Pfälzerwald-Nordvogesen
bildet, wirkt aus der Vogelper-
spektive schier unendlich. 

Die Stunde Rundflug macht
Lust auf Entdeckungstouren. Was
verbirgt sich eigentlich unter den
riesigen Baumkronen der Kiefern,
Eichen, Buchen und Fichten?

Nach der Landung beginnt der
Streifzug zu Fuß in der Kloster-
stadt Hornbach, die sich nur ein
paar Kilometer vom Ort Bitche
und der französischen Grenze
entfernt auf der Sickinger Höhe
erhebt. Hier, wo der heilige Pirmi-
nius 741 sein Benediktinerkloster
gründete und damit für Besied-

lung und Kultur sorgte, gehen
Besucher heute im Historama auf
Zeitreise und erfahren Details
über das Mönchstum im Mittelal-
ter. Wer mag, schließt sich Pfar-
rers Haushälterin Lotte an, die im
historischen Gewand des 18. Jahr-
hunderts durch die abendlichen
Gassen führt und auf unterhaltsa-
me Art und Weise Licht in die
Vergangenheit bringt.

Sich vielleicht im historischen
Gemäuer einquartieren? Das

Hotel Kloster Hornbach und das
dazugehörige „Löschs für Freun-
de“ sind gehobene Häuser, die
den Charme vergangener Zeiten
mit zeitgemäßem Stil vereinen.

Nur ein paar Schritte entfernt
steht das „Hieronymus Bock
Haus“. Eine kleine Ausstellung ist
dem Pfarrer und Lehrer gewid-
met, der 1539 sein Kräuterbuch
veröffentlichte und zu den Vätern
der Botanik gezählt wird. Dabei
war sein Anliegen ein anderes: Er
wollte die Apothekerzunft vom
hohen Ross holen und den einfa-
chen Menschen mit Ringelblume,

Thymian und Co. hilfreiche Mittel
an die Hand geben. 

Besucher erfahren, dass Mohn-
samen im Mittelalter ein ge -
bräuchliches Schlafmittel für Kin-
der war und dass Rauke die „ehe-
lichen Gewerke lähmt“ und daher
in keiner Klosterküche fehlen
sollte. Pfarrer Bock selbst konnte
auf Rauke verzichten – er war als
Protestant der erste Geistliche der
Region, der eine Frau – und zehn
Kinder – hatte. 

Auf Bock ist man stolz im Land-
kreis Südwestpfalz, zu dem auch
das Örtchen Wallhalben gehört.
Im Zentrum steht die Hummel-
Apotheke, die es schon seit 1842
gibt. Inhaberin Helke Burkhard
öffnet auf Anfrage ihr kleines
Museum im Gewölbekeller. Fla-
schen, Tinkturen, Mörser – ein
buntes Sammelsurium, in dem
die Gegenstände lebendig wer-
den, wenn die Pharmazeutin mit
Faible für Geschichte erzählt. Vom
Räuchern und von den Zeiten der
Pest. Und natürlich von Bocks
Verdiensten.

Noch mehr Vergangenheit
gefällig? Auf dem Meilbächeltal-
Wasserschaupfad steht Gästefüh-
rerin Hildtrud Woll schon im
Magd-Gewand bereit. „Die Sik-
kinger Höhe ist noch heute Korn-
kammer der Pfalz, die acht Müh-
len sind beliebte Ausflugsziele“,
erzählt sie. Die Wege dorthin, an
Bächen und Teichen entlang, sind
romantische Spaziergänge. Das
Ende des Meilbächeltal-Wasser-
schaupfads ist nach anderthalb
Stunden erreicht: Ein imposanter
Wasserfall mitten im Wald – am
besten die Badehose einpacken!

Die Südwestpfalz, die als Wan-
derarena Pfälzerwald-Nordvoge-
sen bekannt ist, lässt sich ohnehin
wunderbar zu Fuß erkunden. Im
Wegenetz mit 1000 Kilometern
gibt es neben 36 Premium-Wan-
derwegen neuerdings auch Pre-
mium-Spazierwanderwege. Oder
wie wäre es zur Abwechslung mit
einer grenzüberschreitenden
Eselsrunde? Stella, Sam, Sky und
Sunny – allesamt Zwergesel –
wohnen im französischen Ohren-
thal. Ihr Chef ist Herbert Kallen-
brunnen. Wer sich unterwegs auf
der zehn Kilometer langen Tour
durchs Grenzgebiet durchsetzt,
bleibt abzuwarten. „Ein Esel ist
nicht stur. Er überlegt sich nur
ganz genau, wem er folgt“, sagt
der Experte, der zur Entdeckung
der Langsamkeit mit Langohr ein-
lädt. Und zum Abschluss leckere
französische Weine, Baguette und
Käse serviert. Judith Kunz

Informationen: Südwestpfalz
Touristik e.V., Unterer Sommer-
waldweg 40–42, 66953 Pirma-
sens, Telefon (06331) 809126, 
E-Mail: info@suedwestpfalz-tou-
ristik.de, Internet: www.sued-
westpfalz-touristik.de

Zum Niederknien: Die Zwergesel von Ohrenthal Bild: Kunz PR
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Wahres Handwerk
Werkschauen wecken Lust auf Bregenzerwald

Mitten im Brokkoli-Wald
In der Luft, am Boden und auf Esels Rücken – Streifzüge durch die Südwestpfalz

Ohne Theo fahren wir nach Lodz
Neues Leben in alten Mauern – Die wegen ihrer Textilindustrie »Manchester Polens« genannte Stadt erfindet sich neu
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Dietrich Bonhoeffer ist den
meisten Protestanten ein Be-

griff. Sein Lied „Von guten Mäch-
ten“ wurde schon in so manchem
Gottesdienst gesungen. Weniger
bekannt ist, dass er es im Gefäng-
nis geschrieben hat. Auch sein
Widerstand in der NS-Zeit ist
durchaus weniger Menschen be-
kannt als sein berühmtes Ge-
dicht. 

Doch lohnt
sich ein Blick
auf diesen be-
sonderen Theo-
logen. Das ha-
ben sich auch
die Mitarbeiter des
Brunnen Verlags gedacht und ei-
ne ganze Reihe von Bonhoeffers
Texten herausgegeben, die 2015,
also 70 Jahre nach seinem Tod,
rechtefrei wurden. „Die Psalmen.
Das Gebetbuch der Bibel“,
„Nachfolge“,
„Gemeinsa-
mes Leben“
und „Schöp-
fung und
Fall“ wur-
den jetzt
durch die
Textsamm-
lung „Aber
bei dir ist
Licht. Gebe-
te, Gedichte
und Gedan-
ken aus dem
Gefängnis“
ergänzt.

Das Vor-

wort von Peter Zimmerling
führt den Leser gut in die Mate-
rie ein. Zimmerling geht darauf
ein, wer Bonhoeffer und warum
er so war. Seine Gefängnisjahre
waren für den Theologen die
Zeit kreativ persönlicher, spiri-
tueller und theologischer Er-
kenntnis, wie es in dem Vorwort
heißt, und letztlich die Befähi-
gung, einen Märtyrertod zu

sterben.
Bonhoeffers

Texten geht je-
weils eine knap-
pe Einführung,
durch Kursiv-

schrift deutlich ge-
macht, voran. Die Texte selbst
sind unbedingt lesenswert, ent-
halten sie doch einen Zugang zu
Bonhoeffers Jesus-Formel „Jesus
– ,der Mensch für andere‘“. 

Christiane Rinser-Schrut

J edes Jahr werden in Deutsch-
land rund 100 000 Menschen
bei der Polizei als vermisst re-
gistriert. Gewiss werden im

Rahmen ihrer Einsatzkräfte sehr
oft alle Möglichkeiten zur Auffin-
dung genutzt, aufgrund fehlender
sozialpsychologischer Ausbildung
ist die Polizei indes nicht selten
überfordert, und außerhalb der
Polizei gibt es keine Behörde für
Vermisstenfälle. Überaus kompli-
ziert wird es, wenn die Suche ins
Ausland führt. In einem Fall ver-
weigern spanische Behörden seit
30 Jahren einen vollen Einblick in
ihre Unterlagen. Sehr schwierig
aufzuklären sind trotz mancher
Hilfen deutscher Botschaften der-
artige Schicksale im Nahen Osten.
Der Autor Peter Jamin ist seit 25
Jahren sehr eng mit dieser The-
matik befasst und legt in seinem
Buch „Ohne jede Spur“ überaus
spannend etliche – teilweise er-
schreckende – Einzel-schicksale
dar. 

Die Ursachen zu einem plötz-
lichen Verschwinden von Men-
schen können seinen Recherchen
zufolge äußerst verschieden sein.
Zumeist seien es Schwierigkeiten
im Beruf oder Eheprobleme, die
oft zu Versagensängsten und De-
pressionen führen. Häufig fänden
Kinder nicht mehr notwendiges
Ver ständnis bei ihren Eltern.
Menschen verschwänden, weil sie
in größter Not seien und in ihrer
Panik keinerlei Lösungsmöglich-
keiten sähen. Flucht in eine frem-
de Welt, eine neue Zukunft er-

scheine ihnen als einziger Weg.
Man möchte vergessen. Typisch
dazu die Äußerung eines jungen
Mädchens, das jahrelang sexuell
missbraucht wurde: „Irgendwas
Einfaches möchte ich mir aufbau-
en. Wenn es nur eine kleine Hütte
ist. Da würde ich leben, meinen
Frieden haben. Meine Ruhe ha-
ben, wie jeder andere Mensch
auch.“ Schlage dieser Wunsch-

traum fehl, könne es leicht zum
Selbstmord kommen. 

Für die zurückgebliebenen Mit-
menschen breche bei einem sol-
chen Verschwinden meist eine
Welt zusammen: Es sind die Qua-
len der schrecklichen Ungewiss-
heit, der Verzweiflung und Hilflo-
sigkeit, andererseits die Hoffnung.
Oft kommt der Vorwurf hinzu,
sich um den Vermissten nicht ge-
nügend gekümmert zu haben 
– wie soll man den Kindern die
Situation erklären? 

Flugblätter, Suchplakate, Zei-
tungen, das Regionalfernsehen
werden zur Suche eingesetzt –
zuweilen mit Erfolg. Viele der Zu-
rückgelassenen stehen vor einem
organisatorischen und finanziel-
len Chaos, besonders dann, wenn
der Vermisste hohe Schulden
hinterließ. In einem solchen Fall,
den der Verfasser ausführlich be-

schreibt, musste deswegen die
Ehefrau ihre Villa versteigern las-
sen, um fortan in einer Sozial-
wohnung leben zu müssen. 

Nicht wenige Zurückgebliebene
gehen bei all den Belastungen
seelisch kaputt – „man stirbt
innerlich selbst“, wie eines dieser
Opfer von sich sagt. Manchmal,
vielleicht erst nach vielen Jahren,
finden Vermisste den Weg zur Fa-
milie, zum Freundeskreis in der
Heimat zurück. Dort mischt sich
neben der Freude des Wiederse-
hens nicht selten auch Wut über
das damalige Verschwinden und
die entstandenen Sorgen. 

Die überaus häufige Ansicht,
die Welt sei nach der Rückkehr
des Verschollenen wieder in Ord-
nung, erweise sich allerdings als
großer Irrtum. Denn alle Umstän-
de, die zum heimlichen Weggang
führten, müssen aufgearbeitet
werden. Ebenfalls sollte alles, was
in der Zeitspan-
ne der Abwe-
senheit ge-
schah, bewäl-
tigt werden. 

Von großer
Wichtigkeit sei
es, sich Gedan-
ken über die
Zukunft zu
machen, sofern
sie gemeinsam
noch möglich
erscheine und
von beiden
Seiten wirklich
a n g e s t r e b t

wird. Auch der Heimkehrer müs-
se mit seinen seelischen Verwun-
dungen fertig werden, zumeist
finde er dabei nirgendwo Hilfe. 

In einem Fall war eine Frau
über fallen und schwer verletzt zu-
rückgelassen worden, sie konnte
sich nicht mehr bewegen. Erst
nach einer Woche fand man sie
zufällig. Erschütternd liest sich
das Schicksal eines 80-jährigen
Ehepaares, das 20 Jahre lang auf
die Heimkehr ihres Sohnes warte-
te – er lag schon etliche Jahre
nach einem Unfall als namenlose
Leiche in einem Kühlhaus in Por-
tugal. Manche Menschen indes
tauchen nie wieder auf, sie blei-
ben bis zum heutigen Tage ver-
schwunden. 

Der Leser wird im Buch eine
ihm fremde Welt sehen. Bleibt zu
hoffen, dass er selber eines Tages
nicht in eine solche abstürzt. 

Friedrich-Wilhelm Schlomann

In ihrem Buch „Reformiert
euch! – Warum der Islam sich
ändern muss“ schildert die

Ex-Muslimin Ayaan Hirsi Ali,
welche Chancen sie einer Re-
form des Islam einräumt.

Die aus Somalia stammende
Autorin war das eigentliche Ziel
des Mörders von Theo van Gogh,
dem niederländischen Künstler,
Filmemacher und Islamkritiker.
Obwohl dessen Mörder Moham-
med Bouyeri damals religiöse
Motive vorgab, hatten holländi-
sche Intellektuelle versucht, die
Tat mit sozioökonomischen Moti-
ven zu begründen. Hirsi Ali setzt
dagegen, dass man dann, wenn
ein Mörder sich auf den Koran
beruft, zumindest einmal die
Möglichkeit in Betracht ziehen
muss, dass er  meint, was er sagt. 

Für Hirsi Ali ist es schlicht tö-
richt – wie westliche Politiker
und Staatschefs es in regelmäßi-
ger Wiederholung tun –, die Ge-
waltakte radikaler Moslems von

den religiösen Idealen trennen,
von denen sie inspiriert sind.
Hinter diesen Gewaltakten steht
eine politische Ideologie, die im
Islam selbst verwurzelt ist, in
dessen heiligem Buch, dem Ko-
ran, sowie in den „Hadith“ ge-
nannten Überlieferungen über
das Leben und die Lehren des

Propheten Mohammed.
Wegen ihrer kompromisslosen

Aussagen zu diesem Thema hat
man Hirsi Ali derart vehement
angegriffen, dass man meinen
könnte, sie selbst hätte eine Ge-
walttat begangen. Offenbar ist es
heutzutage ein Verbrechen, die
Wahrheit über den Islam zu sa-

gen. „Hassrede“ ist das moderne
Wort für Häresie (Ketzerei). Und
in der derzeitigen Stimmung
wird alles, was den Muslimen
Unbehagen bereitet, als „Hass“
gebrandmarkt.

Durch ihr Buch zieht sich die
Klage, dass westliche Liberale an
einem Komplott gegen kritisches
Denken im Is-
lam teilneh-
men. Hirsi Ali
zeigt völliges
Unverständnis
dafür, dass
ausgerechnet
Liberale, ein-
schließlich Fe-
min is t innen
und Aktivisten
für Schwulen-
und Lesben-
rechte, sich in
der Diskus-
sion auf die
Seite der Isla-
misten schla-

gen. Dabei sind diese ihre ärgsten
Feinde. Die Taktik des Westens
dem Islam gegenüber vergleicht
sie mit der Taktik des Westens im
Kalten Krieg und fragt sich, was
wohl passiert wäre, wenn der
Westen nicht die Dissidenten
unterstützt hätte, sondern – so
wie heute im Falle des Islam –

die Sowjetmacht, etwa mit der
Begründung, der Kommunismus
sei eine „Ideologie des Frie-
dens“. 

Wie ein roter Faden zieht sich
das Thema Unterdrückung von
Frauen im Islam durch Hirsi Alis
Buch. Im Schlusskapitel „Die is-
lamische Reformation“ sieht sie
aber aus drei Gründen eine Zei-
tenwende im Kommen: wegen
der Informationstechnologie,
der Unfähigkeit islamischer
Machthaber, zu „liefern“, und
des Entstehens von Reformbe-
mühungen im Nahen Osten. 

Bei der abschließenden Be-
trachtung stellt sich jedoch die
Frage, wie die Chancen stehen,
dass sich irgendwann ein Refor-
mislam durchsetzt. An Versu-
chen hat es nicht gefehlt, der
letzte stammte von Seyran Ates,
einer Anwältin und Buchautorin
in Berlin, die mittlerweile unter
Polizeischutz lebt. Bodo Bost

Das Jahr 2019 wird mit zwei
speziellen Bezeichnungen
in Erinnerung bleiben:

Bauhausjahr und Fontanejahr.
Beide Großjubiläen – 100. Jahres-
tag der Bauhausgründung am 
12. April 1919 (die PAZ berichte-
te) und 200. Geburtstag des preu-
ßischen Schriftstellers am 30. De-
zember 1819 – werden vorwie-
gend in Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen beziehungsweise Branden-
burg mit einer ganzen Veranstal-
tungsflut gefeiert. 

Um den Überblick nicht zu ver-
lieren, hat der Berliner Verlag ter-
ra press Themenkarten herausge-
geben, die über die wichtigsten
Ausstellungen informieren und
an denen man sich anhand von
Kartenmaterial geografisch orien-
tieren kann. 

Die auf ein handliches Format
gefalzten Pläne sind in Zu-
sammenarbeit mit der Deutschen

Bahn entstanden. Die Regiobahn
Nordost wirbt im Fall „100 Jahre
Bauhaus“ für Bahnfahrten entlang
der Strecke Eberswalde–Berlin–
Lutherstadt Wittenberg oder Cott-
bus–Berlin–Magdeburg, wo über-
all Bauhaus-Architektur zu finden
ist. Die Bauhausstadt Dessau-Roß-
lau ist mit einem eigenem Stadt-
plan vertreten und gibt Auskunft
darüber, wie man zu den Meister-

häusern, zur Gropiussiedlung im
Stadtteil Törten oder zum neuen
Bauhaus-Museum gelangt, das im
September eröffnet werden soll.
Schade nur, dass die Bauhaus-
Gründungsstadt Weimar völlig
ausgeklammert wird.

Dafür ist der Plan „In der Welt
Fontanes“ umso informativer. Ne-
ben einer Übersichtskarte gibt es
auch hier reichlich Auskunft über

das Thema. So wird Fontane der
Briefeschreiber, der Genießer
oder der „Preußenversteher“ vor-
gestellt inklusive Hinweis auf ent-
sprechende Ausstellungen und
Heimatmuseen samt Adressen
und Öffnungszeiten. Auf der
Brandenburg-Karte sowie den De-
tailkarten zu bestimmten Orten
sind darüber hinaus Rad- und
Wanderrouten hervorgehoben,
auf denen man die Wege Fontanes
aktiv nachverfolgen kann.

Fontane, so wird daran erinnert,
war noch keine 20 Jahre alt, „als in
Berlin die erste Eisenbahn in Rich-
tung Potsdam losdampfte“. So war
der Zug schon für ihn Ausgangs-
punkt seiner „Wanderungen durch
die Mark Brandenburg“. Heute
lässt sich das schneller erledigen.
Wer im Sommerurlaub Fontanes
Wanderungen erkunden will,
kommt dank dieses Plans beson -
ders schnell voran. Harald Tews

In dem Bilderbuch der Baum-
haus-Reihe aus dem Bastei

Lübbe Verlag „Frau Giraffe zieht
um!“ benötigt eine Giraffe einen
Tapetenwechsel und verlässt die
Steppe, in der auch Zebras, Ele-
fanten und Strauße leben. Auf ih-
rer Reise begegnet sie vielen Tie-
ren wie einem Krokodil, einem
Vogel, einer Schildkröte, einem
Wal, einem Esel
und Bibern,
bei denen sie
jeweils eine
Nacht ver-
bringt, bis sie
endlich ein
passendes Zu-
hause für sich
gefunden hat. 

Die jungen
„Leser“, em-
pfohlen ab
vier Jahren,
lernen auf den

liebevoll illustrierten Seiten, wo
und wie die Tiere in ihrem natür-
lichen Raum leben.

Autor Guido Hammesfahr ist
bekannt als Fritz Fuchs aus dem
blauen Bauwagen der ZDF-Sen-
dung „Löwenzahn“. „Frau Giraffe
zieht um!“ ist seine erste Publika-
tion. Ein sehr schönes Bilderbuch
für junge Bücherwürmer. CRS

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Viele Gründe
fürs Verschwinden

Schicksalen verschwundener Menschen auf der Spur Boenhoeffers Gedichte

Kreative 
Gefängnisjahre

Schnelle Reisen zum Bauhaus und zu FontaneWo Tiere zu Hause sind

Reformislam nur mit Polizeischutz

Peter Jamin: „Ohne
jede Spur“, Ro-
wohlt Verlag, Ham-
burg 2019, bro-
schiert, 205 Seiten,
10 Euro

Dietrich Bonhoeffer:
„Aber bei dir ist
Licht. Gebete, Ge-
dichte und Gedanken
aus dem Gefängnis
(1943–1944)“. Her-
ausgegeben und mit
einer Einführung
versehen von Peter
Zimmerling, Brun-
nen Verlag, Gießen
2018, gebunden, 155
Seiten, 13 Euro

Themenkarten „100
Jahre Bauhaus“ und
„In der Welt Fonta-
nes. Unterwegs in
Brandenburg“, Ver-
lag terra press, Ber-
lin 2019, Faltplan, je
4 Euro. Zu beziehen
unter Telefon (030)
275817560 oder: 
info@terra-press.de

Ayaan Hirsi Ali:
„Reformiert euch! –
Warum der Islam
sich ändern muss“,
Penguin Verlag,
München 2016, Ta-
schenbuch, 320 Sei-
ten, 10 Euro

Guido Hammes-
fahr/Marks Zöller
( I l l u s t r a t i o n ) :
„Frau Giraffe zieht
um!“, Bastei Lübbe
Verlag, Köln 2018,
Pappe, 24 Seiten,
13 Euro

Blochplan: „Landkarte Erm-
land/Oberland“, Maßstab
1:100 000, Blochplan Verlag,
Berlin 2019, gefalzt 15 x 21 cm,
8,95 Euro

Die aktuelle Karte stellt den
zentralen Teil der heutigen Woi-
wodschaft Ermland-Masuren in
Ostpreußen dar mit allen dort
vor 1945 vorhandenen Ort-
schaften mit ihren polnischen
und deutschen Namen. Dane-
ben sind auch die Sehenswür-
digkeiten verzeichnet.         EB

Komplott gegen

kritisches Denken

im Islam
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Herbert! Mach ein Ende!
Wie wir die Demokratie überwunden haben, wo der »Einzeltäter« hin ist, und welche

Peinlichkeiten die SPD noch parat hat / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Und wozu haben wir uns
jahrhundertelang abge-
müht? Seit griechischer

Polis, römischer Republik und
germanischem Thing quälen sich
Europäer damit ab, eine demo-
kratische Ordnung zu erschaffen.
Unter langen, auch schrecklichen
Rückschlägen. Aber, so dachten
wir, am Ende haben wir es doch
irgendwie geschafft, raus aus der
Höhle von politischem Gottesgna-
dentum und vermeintlicher Vor-
bestimmung von allem und jedem
hin zur freien Entscheidung nach
Herz UND Verstand durch die
Bürger selbst oder ihre gewählten
Vertreter.

Doch dann kam der Evangeli-
sche Kirchentag. In der Schluss -
predigt führte uns Pfarrerin San-
dra Bils zurück von den stürmi-
schen Höhen der freien Entschei-
dung hinunter in die warmen
Tümpel besinnungsloser Hingabe
und Gefolgschaft.

„Wir sehen, wo Gott in der Welt
wirkt“, so Bils, nämlich „durch die
Leute von Sea-Watch, SOS-Medi-
terranee und Sea-Eye, durch Gre-
ta Thunberg und die Schülerin-
nen und Schüler, durch so viele
andere. Und dabei machen wir
mit ... Behaltet euer Vertrauen,
seid unerschrocken, zeigt gemein-
sam euren Glaubensmut. Wir ha-
ben Gott an unserer Seite.“

Wir, nicht die anderen. Wer
Greta nicht folgen will, Sea-Watch
und Konsorten für Schlepper und
Gesetzesbrecher hält und die
„Fridays for Future“-Schwänzer
für aufgewiegelte, hysterische
Backfische oder partygeile Sowie-
so-Schwänzer, der hat Gott gegen
sich. Weniger noch: Es reicht
schon, einfach anderer Meinung
zu sein bei Asylfrage oder Klima-
debatte, schwupp ist man ein Fall
für die Inquisition, die heute vor-
zugsweise bei Will oder Maisch-
berger  zelebriert wird.

Schon PR-Puppe „Rezo“ hatte
dekretiert, dass es zum Thema
Klima keine zwei legitimen Mei-
nungen mehr gibt, sondern nur
eine, nämlich seine. Gott sieht es
genauso, wenn wir Pfarrerin Bils
folgen, und tut seine einst uner-
gründlichen Ratschlüsse durch
die Prophetin Greta kund, der wir
nur noch vertrauensvoll zu folgen
haben.

Forschung, Wissenschaft, Kritik
und demokratischer Meinungs-

streit sind wieder abgeschafft. Är-
gerlicherweise wollen das aber
nicht alle Leute einsehen. Es
schleichen Ketzer durchs Ge-
büsch, die ihr angebliches Recht
auf Abweichung und Kritik ein-
klagen. Dabei verschanzen sie
sich hinter ihren angeblichen
„Grundrechten“. Aber da sind wir
ja auch schon dran, CDU-Mann
Peter Tauber bereitet gerade das
Feld vor (siehe Seite 1).

Demokratie war ja immer lästig.
Aber seitdem so viele Deutsche,
besonders im Osten der Republik,
auch noch ganz falsch wählen,
haben die gehobenen (oder gar:
geheiligten?) Stützen des Staates
gänzlich die Lust an dem Zirkus
verloren. Wie
tief die Demo-
kratie in deren
Ansehen gesun-
ken ist, lässt
Thomas Opper-
mann lässig
durchblicken.

Der SPD-Poli-
tiker will alle
Bundesbürger
bei der Wahl eines neuen SPD-
Chefs mitstimmen lassen, wenn
sie wollen. Nicht-SPD-Mitglieder
sollen bloß fünf Euro Gebühr zah-
len, um das gleiche Stimmrecht
wie die eingeschriebenen Sozial-
demokraten zu erhalten.

Das dürfte vor allem die alten
Genossen, von denen etliche
schon „Willy wählen“ waren und
die der Partei seitdem durch alle
Höhen und Tiefen die Treue ge-
halten haben, aber freuen: Jeder
kann sich das Stimmrecht holen
für einem Ramschpreis, den man
sonst bei Aufführungen von Schü-
lerbands hinlegt, weil die Qualität
der Truppe mehr nicht hergibt. 

Aber warum überhaupt noch
der ganze Aufwand mit der Vor-
sitz-Wahl? Fragt doch einfach Gre-
ta, durch die „Gott in der Welt
wirkt“, oder Frau Bils, die Gott zu-
mindest an ihrer Seite weiß, wer
SPD-Chef werden soll? Wer das
Gottesurteil anzweifeln sollte, den
entlarven wir als „Feind der De-
mokratie“, der den „Hass predigt“,
der „spaltet“ und sich mitschuldig
macht an Mord und Gewalt.

Apropos Mord und Gewalt: Wo
ist eigentlich der „Einzelfall“ ge-
blieben? In dem derzeitigen Getö-
se habe ich ganz vergessen, wo
und wann ich ihn das letzte Mal

gesehen habe. Jahrelang war Ge-
vatter „Einzelfall“ schließlich un-
ser täglicher Begleiter.

Wo immer jemand einen oder
mehrere Menschen ermordet hat-
te aus weltanschaulichen Moti-
ven, also aus religiösen oder poli-
tischen Gründen oder von bei-
dem etwas, wurden wir sofort be-
lehrt, dass dies wieder ein „Ein-
zelfall“ gewesen sei, der nichts,
aber auch gar nichts mit den poli-
tischen oder religiösen Anschau-
ungen des (mutmaßlichen!) Täters
zu tun habe. Rückschlüsse auf ei-
ne möglicherweise defekte Welt-
anschauung oder gar auf andere
Anhänger dieser oder jener Lehre
verböten sich daher von selbst

und stellten eine
ganz üble „In-
strumentalisie-
rung“ der Ge-
walttat dar.

I m  Z u -
s a m m e n h a n g
mit dem Mord
am Kasseler Re-
gierungspräsi-
denten Walter

Lübcke ist auf einmal alles ganz
anders, nämlich genau entgegen-
gesetzt. Ob dahinter ein System
steckt? Welch zynische Annahme!
Na ja, zynisch vielleicht, aber ver-
mutlich nicht halb so zynisch wie
jene, die dieses System der Dop-
pelbewertung erklügelt haben.

Wie dem auch sei, wir sollten
uns nicht grämen. Sobald wieder
einer von der gewissen „Weltan-
schauung“ zuschlägt, wird auch
der „Einzelfall“ in ganzer Pracht
wieder auferstehen, als sei er nie
fort gewesen. Denn in Wahrheit
wartet er nur in der Kulisse, bis er
politisch wieder gebraucht wird.

Wiederauferstehungen sind in-
des eine zweischneidige Sache.
Sie können gefährlich nach hinten
losgehen. Stellen Sie sich nur
kurz vor, Helmut Schmidt würde
zurückkommen, um seine SPD zu
inspizieren. Oder gar − Herbert
Wehner!

Wer Wehners Wutausbrüche
der 60er, 70er oder 80er Jahre für
einen Ausbund an Pöbelei gehal-
ten hat, der macht sich keine Vor-
stellung davon, wie der Mann sei-
ne eigenen Genossen durch den
Wolf drehen würde angesichts des
jämmerlichen Zustands der SPD.
Nach qualvollem Hin und Her hat
sich der Parteivorstand nun dar-

auf verständigt, dass die Partei ei-
ne Doppelspitze bekommt. Aber
nicht, dass der Eintritt dann zehn
Mäuse kostet. So haben wir nicht
gewettet, Herr Oppermann!

Ach nein, Oppermanns
Ramsch-Idee war wohl selbst den
Genossen zu beschämend und
verschwand weitgehend unkom-
mentiert im Gully. Stattdessen hat
man sich eine ellenlange Prozes-
sion von Schrittchen einfallen las-
sen, an deren Ende die neue SPD-
Spitze stehen soll. Das Ganze
dauert fast ein halbes Jahr.

Ab 1. Juli können Zweierteams
oder Einzelbewerber ihre Kandi-
datur einreichen, Einsende-
schluss: 1. September. Am 14.
Oktober wählen die SPD-Mitglie-
der, am 26. Oktober wird das Er-
gebnis präsentiert. Wenn keiner
der Bewerber oder Zweierteams
mehr als 50 Prozent abgreift,
kommt es zur Stichwahl, die aber
nicht rechtlich bindend ist. Vom
6. bis 8. Dezember kommt dann
der SPD-Parteitag zusammen, um
die Sieger formell zu bestätigen.

Mit anderen Worten: Die Partei
ist dermaßen verunsichert, dass
sie auf allen Vieren zur Vorsitz -
wahl robbt, um nur ja an keiner
noch so kleinen Ecke stolpern zu
können. Daher soll nun die ge-
samte Nation mehr als fünf Mona-
te gebannt verfolgen, wie sich ei-
ne Zwölf-Prozent-Partei zu einer
neuen Parteispitze durchwühlt.

Was das für Blüten treiben wird,
möchten wir uns gar nicht ausma-
len. Müssen wir auch nicht, denn
die Blüten sprießen bereits.

Gesine Schwan, die zweimal
vergeblich versuchte, Bundesprä-
sidentin zu werden, hat sich als
neue SPD-Chefin empfohlen.
Gern würde die 76-Jährige eine
Doppelspitze mit Kevin Kühnert
bilden, der das aber noch gar
nicht wisse, weil sie noch nicht
mit ihm darüber geredet habe.
Allerdings wolle sie ihren Hut nur
dann in den Ring werfen, wenn
man sie darum bitte. Das tut au-
genscheinlich niemand, weshalb
Schwan dies via Deutschlandfunk
in die eigene Hand genommen
hat und sich sozusagen selbst
bittet − Dilettanz und Eitelkeit
tanzen Boogie Woogie.

Solche sagenhaft peinliche Auf-
tritte könnten wir in den kom-
menden Wochen viele erleben.
Herbert! Mach ein Ende!

Laut Oppermann
soll’s den neuen
Obersozi schon

für lumpige
fünf Euro geben

ZUR PERSON

Zeitweiliger 
Justiz-Notnagel 

Um die Nachfolge von Katari-
na Barley als Bundesjustiz-

ministerin hat sich keiner geris-
sen. Wer auch immer das Amt an-
treten wollte, musste damit rech-
nen, als temporärer Notnagel her -
zuhalten. Angesichts des Zerfalls
der Koalition könnte der ver-
meintliche Karrieresprung nach
wenigen Wochen wieder enden.

Nun hat sich Christine Lam-
brecht just an ihrem 54. Geburts-
tag überreden lassen, der SPD-
Parteiräson zu folgen. Unterwür-
fig gab sie ihr Amt als Staatsse-
kretärin von Finanzminister Olaf
Scholz auf, um die Nachfolge von
Barley anzutreten, die als Spitzen-
kandidatin der SPD ins Europa-
parlament gewählt wurde. Da
nach der EU-Wahl der kriselnden
SPD auch noch ihre Vorsitzende
Andrea Nahles abhanden kam,
dauerte es einige Zeit, bis die va-
kante Stelle im Justizministerium,
für welche die SPD das Vor-
schlagsrecht hat, besetzt wurde.

Offenbar aus Sorge um einen
Kurzeinsatz als Minister sprangen
einige Kandidatinnen – eine Frau
musste es aus Quotengründen

außerdem noch
sein – ab, die
Nahles zuvor
im Sinn hatte.
Thorsten Schä-
fer-Gümbel, ei-
ner der drei
ko m m i s s a r i -

schen SPD-Vorsitzenden, stellte
nun seine hessische Landsmän-
nin als neue Justizministerin vor. 

Die Rechtsanwältin, die zwar
aus dem nordbadischen Mann-
heim stammt, aber seit 1998 für
das südhessische Viernheim im
Bundestag sitzt, dürfte sich als
frühere rechtspolitische Spreche-
rin der SPD-Bundestagsfraktion
im Justizministerium deutlich
wohler fühlen als im Finanzmini-
sterium. Politisch zählt die durch
die Anti-Atomkraft-Bewegung so-
zialisierte Lambrecht ähnlich wie
Barley zum linken SPD-Lager. Sie
kann nur hoffen, dass ihre Amts-
zeit lang genug bemessen bleibt,
um ihre angestrebte Reform der
Strafprozessordnung sowie Ver-
besserungen des Verbraucher-
schutzes durchzusetzen. H. Tews

Wolfgang Bok erklärt in der
„Neuen Zürcher Zeitung“
(21. Juni), wie die deutschen
Mainstreammedien ein Klima
der Repression befördern und
das Vertrauen so vieler Bürger
verloren haben:

„Während Interviews mit libe-
ralen oder konservativen Politi-
kern inquisitorischen Verhören
gleichen, muss das grüne Spit-
zenpersonal kaum fürchten,
dass sein moralischer Rigo-
rismus mit praktischen Einwän-
den bloßgestellt wird. Schließ-
lich entstammt man oft genug
demselben postmaterialisti-
schen, städtischen Milieu und
teilt die grünen Ängste. Sorgen
der Rechten, etwa wegen ,unge-
steuerter Zuwanderung‘ oder
,Ausländerkriminalität‘, werden
hingegen als böse Phobien ab-
getan. Eine Redaktorin des ZDF-
Hauptstadtstudios erklärt via
Twitter kurzerhand alle zu Na-
zis, die ,nicht Grün wählen‘.“

Dem Berliner CDU-Politiker
Kurt Wansner ist nach den
jüngsten Ausfällen einiger sei-
ner Parteifreunde nach dem
Lübcke-Mord der Kragen ge-
platzt, Auf „Facebook“ (20. Juni)
schreibt er:

„Ob sich ,Spitzenpolitiker‘,
wie Herr Tauber oder Herr Po-
lenz, Gedanken darüber ma-
chen, warum die CDU noch vor
einigen Jahren über 40 Prozent
Zustimmung bei den Menschen
in Deutschland hatte und jetzt
nur noch zwischen 24 Prozent
und 26 Prozent hat. Möglicher-
weise kommen diese Herren
dann zur Einsicht, dass sie
durch ihr Handeln und ihre Äu-
ßerungen, in den letzten Jahren
und Tagen, dazu beigetragen ha-
ben.“

Alexander Wallasch sieht auf
„Tichys Einblick“ (24. Juni) in
Taubers Attacke auf die AfD
Zeichen einer gefährlichen Hy-
sterie der Mächtigen:

„Die Panik der Etablierten um
einen fortschreitenden Macht-
verlust wird zur größten Gefahr
für Republik und Demokratie.“

Der Chef der Bundespolizei-
gewerkschaft, Ernst G. Walter,
stimmt Friedrich Merz zu, dass
immer mehr Bundespolizisten
der AfD zuneigen. Dem „Han-
delsblatt“ (24. Juni) sagte Wal-
ter, der Mitglied der FDP ist:

„Die Aussagen von Friedrich
Merz kann ich definitiv bestäti-
gen. Auch mir bereitet es bereits
seit Langem große Sorgen, dass
immer mehr Kollegen sich nicht
mehr von den etablierten Par-
teien vertreten fühlen und über
,Alternativen‘ nachdenken. ...
Wenn Sie zum Beispiel als
Bundespolizist am Bahnhof Tag
für Tag den gleichen Taschen-
dieb, Drogendealer oder andere
Kriminelle erwischen, die Ge-
richte die Täter aber umgehend
wieder wegen angeblich guter
Sozialprognosen auf freien Fuß
setzen, dann kann das auf Dau-
er sehr frustrierend sein.“

Der frühere Stasi-Gedenkstät-
ten-Leiter Hubertus Knabe
warnt in der „Berliner Morgen-
post“ (23. Juni) vor Illusionen
über die sozialistische Woh-
nungswirtschaft:

„Die Vorstellung, dass Wohnen
im Sozialismus besonders billig
war, ist deshalb falsch, denn
auch die Subventionen mussten
von der Allgemeinheit bezahlt
werden. Nimmt man die tat-
sächlichen Wohnkosten, waren
diese im Osten genauso hoch
wie im Westen – bei deutlich
niedrigerem Qualitätsstandard.“

Mainz – Die Karl-May-Festspiele
in Elspe und Bad Segeberg för-
dern laut der Mainzer Amerikani-
stikprofessorin Mita Banerjee ein
Indianer-Klischeebild, Verände-
rungen seien dringend nötig. Ein
Darsteller entgegnete, dass es sich
bei „Winnetou“ um eine „Mär-
chenfigur“ handele. Ute Thienel
(Bad Segeberg) klärte darüber auf,
dass man auf der Bühne keinen
Realitätsanspruch erhebe.  E.L.

Köln – Der Bürgermeister von
Mohnheim, Daniel Zimmermann,
hat eine Veranstaltung des Künst-
lers Kay Ray in den Kulturwerken
der Stadt verboten. Kay Ray hatte
gespottet: „Irgendwann steht
Deutschland unter Wasser, weil
die Pole schmelzen, und wir mer-
ken es nicht, weil wir wieder ein-
mal gegen Rechts demonstrieren.“
Diese Äußerung, so Zimmer-
mann, sei „rechtspopulistisch“
und daher nicht von der Mei-
nungsfreiheit gedeckt.  H.H.

Spott ist nicht 
mehr erlaubt

»Winnetou« in
der Schusslinie
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